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Jochanan Hans Roman

Neue Entwicklungen in Israels Parteienlandschaft

I. Resümee der 9. Knesset-Periode (1977—1981)

Die Parlamentswahlen vom November 1977,
die die jahrzehntelange Vorherrschaft der Ar-
beiterpartei beendeten und der oppositionel-
len Likud-Bewegung zum Sieg verhalfen, sind
zweifellos Markstein und Beginn der Gegen-
wartsgeschichte der israelischen Parteien-
landschaft. Eine Analyse der Wahlergebnisse
hat gezeigt, daß dem Umschwung eine ge-
wisse Verdrossenheit der Wählerschaft mit
der im Laufe ihrer langen Herrschaft entstan-
denen Verknöcherung der Arbeiterpartei, ih-
rer Vetternwirtschaft und den Anzeichen von
Korruption zugrunde lag. Diese Verdrossen-
heit kam auch in der Gründung einer Protest-
partei („Dash"), die im Wahlkampf nicht weni-
ger als 15 Mandate erringen konnte, zum
Ausdruck. Andererseits erzielte der Heruth
mit seinem im Likud verankerten Bündnis
mit dem Bürgertum und seiner weitgehenden
Annäherung an die religiösen Parteien eine
schier unangreifbare Majorität, die dann noch
dadurch verstärkt wurde, daß Teile der er-
wähnten Protestpartei sich — in offensichtli-
chem Widerspruch zu dem ausgesprochenen
Willen ihrer Wählerschaft — der Regierungs-
koalition anschlossen.
Die Knessetperiode 1977 bis 1981 stand im
Zeichen der Begin-Sadat-Friedensinitiative
und des Camp-David-Abkommens, das auch
von dem größten Teil der Opposition gebilligt
und ratifiziert wurde; gleichzeitig begann in
dieser Zeit eine intensive Besiedlung der
Westbank und des Gaza-Bezirks, die von der
Arbeiterpartei bekämpft wurde, wenn die
Siedlungen außerhalb der Grenzen des von
ihr programmierten „Allon-Plans" lagen.

Innerhalb der Regierungskoalition machten
sich die ersten Risse bemerkbar, als „Super-
Falken“ der Heruthfraktion im Protest gegen
die Konzessionen des Camp-David-Abkom-
mens eine neue Partei, die „Tchiah“ gründe-
ten; diese wollte mit Hilfe der Gush-Emunim-
Bewegung (des Blocks der Getreuen) die Räu-
mung der jüdischen Sinai-Kolonien sogar mit
Gewalt verhindern. Es war aber weniger der
außenpolitische Schaden als vielmehr die
Wirtschaftspolitik des Likud, die die Regie-
rung in eine ernste Gefahr brachte. Die unge-
bremste freie Marktwirtschaft, speziell die Li-
beralisierung der Devisenkontrollen, hatte
die Inflationsrate zu ungeahnten Höhen an-
schwellen lassen. Die daraufhin versuchte
Drosselung der Inflationsspirale durch rigo-
rose Sparmaßnahmen verärgerte die Bevölke-
rung dann jedoch so sehr, daß mit Beginn des
Jahres 1981 alle Meinungsumfragen eine dra-
stische Niederlage des Likud voraussagten.
Aber eine erneute Richtungsänderung der
Wirtschaftspolitik, die die vorausgegangene
Sparpolitik eher ins Gegenteil verkehrte, er-
reichte auch bei der Wählerschaft ein Um-
denken. Im Wahlkampf des Herbstes 1981,
der mit einer niemals vorher erlebten Verbis-
senheit geführt wurde, spielte die persönliche
Ausstrahlung Menachem Begins auf die
nichtaschkenasische, speziell auf die Wähler-
schaft marokkanischer Herkunft eine ent-
scheidende Rolle. Von da an trat der „ethni-
sche“ Faktor in der israelischen Politik in den
Vordergrund aller Erwägungen. Von ihm wird
im Verlauf dieser Abhandlung noch die Rede
sein.

II. Das Parteienspektrum nach den Wahlen von 1981

Die Wahlen von 1981 sahen ein Wiederer-
starken des Maarach, des Bündnisses der Ar-
beiterparteien: Mit jetzt 48 Mandaten gegen-
über seinem vorherigen Tiefstand von 32
Mandaten, wurde er so stark wie der Likud;
dber dem Bündnis des Likud mit den religiö-
sen Parteien konnte der Maarach auch dies-
nal keine Koalition mit einem gleichstarken
artner entgegensetzen. Daher wurde der Li-

kud wiederum mit der Regierungsbildung be-
traut. Im größeren Rahmen gesehen, konnte
das „rechte" Lager einen Zuwachs von acht
Mandaten verzeichnen, das „linke“ Lager
wuchs um zwölf Mandate, das religiöse Lager
erlitt einen Verlust von vier Mandaten, wäh-
rend Parteien, die man vielleicht als parla-
mentarische Mitte bezeichnen könnte, völlig
aus dem Parteienspektrum verschwanden,



denn der „Shinui" (zwei Mandate), ursprüng-
lich Mitgründer der Dash-Partei, war, wie
seine weitere Entwicklung zeigen wird, be-
reits zu dieser Zeit dem linken Lager zuzu-
ordnen.
Im religiösen Lager war der Abstieg der na-
tional-religiösen Partei „Mawdal" von zwölf
auf sechs Mandate bemerkenswert. In den’
Jahren nach der Staatsgründung war der
Mawdal mit 16 Mandaten der alleinige Ban-
nerträger der religiösen Wählerschaft, später
verlor er einige Mandate an die nicht-zionisti-
sche, extrem religiöse „Agudat Israel“. Aber
als aus ihren Reihen in den siebziger Jahren
die Gush-Emunim-Bewegung entstand, die
sich die Besiedlung der Westbank zum Ziel
gesetzt hatte, geriet die Partei in ein unaus-
weichliches Dilemma; dies bestand in der Un-
vereinbarkeit einer traditionellen, auf die To-
lerierung der säkularen Bevölkerungsgrup-
pen eingestellten Religiosität und einem der
Wiedergewinnung des „gottverheißenen Hei-
ligen Landes" verhafteten Fanatismus. So kam
es zu einer Abwanderung großer Wählermas-
sen, vornehmlich aus der jungen Generation,
die zum Likud und später zur Tchiah übergin-
gen, die in dieser Gründungsphase aus weltli-
chen Elementen des Likud und dem religiös
inspirierten Gush Emunim zusammengesetzt
war. Eine weitere Schwächung des Mawdal
bedeutete der Austritt des Religionsministers
Abu Chazera aus der Partei. Er gründete eine

eigene, auf seiner marokkanischen Anhänger-
schaft aufgebaute Partei. Die „Tami" konnte
drei Mandate erringen, größtenteils auf Ko-
sten des Mawdal. Die Tami schloß sich nach
den Wahlen der Regierungskoalition an 1).
Auch in der Führungsspitze des Likud hatten
weitgehende Änderungen stattgefunden. Im
Oktober 1979 war Außenminister Moshe Da-
jan, im Mai 1980 Verteidigungsminister Ezer
Weizman zurückgetreten. Beide Politiker hat-
ten entscheidend an den Camp-David-Ver-
handlungen teilgenommen; ohne den nie ver-
siegenden Einfallsreichtum Dajans und ohne
die persönliche Ausstrahlung des liebenswür-
digen Ezer Weizmans, der das Vertrauen von
Sadat gewinnen konnte, wäre der Friedens-
vertrag mit Ägypten wohl kaum zustande ge-
kommen. Aber mit der erneuten Verhärtung
der Beginschen Politik in der Frage der be-
setzten Gebiete waren sie nicht einverstan-
den. Weizman begab sich in die „politische
Wüste“, aus der er erst 1984 wieder auftau-
chen sollte. Dajan gründete die Telem-Partei,
die trotz der immensen Popularität Dajans
nur zwei Sitze erobern konnte. Dajan war zur
Zeit der Wahl bereits unheilbar krank; er
starb im Oktober 1981. Damit war der Weg
frei für Ariel Sharon, der vom Landwirt-
schaftsminister zum Verteidigungsminister
avancierte und von nun an eine maßgebende
Rolle in der Wehrpolitik des Staates spielen
konnte.

III. Politische Positionen der Parteien

1. Außenpolitik:
Westbank und Libanonkrieg

In einem Staat, der von einem Ring über-
mächtiger Feinde umgeben ist, die diesen
Staat und seine Bewohner vernichten wollen,
genießt die äußerste Verteidigungsbereit-
schaft und die geschlossene und entschlos-
sene Abwehr akuter Kriegsgefahren unbe-
dingte Priorität über jedweden ideologischen
Dissens hinsichtlich der Gestaltung der politi-
schen Auseinandersetzung mit der feindli-
chen Umwelt. Erst wenn der Würgegriff des
feindlichen Rings sich lockert, die militär-
ische Überlegenheit der Feindbündnisse in
Frage gestellt ist und Anzeichen dafür beste-
hen, daß auch die politische Einheitsfront des
Feindes rissig geworden ist, kann eine ideolo-
gisch unterbaute Außenpolitik zum Zuge
kommen.
Für Israel konnte es in den ersten 20 Jahren
seiner Existenz nur militärische Überlegun-
gen geben; der Feind diktierte das Gesetz sei-

nes Handelns. Erst der Ausgang des Sechs-
Tage-Krieges von 1967, der den Sicherheits-
gürtel Israels in ungeahntem Ausmaß erwei-
terte, und die militärische Schlagkraft Israels
— um nicht zu sagen: seine militärische Über-
legenheit — unter Beweis gestellt hatte, ließ
eine Verständigung mit der arabischen Welt '
in den Bereich des Möglichen rücken.
Der Heruth, die dominante Fraktion des Li-
kud, hatte bis 1965 an der Doktrin der vor-



staatlichen „Revisionistischen“ Partei festge-
halten, die ein „Israel auf beiden Seiten des
Jordans“ forderte. Erst die Vereinigung des
Heruth mit den Liberalen im Gachal-Block,
dem Vorgänger des Likud, reduzierte die For-
derung auf das Gebiet zwischen Jordan und
Mittelmeer als dem eigentlichen „integralen
Bestandteil der historischen Heimat des jüdi-
schen Volkes". Konsequenterweise konnte
nach dem Sechs-Tage-Krieg eine auch nur
teilweise Rückgabe dieses Landes nicht Ge-
genstand von Verhandlungen werden, selbst
nicht für den — unwahrscheinlichen — Fall,
daß die arabische Welt als Gegenleistung die
Anerkennung Israels und einen völkerrecht-
lich verankerten Friedensvertrag anbieten
würde. Auch das unerwartete Erscheinen Be-
gins im Gewand eines Friedensapostels
konnte nur vorübergehend den Eindruck er-
wecken, er wäre auch hinsichtlich der West-
bank konzessionsbereit. Im weiteren Verlauf
der Verhandlungen wurde es jedem intelli-
genten Beobachter klar, daß Begin durch die
Rückgabe des Sinai nur das Ausscheiden
Ägyptens aus der militärischen Feindfront er-
reichen und sich damit gleichzeitig seinen
Besitzstand in Judäa und Samaria sichern
wollte.

Die vor den Wahlen 1981 konstituierte
Tchiah war aus dem Trauma der Aufgabe der
Sinai-Siedlungen entstanden. Die um diese
Partei gescharten „Super-Falken" befürchte-
ten, daß Begin auch in der Westbank
„schwach" werden und vielleicht einem Ein-
frieren der Siedlungstätigkeit zustimmen
könnte, und sei es nur als taktische Konzes-
sion gegenüber einem überwältigenden
Druck der Vereinigten Staaten. An der Grün-
dung der Tchiah war auch der Gush Emunim
beteiligt; dies gab der Partei anfangs auch
eine religiöse Note. 1984 ging der Gush Emu-
nim aber auf die neugegründete „Morascha"
über, und damit wurde die Tchiah eine rein
weltliche Partei, während die Morascha alle
nationalistisch-religiösen Elemente in sich
vereinigte.
Als gemeinsamer Nenner in der Außenpolitik
des aus Arbeiterparteien verschiedener Rich-
tungen (Mapai, Achduth Avoda, Rafi, Mapam)
zusammengeschweißten Maarach kann die
territoriale Kompromißbereitschaft genannt
werden. Aber welches Ausmaß die territoria-
len Verzichte annehmen dürften (die „Allon-
Teilungslinien'' als Verzichtsmaximum oder
nur als Ausgangspunkt von Verhandlungen),
ob man den Palästinensern das Selbstbestim-
mungsrecht, also das Recht auf einen eigenen
Staat konzidieren dürfe, ob man nur mit Kö-
nig Hussein oder auch mit einem Vertreter

der Palästinenser bzw. gar mit der PLO ver-
handeln könne — in allen diesen Fragen ge-
hen die Ansichten des Maarachs weit ausein-
ander. Insbesondere der „rechte" Flügel des
Maarachs betont nachdrücklich das Recht je-
des Juden, sich in jedem Teil des historischen
Israel niederlassen zu dürfen; nur aus realpo-
litischen Erwägungen könne man bereit sein,
auf die Ausübung dieses Rechtes in den von
Arabern dicht bevölkerten Gebieten zu ver-
zichten. Diese Position ist nicht allzuweit von
den Anschauungen der zum Likud gehören-
den Liberalen entfernt. Auch diese mögen,
wenn es hart auf hart geht, zu recht vorsichti-
gen Konzessionen bereit sein.
Aus der Erkenntnis, daß eine derart be-
schränkte Konzessionsbereitschaft Israels zu
keinem Fortschritt des Friedensprozesses
führen könne, haben Raz (die Bürgerrechts-
partei), Shinui, Mapam und die neue Partei
der Progressiven Positionen links vom Maa-
rach bezogen.
Jenseits aller realpolitischen Einschätzungen
sind sie von einem Gefühl moralischen Unbe-
hagens erfüllt, das ihnen die nach dem Sechs-
Tage-Krieg entstandene Situation verursacht.
Die zionistische Bewegung hatte immer ge-
hofft, zu einem friedlichen Zusammenleben
mit der arabischen Bevölkerung gelangen zu
können, denn der Aufbau des verödeten Lan-
des war ja auch dieser zugute gekommen. Daß
der Krieg zur Herrschaft Israels über eine
Million Araber geführt hat, ist aus der Sicht
der „Friedensfront" ein unerträglicher Zu-
stand, für dessen Beseitigung nur das Gebot
der Selbsterhaltung — die Sicherheit des
Fortbestandes des Staates innerhalb „verteidi-
gungsfähiger'' Grenzen — die alleinige Richt-
schnur sein dürfe.
Man mag die Invasion im Libanon als die
wohl bisher einzige kriegerische Aktion
Israels charakterisieren, die sich nicht auf ei-
nem Konsens des Jischuws — der jüdischen
Bevölkerung Israels — stützen konnte. Die
PLO hatte sich, seit sie 1980 aus Jordanien
vertrieben wurde, im Libanon als ein Staat im
Staate etabliert; sie hielt von dort Nord-Gali-
läa und insbesondere die große Siedlungs-
stadt Kirjat Schmona unter fortgesetztem Ra-
ketenbeschuß. Es war klar, daß Israel diesen
Zustand auf die Dauer nicht hinnehmen
konnte. Dem US-amerikanischen Diplomaten
libanesischer Abstammung Philip Habib war
es aber im Herbst 1981 immerhin gelungen,
die PLO zur Einstellung der Beschießungen
zu bewegen. Als jedoch am 6. Juni 1982 in
London ein Attentat auf den israelischen Bot-
schafter verübt wurde, folgten die Ereignisse
Schlag auf Schlag: ein Luftangriff auf PLO-



Stützpunkte im Libanon, darauf erneuter Ra-
ketenbeschuß Galiläas, schließlich — am
8. Juni — Einmarsch der israelischen Truppen
in den Libanon. Ministerpräsident Begin ver-
kündete, daß die Aktion die Herstellung einer
Sicherheitszone von 40 Kilometern bezwecke
(der maximalen Reichweite der PLO-Rake-
ten). Der Notwendigkeit einer solchen Aktion
konnten sich auch die Führer des Maarach
nicht verschließen, und sie gaben ihre, wenn
auch nur zögernde Zustimmung. Es stellte
sich jedoch bald heraus, daß Verteidigungsmi-
nister Sharon — mit oder ohne das vorausge-
gangene oder nur nachträglich eingeholte
Einverständnis Begins — viel weitergehende
Pläne hatte. Er ließ die Armee bis nach Beirut
vorstoßen und riskierte auch Zusammenstöße
mit den im Süd-Osten des Libanon postierten
syrischen Militäreinheiten.

Mit dem von Sharon eindeutig erklärten
Kriegsziel der „endgültigen politischen und
physischen Vernichtung der PLO" konnten
sich die Oppositionsparteien nicht einver-
standen erklären, und zwar sowohl wegen der
bis dahin entstandenen Verluste (500 Tote),
als auch wegen der zu erwartenden Verluste
unter der Zivilbevölkerung, hinter der sich
die Terroristen verschanzt hatten. Es kam zu
Protestversammlungen der Bewegung Sha-
lom Achschaw (Frieden jetzt), zur Abdankung
eines kommandierenden Generals, ja sogar zu
vereinzelten Fällen von Kriegsdienstverwei-
gerung. Einem nun offensichtlich werdenden
Plan Sharons, zusammen mit dem christlichen
Falangistenführer Bashir Jemayel eine neue,
von Israel abhängige Ordnung im Libanon zu 
schaffen, war zunächst Erfolg beschieden:
Bashir Jemayel wurde am 23. August 1982
zum Präsidenten von Libanon gewählt. Drei
Wochen später wurde er Opfer eines Attenta-
tes. Die Wahl seines Bruders Amin, der syri-
schen Einflüssen unterlegen war, machte Sha-
rons Pläne zunichte. Von nun an gewann Sy-
rien eine die libanesische Politik völlig be-
herrschende Position.

Am 18. September 1982 überfielen christliche
Falangisten die palästinensischen Flücht-
lingslager Zabra und Shatila. Israel wurde be-
schuldigt, das Massaker nicht verhindert zu
haben. Die in der Nähe befindlichen israeli-
schen Militäreinheiten wären in der Lage ge-
wesen, einzugreifen, wenn sie einen entspre-
chenden Befehl erhalten hätten. In Israel ver-
langten die Oppositionsparteien die Einberu-
fung einer Untersuchungskommission, und
als Begin sich nicht dazu entschließen konnte,
organisierten sie eine Hunderttausende zäh-
lende Massendemonstration, die die Einset-
zung einer solchen Kommission erzwang. Die

Kommission stellte fest, daß Sharon und der
Generalstabschef Rafael Eitan es unterlassen
hätten, das Massaker zu verhindern, und emp-
fahl, Sharon seines Postens als Verteidigungs-
minister zu entheben. Begin folgte dieser
Empfehlung, behielt aber Sharon im Kabinett
als Minister ohne Geschäftsbereich.
Professor Arens, Sharons Nachfolger im Si-
cherheitsministerium, sah sich im Dezember
1983 gezwungen, die Armee auf eine neue
Linie entlang des Auwaliflusses zurückzuneh-
men. Aber auch diese Position ist angesichts
der zunehmenden Feindseligkeit der Bevöl-
kerung und beinahe täglichen Sprengstoff-
attentaten auf die Besatzungstruppen inzwi-
schen unhaltbar geworden. Auch die Führung
des Likud ist zu der Einsicht gekommen, daß
an eine länger dauernde Besetzung der Au-
wali-Linie nicht gedacht werden kann, jedoch
ein Rückzug bis zur israelischen Grenze eine
erneute Raketenbeschießung Galiläas zur
Folge haben könnte — ein nicht auszuden-
kender Prestigeverlust für den Likud. Worin
aber liegen die Alternativen: in der Stärkung
der südlibanesischen Formationen des ver-
storbenen Majors Haddad, im Einsatz von
Grenzschutztruppen der Vereinten Nationen
oder in einer diplomatischen Verständigung
mit Syrien? Mit diesen schwerwiegenden Pro-
blemen wird sich der neue Verteidigungsmi-
nister des Maarach, Jizhak Rabin, zu befassen
haben.

2. Sozialpolitik

Die Bezeichnungen „rechts" und „links" bedeu-
ten im israelischen Sprachgebrauch fast aus-
schließlich das, was im allgemeinen unter
„Falken" und „Tauben" verstanden wird. Viel-
fach stehen außenpolitisch „linke" Parteien
auch links im sozialpolitischen Spektrum, was
aber keineswegs die Regel ist. Herut, die
Mehrheitsfraktion des Likud, rekrutiert die
Masse ihrer Wähler aus den orientalischen
Armutsvierteln der großen Städte und den
hart um ihre wirtschaftliche Existenz kämp-
fenden Einwohnern der „Entwicklungsstädte"
er ist daher sozialpolitisch nicht weniger links
als der Maarach, dessen Mehrheitsfraktion,
die ehemalige Mapai Ben Gurions, sich heute
nicht nur auf die soliden Kader der Facharbei-
terschaft und der mittleren Beamtenschaft
stützen kann, sondern auch weitgehend auf
die wohlsituierte Bürgerschaft von Nord-Tel-
Aviv und Haifa-Carmel. Die am linkesten Flü-
gel des Parteienspektrums angesiedelte
„Kommunistische Partei", die offiziell als „De-
mokratische Front für Frieden und Gleichbe-



rechtigung" firmiert, ist ein von der Sowjet-
union ferngelenktes Auffangbecken für israe-
lische Araber aus allen sozialen Schichten; sie
ist keineswegs auf ideologische Positionen
des Marxismus festgelegt, für die Muslime
ohnehin wenig empfänglich sind. Auch die
Sheli-Partei der 9. Knesset, die jetzt im neuen
Gewand als „Progressive Partei für Frieden“
auftaucht, ist — als Vorkämpfer für eine
israelisch-arabische Verständigung — extrem
links im außenpolitischen Sinne, ohne sich so-
zialpolitisch zu artikulieren.

In den Anfängen der zionistischen Besiedlung
lagen die Dinge freilich anders. Die dem zari-
stischen Regime entflohenen russischen Stu-
denten, die um die Jahrhundertwende ins
Land kamen, waren unzweifelhaft Jünger
marxistisch-sozialistischer Ideologien. In
reinster Form konnten sie ihre Ideen in den
„Kibbutzim" verwirklichen, die sie auf ihnen
überlassenen Sümpfen und Steinwüsten er-
richteten; diese stellten den vielleicht radi-
kalsten Versuch der Bildung einer „klassenlo-
sen Gesellschaft" dar und waren zudem auf
ökonomischem Gebiet durchaus erfolgreich.

Aber die ideologische Starre der Gründerge-
neration hat sich in der Mehrzahl der Kibbut-
zim weitgehend gelockert. Von den drei ur-
sprünglich separaten Kibbutzbewegungen ha-
ben sich zwei vereinigt; sie bilden heute eine
einflußreiche Gruppe innerhalb des Maarach.
Die dritte Kibbutzbewegung Hashomer Ha-
zair ist der sozialistischen Ideen treu geblie-
ben. Im Parteienspektrum gehört sie der Ma-
pam an, der Linksfraktion des Maarachs, die
jetzt — anläßlich der Formierung der Natio-
nalen Einheitsregierung — aus dem Maarach
ausgetreten ist.

Der Arbeitgebersektor bildet parteipolitisch
keine einheitliche Front, weil ein erheblicher
Teil der industriellen und anderen Großbe-
triebe staatseigen ist bzw. der Chewrat Ov-
dim (Gesellschaft der Arbeitenden) gehört. Es
handelt sich dabei um eine Gründung der Hi-
stadrut, der Spitzenorganisation der Gewerk-
schaften. Soweit jedoch von einer Interessen-
vertretung des Privatkapitals gesprochen
werden kann, ist sie bei den Liberalen, der
Juniorfraktion des Likud, zu finden. Von so-
zioökonomischen Aspekten aus gesehen be-
finden sich Herut und Liberale an entgegen-
gesetzten Polen der Skala — heute, da die
Wirtschaftsprobleme Israels im Mittelpunkt
der Politik stehen, hat es bereits ernste Aus-
einandersetzungen der beiden Fraktionen ge-
geben, die vielleicht sogar die Fortdauer des
Likud in Frage stellen können.

3. Kulturpolitik — Säkularer Staat
oder Theokratie?

Im Oktober 1947 schrieb David Ben-Gurion
an Rabbi Maimon, dem Führer der Agudat-
Israel-Bewegung: „Wir haben nicht die Ab-
sicht, einen theokratischen Staat zu errichten.
Wir werden keinen Religionszwang auf die
Bürger unseres Staates zulassen, der auch
Nicht-Juden haben wird. Aber der Schabbat
wird unser offizieller Ruhetag sein, die reli-
giösen Speisegesetze werden in offiziellen
und aus Staatsmitteln unterhaltenen Institu-
tionen beobachtet werden. Angelegenheiten
des personalen Status der Bürger werden reli-
giösen Gerichten übertragen und für Kinder
aus religiösen Familien wird ein selbständi-
ges Schulsystem errichtet werden.“
Das ist der berühmte Brief des „Status quo“, so
genannt, weil diese Regeln schon in der vor-
staatlichen Struktur des „Jischuw" galten, nur
daß ihnen staatliche Gesetzesgewalt fehlte.
Ben-Gurions Schreiben war an die super-or-
thodoxe Agudat Israel addressiert, aber es
war die Nationale Religionspartei (Mawdal),
die in den nächsten 30 Jahren der Koalitions-
partner der Arbeiterregierungen wurde, wäh-
rend die Agudat Israel nur in der 1. Knesset
einen Minister stellte.
Im ersten Jahrzehnt des Staates funktionierte
das Status-quo-Prinzip beinahe reibungslos.
Die Auseinandersetzungen zwischen den Ar-
beiterparteien und dem Mawdal beschränk-
ten sich auf die Frage, wieweit die Schabbat-
ruhe und die Beachtung der Speisegesetze
auch auf die im strikten Sinne nicht öffentli-
chen oder staatlich beeinflußten Bereiche
auszudehnen sei, zum Beispiel auf den Auto-
busverkehr2), auf Industriebetriebe, die Regie-
rungsaufträge erhielten, auf Hotels, die vom
Staat unterstützt wurden. Als weit einschnei-
dender erwies sich die Zuständigkeit der Rab-
binatsgerichte bei Personalrechtsfragen. In
Anwendung traditionell religiösen Rechts er-
kannten sie nur eine Person, die von einer
jüdischen Mutter geboren oder zum Juden-
tum übergetreten war, als Juden an und ver-
weigerten Eheschließungen oder Eheschei-
dungen, wenn nicht Mann und Frau in diesem
Sinn nachweisbar Juden waren. „Wer ist
Jude?" Diese Frage entbrannte in voller Hef-
tigkeit, als die religiösen Parteien einen Uber-



tritt zum Judentum nur anerkennen wollten,
wenn die Konversion in strikter Befolgung
„halachischer"3) Vorschriften erfolgt war; das
hieß in der Praxis, daß nur Konversionen an-
erkannt wurden, die von orthodoxen und
nicht von konservativen oder Reform-Rabbi-
nern durchgeführt worden waren. Immer wie-
der aufflammender Streitpunkt war die Zuläs-
sigkeit von Abtreibungen. Nachdem die Ar-
beiterregierung durchgesetzt hatte, daß Ab-
treibungen auch im Falle wirtschaftlichen
Notstands zugelassen werden könnten, er-
zwangen die religiösen Parteien später die
Streichung dieser Bestimmung. Das halachi-
sehe Gebot, den Körper des Verstorbenen un-
versehrt zu lassen und die Totenruhe nicht zu 
stören, damit der Hingeschiedene bei An-
kunft des Messias an der Auferstehung teil-
nehmen könne, führte zu immer rigoroser
werdenden Einschränkungen medizinischer
Obduktionen. Später, nunmehr bereits von
lautstarken Massendemonstrationen der
Agudat Israel unterstützt, wurde die Forde-
rung erhoben, daß archäologische Ausgrabun-
gen nur mit Genehmigung des Religionsmini-
steriums vorgenommen werden dürften.
Da Menachem Begin dem religiösen Lager
nahestand, konnten die religiösen Parteien
unter dem Likudregime mehr erreichen als je
zuvor. Die Liberalen distanzierten sich nur
von den extremsten religiösen Forderungen
in der Form einer von Begin zugebilligten
Stimmenthaltung. Auch der Maarach ließ sich
weitgehend von koalitionspolitischen Rück-
sichten leiten. Die im Maarach „eingebaute“
links-sozialistische Mapam-Fraktion fügte
sich immer wieder der Parteidisziplin; nur ein
einziges Mitglied des Maarach, Shulamit Alo-
ni, verließ den Maarach und gründete die
antiklerikale Bürgerrechtspartei „Raz". Ebenso
schrieb der Shinui den Widerstand gegen re-
ligiösen Zwang auf seine Fahne.
Der führende Streiter im „innerjüdischen"
Kulturkampf ist jetzt die Agudat Israel. Sie ist
antizionistisch, weil nur der Messias befugt
gewesen wäre, den jüdischen Staat wieder
aufzurichten4). Aber die Realpolitiker der

Agudat Israel haben erkannt, daß sie den
Staat, in dessen Mitte sie leben, brauchen;
ihre heutige Doktrin ist daher, daß sie zwar
den Staat, nicht aber die Gesetze des Staates
anerkennen, soweit sie mit den in der Hala-
cha fixierten religiösen Gesetzen nicht über-
einstimmen. Daher übernimmt die Agudat Is-
rael auch keine Ministerposten, aber zur
Wahrung ihrer finanziellen Interessen
schickt der „Rat der Großen der Thora" seine
Sendboten in alle Gremien, die über die Ver-
teilung von Staatsgeldern zu befinden haben
(die Knesset-Kommission für Finanzen, die
Bank of Israel, etc.). Die Zuwendungen, die die
religiösen Parteien, vor allem die Agudat Isra-
el, aus der Staatskasse erhalten, sind enorm,
ohne daß der Staat von ihren Parteigängern
die Gegenleistungen erhält, die von allen an-
deren Teilen des Jischuws als selbstverständ-
lich angesehen werden. Die Mehrzahl aller
Männer der Agudat Israel widmet sich dem
Studium der heiligen Schriften in „Jeschi-
woth" (Talmud Thora Schulen), von denen es
ungefähr 300 gibt. Sie sind vom Militärdienst
befreit, erhalten aber trotzdem vom Wohl-
fahrtsministerium die außerordentlich hohen
Unterstützungen für Väter kinderreicher Fa-
milien und zusätzlich aus dem Etat des Reli-
gionsministeriums hohe Zuwendungen.

4. Der ethnische Faktor

Seit marokkanische Juden im Jahre 1977 dem
Likud zum Wahlsieg verhalfen, erhielt der
ethnische Faktor für alle parteipolitischen
Überlegungen wachsende Bedeutung. Dies
kam erstmalig zum Ausdruck, als Abu Cha-
zera die sich auf Wähler marokkanischer
oder jedenfalls nordafrikanischer Herkunft
stützende Tami-Partei gründete; diesem Er-
eignis folgte die noch zu berichtende Abspal-
tung sephardischer Juden aus der aschkenasi-
sehen Agudat Israel.
Zur genaueren Präzision der oft falschver-
standenen Begriffe wie „Sepharden" oder
„Orientalen“ kann auf Regierungsstatistiken
verwiesen werden, die zwischen Einwohnern
europäischer Herkunft (Aschkenasen) einer-
seits und den aus Afrika oder aus Asien ein-
gewanderten Nicht-Aschkenasen unterschei-
den. Die afrikanische Gruppe ist der im
Sprachgebrauch „Marokkaner" genannte Teil
des Jischuw, der in den letzten 500 Jahren in
Nordafrika gewohnt hat und von dort nach
Israel eingewandert ist. Er gehörte ursprüng-
lich zu den im ersten und zweiten Jahrhun-
dert in die römische Sklaverei verkauften Be-
wohnern Judäas. Im dritten Jahrhundert be-
fanden sie sich zum größten Teil in Gallien
und am Rhein. Diejenigen, die sich von dort



nach Osten, also nach Deutschland (hebrä-
isch: „Aschkenas") wandten, hießen fortan
Aschkenasim, diejenigen, die nach Spanien
zogen, nannte man „Sephardim" — Spanier.
Dort lebten sie während der arabischen Ära
Spaniens im besten Einvernehmen mit der
muslimischen Bevölkerung, aber nach der
christlichen Wiedereroberung des Landes
wurden sie vor die Wahl gestellt, die Taufe
anzunehmen oder auszuwandern. Der größere
und wohl auch ärmste Teil der Auswanderer
fand in den arabischen Emiraten der afrikani-
schen Nordküste Asyl. Sie litten dort in den
nachfolgenden Jahrhunderten unter religiö-
ser Verfolgung und wirtschaftlicher Bedräng-
nis. Als Israel selbständig wurde, wurden sie
als Staatsfeinde behandelt und schließlich des
Landes verwiesen. Fast alle, viele Hundert-
tausende, emigrierten nach Israel5).
Die aus Asien eingewanderten Juden, die ei-
gentlichen „Orientalen", entstammen einem
viel früheren Exil. Sie waren von Assyrern im
achten vorchristlichen Jahrhundert und von
Babyloniern 200 Jahre später nach Asien in
die Sklaverei geführt worden. Bereits vor der
Staatsgründung kam die erste Gruppe von Je-
meniten, nur wenig später folgten die iraki-
schen Juden nach Israel, dann zahlreiche an-
dere „Stämme des Ostens“.
Die „Marokkaner" kamen in ein Land, das sich
nach einem gerade überstandenen Krieg in
einem Zustand völliger Erschöpfung befand.
Die Einwanderer wurden in Lagern unterge-
bracht, wo sie oft jahrelang warten mußten,
bis Wohnungen einzugsbereit waren, und
auch in allen anderen Lebenssphären waren
sie in dieser Zeit von den Verfügungen einer

überarbeiteten aschkenasischen, wohl nicht
immer verständnisvollen Beamtenschaft ab-
hängig. Aus dieser Situation entstand ihre
Verbitterung gegen das Regime der Arbeiter-
regierung und ihr Anschluß an Menachem
Begins Oppositionspartei. Die „orientalischen“
Juden können dagegen keineswegs als Partei-
gänger des Likud klassifiziert werden, insbe-
sondere ihre größte Gruppe, die Iraker, ist
eher dem Maarach zuzuordnen, jedenfalls ge-
hören viele prominente Iraker zum Parteiap-
parat des Maarach, als Knessetabgeordnete,
vielfach auch mit Ministerrang.

Innerhalb der großen Parteiblöcke haben nun
auch Nicht-Aschkenasen die oberste Füh-
rungsspitze erreicht: David Levi im Likud, Jiz-
chak Navon, ein ,Alt-Sepharde", im Maarach.
Auch außerhalb der Parteien bekleiden
Nicht-Aschkenasen heute die wichtigsten Po-
sitionen des Staates. Navon war bereits
Staatspräsident, der aus dem Jemen stam-
mende Israel Kessar ist Generalsekretär der
Histadrut und der im Irak geborene Moshe
Levi ist Generalstabschef.

Laut Regierungsstatistik zählte der Jischuw
Ende 1982 39,3 % Aschkenasen und 44,3 %
Nicht-Aschkenasen (22,3 % aus Afrika, 22 %
aus Asien). Juden, deren Väter bereits im
Land geboren waren, wurden nicht mehr nach
Herkunftsländern registriert. Diese Gruppe
betrug am Stichtag 16,4 %, so daß nicht mit
Sicherheit gesagt werden kann, ob Nicht-
Aschkenasen bereits eine Mehrheit erreicht
haben. „Mischehen", die am Censustag 20%
erreichten, sind ein weiterer Unsicherheits-
faktor in dieser Statistik.

Ende des Jahres 1983 mehrten sich die Anzei-
chen, daß der Stern des Likud im Sinken war.
Zwei Gründe gab es für den Umschlag der
Volksstimmung: Der Libanonkrieg hatte hohe
Verluste zur Folge gehabt, und es war noch
kein Ende abzusehen. Zweitens hatte die Fi-
nanzpolitik der Regierung schlimme Rück-
schläge erlitten, welche die Bevölkerung täg-
lich am eigenen Leibe erfuhr. Finanzminister
Joram Aridor, der den Sparpolitiker Jigael
Horowitz abgelöst und durch massive Zoll-

IV. Neuwahlen 1984

und Steuervergünstigungen und verstärkte
Subventionen für alle Verbrauchsgüter die
Wahlen für den Likud gerettet hatte, setzte
diese Politik auch in der Folgezeit fort. Die
Inflation stieg im raschen Tempo, die Devi-
senreserven schrumpften, aber der Bürger,
gegen die Inflation durch ein ausgeklügeltes
Indexierungssystem weitgehend abgesichert,
sah nur, daß sich die Wirtschaft in allen Zwei-
gen zu entwickeln schien, investierte seine
Ersparnisse, wo immer er glaubte, an der Kon-
junktur teilnehmen zu können. Plötzlich wer-
tete Aridor dann die Währung in zwei Schü-
ben am 6. und 11. Oktober 1983 um 25% ab.
Das Publikum wurde von Panik erfaßt. In
überstürzten Verkäufen zerstoben die Ge-



winne der vorangegangenen Hausse, Spätein-
steiger erlitten empfindliche Verluste, und
die Banken, deren Aktien die begehrteste An-
lage gewesen waren, mußten die Finanzbe-
hörden um Hilfe angehen.

Aridor konnte sich nicht halten; aber auch
sein Nachfolger bemühte sich vergeblich um
eine Gesundung der Finanzen. Im Frühjahr
1984 war die Inflation auf über 200 % gestie-
gen und die Devisenreserven waren auf ei-
nem besorgniserregenden Tiefstand ange-
kommen. In dieser Situation war der Maarach
außerordentlich an vorgezogenen Wahlen in-
teressiert, aber erst mit der unerwarteten
Hilfe von Abu-Chazeras Tami-Partei gelang
es am 22. März 1984, die Regierung zu stür-
zen. Der Tag der Neuwahlen wurde auf den
23. Juli 1984 festgesetzt.

Es ist in Israel leicht, eine Partei zu gründen
und ihre Zulassung zu den Knessetwahlen ge-
nehmigen zu lassen.
Die Zahl der 1984 eingereichten Listen betrug
26, von ihnen gelangten 15 (8 alte und 7 neue)
in die nächste Knesset.
Die folgende kurze Übersicht über das Partei-
enspektrum am Anfang der Wahlkampagne
wird die nachfolgenden Entwicklungen bes-
ser verständlich machen.
Im Likud waren große Veränderungen vor
sich gegangen. Menachem Begin hatte im
September 1983 sein Amt als Regierungschef
mit einer einfachen Erklärung „ich kann nicht
mehr“ in einer Regierungssitzung niederge-
legt, ohne weder damals noch seither Gründe
für diesen Entschluß anzugeben. Zu seinem
Nachfolger wurde im Likud Jizschak Schamir
gewählt, nachdem David Levi seine Kandida-
tur zurückgezogen und auch Ariel Scharon es
für opportun gehalten hatte, zu diesem Zeit-
punkt eine abwartende Haltung einzuneh-
men. Zwischen Heruth und Liberalen war es
aber nach Begins Rücktritt zu hitzigen Aus-
einandersetzungen gekommen, da den Libera-
len vor 20 Jahren 18 sichere Plätze auf der
Likud-Einheitsliste zugesagt worden waren6).
Inzwischen war klar geworden, daß die auf
das Votum einer bürgerlichen Wählerschaft
bauenden Liberalen mit einer selbständigen
Liste nur einen Bruchteil der ihnen im Likud
verbürgten Mandate erhalten würden. Vor
die Alternative gestellt, im Likud ohne Son-

derstellung aufzugehen oder ihn zu verlassen,
akzeptierten die Liberalen die vielleicht nur
vorläufige Kompromißlösung einer unbe-
trächtlichen Reduzierung ihrer gesicherten
Plätze.
Die Tschiah hatte bedeutenden Zuzug in der
Person des ehemaligen Generalstabschefs Ra-
fael Eitan erhalten, eines „Superfalken" eige-
ner Prägung. Ezer Weizman hatte eine neue
Partei, die Jachad, gegründet. Er hoffte, zwi-
schen Likud und Maarach das Zünglein an
der Waage zu werden, um der einen oder der
anderen seine politische Linie aufzwingen zu
können. Die Omez des ehemaligen Finanzmi-
nisters Horowitz verlangte eine Wiederauf-
nahme der von ihm seinerzeit eingeschlage-
nen Sparpolitik. Die neue Schass war als eine
Sammlungsbewegung sephardischer Ortho-
dox-Religiöser entstanden, die sich in der von
Aschkenasen dominierten Agudat Israel zu-
rückgesetzt fühlten. Auf die neue Progressive
Partei für Frieden und die Kach-Partei des
Raw Kahane wird noch zurückzukommen
sein.
Die im Juni einsetzende Wahlkampagne rich-
tete sich fast ausschließlich an jene große
Wählergruppe, die in den städtischen Armen-
vierteln und in „Entwicklungsstädten" lebt
also an die aus Nordafrika, vor allem aus Ma-
rokko stammenden sephardischen Juden. Der
Maarach hoffte, dem Likud diese Gruppe zu
entfremden, indem er auf die von der Regie-
rung verursachte Wirtschaftsmisere und die
immer noch steigenden Verlustziffern im Li-
banonkrieg hinwies. Der Likud verstand es
jedoch, die Verbesserung der Lebensbedin-
gungen sehr anschaulich aufzuzeigen, die er
gerade für diese Schichten des Jischuw in die
Wege geleitet hatte; den Klagen über den
Libanonkrieg begegnete er mit einer anderen
Taktik, indem er etwa ein neunjähriges Mäd-
chen aus Kirjat Schmona im Fernsehen vor-
führte, das sehr eindrucksvoll von seinem Le-
ben im Luftschutzkeller erzählte und davon,
daß es jetzt „endlich leben könne wie alle
anderen Kinder in Israel".

1. Wahlergebnisse
Noch am Vortag der Wahlen hatten Volks-
befragungen einen Vorsprung des Maarach
vor dem Likud von acht bis zehn Mandaten
voraussgesagt. Die in der Wahl erzielte Diffe-
renz von nur vier Mandaten war daher für
Maarach-Anhänger sehr enttäuschend. Auch
im Gesamtergebnis hatte sich das Parteien-
spektrum nur unter Einbeziehung der „Pro-
gressiven" etwas nach links verschoben, wie
die folgende Tabelle zeigt.
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Raz und Shinui, die linksliberalen Parteien,
hatten auf Kosten des Maarach einen erhebli-
chen Stimmenzuwachs erzielt. Die Tchiah war
von drei auf fünf Mandate gekommen: Das
Erscheinen des Generals a. D. Rafael Eitan
auf der Wahlliste, des legendären Helden al-
ler Kriege Israels, hatte auf andere Kriegsve-
teranen, besonders aber die Jugend, seinen
Eindruck nicht verfehlt. Nach einer von der
Zeitung Haarez veröffentlichten Analyse hat
Tchiah in den für das Militär bestimmten
Wahlurnen 9,7% aller Stimmen erhalten, ge-
genüber 4% im Landesdurchschnitt Jachads
Anhänger waren enttäuscht; sie hatten mit
fünf oder sechs Mandaten gerechnet. Die reli-
giösen Parteien (9—13 der Tabelle) konnten
zwar mit 13 Mandaten ihre frühere Stärke
behalten, aber die Zusammensetzung hatte
sich wesentlich verschoben. Mawdal, der
schon aus den vorigen Wahlen geschwächt
hervorgegangen war, hatte zwei weitere Man-
date verloren, vermutlich an die nationalisti-
sche Morascha Partei. Agudat Israelund Tami
mußten je zwei Mandate an die sephardisch-
orthodoxe Schass abgeben — ein alle Politi-
ker verblüffendes Ergebnis. Man hatte sich
nicht vorstellen können, daß sie in Konkur-
renz mit der Agudat Israel einen solchen Er-
folgskurs nehmen würde.
Die Progressive Partei für Frieden mit einem
arabischen Politiker als Spitzenkandidaten
wird von allen Parteien (mit der möglichen
Ausnahme von Mapam und Raz) als Verräter
an der zionistischen Sache angesehen. Tat-
sächlich versuchen die Progressiven jetzt mit
Hilfe der arabischen Wählerschaft zu errei-

chen, was ihnen im Rahmen der damals noch
als zionistisch angesehenen Scheli-Partei
nicht gelungen war: Israels Staatsführung zu
Verhandlungen mit der PLO zu bringen. Die
Progressiven betrachten die PLO als einen
nicht zu umgehenden Faktor im arabischen
Lager; nur „realistische" Konzessionen kön-
nen ihrer Ansicht nach zu einem Frieden füh-
ren.
Eine Analyse der für die Progressiven abge-
gebenen Stimmen ergab, daß über 90% der
Stimmen aus den arabischen Distrikten des
Landes kamen7) und die Progressiven daher
als ein Teil von Israels arabischem Szenario
anzusehen sind. Dies gilt auch für die Kom-
munistische Partei, die ebenfalls etwa 90% ih-
rer Stimmen aus arabischen Wahldistrikten
bezieht, obwohl auf ihrer Liste seit Jahren als
Spitzenkandidaten Juden stehen.
In den arabischen Wahlbezirken nahmen die
Kommunisten seit jeher eine vorherrschende
Stellung ein. Selbständige arabische Parteien
konnten, mit Ausnahme der „Unabhängigen
Arabischen Partei", die 1977 ein Mandat er-
hielt, niemals die Zulassungsgrenze errei-
chen. 1981 wurden in diesen Bezirken — bei
einer Wahlbeteiligung von 68% — ungefähr
170 000 Stimmen abgegeben, von denen die
Kommunisten 65 000, der Maarach 47 000 er-
hielten und der Rest sich auf Likud, Shinui,
Mawdal und arabische Listen verteilte, die
nicht zum Zuge kamen.
1984 entbrannte ein heftiger Kampf zwischen
den Kommunisten und der neuen Progressi-
ven Partei. Beide befürworteten die Hinzuzie-
hung der PLO zu politischen Gesprächen mit
Israel. Die Progressiven jedoch versuchten,
die „Gemäßigten" innerhalb der PLO zum Be-
ginn eines Dialogs mit Israel zu gewinnen8).
Die Kommunisten wiederum unternahmen
ohne Erfolg den Versuch, Arafat zu veranlas-
sen, die neue „Spalter"-Partei zu verdammen,
aber auch führende Politiker der Progressiven
hatten — ebenfalls vergeblich — versucht,
von Arafat legitimiert zu werden.
Wegen des Interesses, das die arabischen
Wähler an dem Wettstreit zwischen Kommu-
nisten und Progressiven nahmen, stieg die
Wahlbeteiligung von 68% im Jahre 1981 auf
77% im Jahre 1984; fast 200 000 Wähler gin-



gen diesmal an die Urnen. Die Kommunisten
gingen im arabischen Sektor aus den Wahlen
geschwächt hervor; sie erzielten zwar 70 000
Stimmen, die jedoch nur 36% der insgesamt
abgegebenen Stimmen ergaben. Die Progres-
siven erzielten 35 000, der Maarach 52 000,
der Schinui, der besonders stark in den drusi-
sehen Distrikten war, über 10 000, und Weiz-
man über 6 000 Stimmen. Auch der Likud, der
einen Araber auf seiner Liste hatte, und sogar
der Mawdal, der zu einigen lokalen „Chamu-
lot" gute Beziehungen unterhielt, erzielten ei-
nige tausend Stimmen.
Der Wahlerfolg der Kach hat wohl 95% des
Jischuw — wenn wir die restlichen 5% dem
extremsten Flügel der Tchiah zurechnen —
nicht weniger entsetzt und schockiert als die
ausländischen Berichterstatter. Allerdings
wurde das Ereignis oft in einer solchen Weise
aufgebläht, als wäre Kach bereits auf dem be-
sten Wege, den Staat Israel nach seinen Ideen
umzuformen.
Man ist sich in Israel sehr wohl darüber im
klaren, daß aus einem „crazy fringe“, von dem
niemand so recht Notiz genommen hatte,
eine Partei geworden ist, dessen Führer von
der Bühne der Knesset unter dem Schutz par-
lamentarischer Immunität seine Lehren ver-
künden kann. Aber vielleicht noch mehr als
sein wahnwitziger Plan, die Araber Israels zur
Auswanderung zu veranlassen (oder zu zwin-
gen) — bereits am Tage nach der Wahl war er
auf dem Weg in ein arabisches Dorf, um dort
ein .Auswanderungsbüro" zu errichten —,
entsetzt den Jischuw der Anblick seiner in
gelben Hemden auftretenden, Händel su-
chenden Banden.
Der Jischuw war jetzt entschlossen, die Kach
im Keim zu ersticken und verlangte wirksame
Sofortmaßnahmen. So enthalten bereits die
„Politischen Richtlinien“ der neuen Regierung
der „Nationalen Einheit“ die sofortige Vorbe-
reitung eines Gesetzes gegen den Rassenhaß.
Auch ein Parlamentsabgeordneter kann mit
diesem Gesetz in Konflikt kommen. Außer-
dem wurde auch mit Blick auf die Straßen-
banden des Rabbi beschlossen, das Polizeide-
zernat aus dem bisher von dem Mawdal-Füh-
rer Dr. Burg verwalteten Innenministerium
herauszunehmen und als ein selbständiges
Polizeiministerium Chaim Bar-Lev anzuver-
trauen, einem ehemaligen Generalstabschef,
der heute der Führungselite, des Maarach an-
gehört.

2. Die Regierung der nationalen Einheit

Da der Maarach aus den Wahlen als größte
Partei hervorgegangen war, übertrug der

Staatspräsident dem Vorsitzenden des Maa-
rach, Shimon Peres, den Auftrag zur Regie-
rungsbildung. Seine Verhandlungen mit den
Religiösen Parteien, von denen er zumindest
eine für eine Knessetmajorität brauchte, blie-
ben jedoch erfolglos, da er ihre Bedingungen
nicht akzeptieren wollte.
Dagegen war Ezer Weizman nicht nur bereit
einer Maarach-Koalition beizutreten, sondern
er traf mit Peres ein Abkommen, wonach die
Jachad dem Maarach als Fraktion beitrat
Dies kann man als die wahrhaft dramatische
Entscheidung eines Mannes bezeichnen, der
1977 dem Likud zu seinem Sieg verhelfen hat-
te. Jetzt war der Likud ebensowenig wie der
Maarach im Stande, eine Regierung zu bilden;
daher wurde der bereits vor den Wahlen ven-
tilierte Gedanke einer Regierung der Natio-
nalen Einheit wieder aufgenommen. Die
Wirtschaftslage des Staates war in einem so
katastrophalen Zustand, daß einschneidende
Maßnahmen ohne Verzug ergriffen werden
mußten; eine nur von einer knappen Mehr-
heit unterstützte Regierung hätte es nicht wa-
gen können, dem Volk die unerläßlich gewor-
dene Reduzierung seines Lebensstandards
aufzuzwingen.
Das nach mühsamen Verhandlungen er-
reichte Abkommen über die Errichtung der
Regierung der Nationalen Einheit sah eine
Dauer der Regierung für 50 Monate vor. In
den ersten 25 Monaten soll Peres, in den
nächsten Shamir als Ministerpräsident, dage-
gen in der ersten Hälfte Shamir, in der zwei-
ten Peres als Außenminister amtieren. Für die
gesamte Laufzeit ist Rabin als Verteidigungs-
minister, Jizchak Moda'i, der Vorsitzende der
liberalen Likud-Fraktion, als Finanzminister
vorgesehen.
Im übrigen sollte die Regierungsbank auch
hinsichtlich der anderen Ministerposten pari-
tätisch besetzt sein, wobei alle wesentlichen
Entscheidungen einem „inneren Kabinett" von
zehn Mitgliedern Vorbehalten sein sollten.
Für dieses Kabinett wurden vom Maarach er-
nannt: Peres, Rabin, Navon, Bar-Lev und
Weizman, vom Likud: Shamir, Levi, Sharon,
Arens und Moda’i. Die „politischen Richtli-
nien“ beschäftigten sich mit einer Unzahl von
Punkten; dabei mag die Richtlinie erwähnens-
wert sein, die im Libanon befindlichen Trup-
pen zurückzuziehen, sobald dies ohne Gefähr-
dung der Sicherheit Galiläas bewerkstelligt
werden könne. Aber alle Richtlinien, die sich
mit den besetzten Gebieten, mit der Fortset-
zung des Camp-David-Abkommens oder auch
anderen Verhandlungen mit der arabischen
Welt befassen, laufen im Grunde darauf hin-
aus, weder die politischen Intentionen des Li-



kud noch diejenigen des Maarach zu verwirk-
lichen. Wichtig jedoch ist die Vereinbarung,
daß neue Siedlungen in der Westbank einen
Mehrheitsbeschluß des „inneren Kabinetts“
erfordern.
Der Regierung traten auf der Seite des Maa-
rach die Parteien Shinui und Ometz bei. Raz
blieb in der Opposition. Die sechs Abgeordne-
ten der Mapam traten zusammen mit einem
stark links engagierten Abgeordneten der Ar-
beiterpartei aus dem Maarach aus. Die linke
Opposition besteht daher einschließlich der
.Progressiven" und den Kommunisten aus 16
Abgeordneten, die rechte Opposition —
Tchiah und Kach — aus sechs Abgeordne-
ten.
Die religiösen Parteien verhielten sich abwar-
tend. Mawdal und Schass beanspruchen das
Innen- und das Religionsministerium — nach-
dem das bisher von der Mawdal beherrschte
Erziehungsministerium Jizchak Navon über-
geben worden war. Bis zu einer Besetzung
dieser Vakanzen wird der Ministerpräsident
beide Ressorts verwalten.
Zum Zeitpunkt der Niederschrift dieses Bei-
trages ist die neue Regierung drei Wochen im
Amt Zur Enttäuschung wohl der ganzen
Wählerschaft des Landes war die Regierung
noch nicht im Stande, sich auf eine gemein-
same Politik zur Bekämpfung der Wirtschafts-
krise zu einigen. Der vom Finanzminister
Moda'i vorgeschlagene Plan, auf den sich die
Partner der Regierung in Vorbesprechungen
geeinigt hatten, umfaßt drei Punkte: eine
starke Reduzierung des Regierungsetats, die
zeitweilige Außerkraftsetzung des Lebenshal-

tungsindexes sowie eine erhöhte Besteue-
rung der vermögenden Schichten. Aber die
Histadrut widersetzt sich energisch jedem
Eingriff in das Indexierungssystem, dem ein-
zigen Schutz der Lohn- und Gehaltsempfän-
ger gegen die Inflation. Angesichts dieses Wi-
derstandes der Histadrut ist die eben geschaf-
fene Einheitsfront der Regierungskoalition
schon brüchig geworden.
In den sieben Jahren, die wir in dieser Ab-
handlung Revue passieren ließen, hat sich Is-
raels Parteienlandschaft in einem Ausmaß
verändert, wie es niemals vorher in seiner
Geschichte der Fall gewesen war: Von den elf
Parteien, die für die Wahl des Jahres 1977
angetreten waren, sind fünf noch heute ver-
treten: Likud, Maarach, Mawdal, Agudat Is-
rael und die Kommunisten. Die jetzt 15 Par-
teien zählende Skala enthält (außer diesen
fünf Parteien) drei, die 1981 in die Knesset
gelangten und sieben, die erst vor Beginn der
Wahlen von 1984 entstanden sind.

Bemerkenswert ist die Polarisierung des Par-
teienspektrums in Fragen der Außenpolitik:
die Stärkung der Parteien links vom Maarach
und rechts vom Likud. Ebenso bedeutsam ist
die Entwicklung des Maarach von einer ur-
sprünglich sozialistischen, dann sozialdemo-
kratischen, schließlich mit dem Austritt der
Mapam und dem Eintritt Jachads zu einer
ausgesprochenen Mittelstandspartei — wo-
hingegen der Heruth in seiner jetzt scharf be-
tonten Distanzierung zu den Likud-Liberalen
dem Maarach die Rolle des Fürsprechers der
wirtschaftlich schwachen Schichten streitig
machen will.



Amnon Neustadt

Israelische Nahost-Politik nach den Wahlen 1984

Perspektiven einer politischen Wende

I. Der Likud-Block und der arabisch-israelische Konflikt —
ein zwiespältiges Verhältnis

Zwei große Parteienblöcke prägen seit Jahren
die politische Landschaft Israels. Zum einen
der Zusammenschluß der Arbeiterparteien,
der seit der Staatsgründung im Jahre 1948 in
unterschiedlichen Varianten die politische
Führung bis' 1977 im Lande gestaltete, ande-
rerseits der Likud-Block, der die Regierungs-
geschäfte seit 1977 führte.

Um den Standpunkt des Likud-Blocks oder —
genauer — den der „Heruth-Partei" (des Kerns
der Vereinigung) zur Nahostfrage besser dar-
legen zu können, muß zuvor auf das allge-
meine Verhältnis dieser Partei zu den Ara-
bern eingegangen werden.
Im Jahre 1923 bezeichnete der ideologische
.Vater' der Partei, Zeev Jabotinsky, sein Ver-
hältnis zu den Arabern als „höfliche Gleich-
gültigkeit“1)- „Ein freiwilliger Ausgleich zwi-
schen Zionisten und Arabern", so Jabotinsky,
„ist nicht mal im Traum denkbar."2) Nach sei-
nem Urteil bestand nicht einmal ein Hoff-
nungsschimmer für die Zustimmung der Ara-
ber zur Umgestaltung von „Palästina" in ein
Land mit jüdischer Mehrheit. In diesem Zu-
sammenhang verneinte Jabotinsky auch Aus-
sichten auf einen friedlichen Kompromiß zwi-
schen Arabern und der jüdischen Bevölke-
rung; er bezeichnete dieses Vorhaben als illu-
sionär. Nur hinter einer „Eisernen Wand"
könne das jüdische Aufbauwerk im Lande
vollendet werden, folgerte Jabotinsky3). Auf
diesem ideologischen Unterbau entwickelte
sich die „Heruth-Partei“ unter ihrem Führer
Menachem Begin.
Diese Einstellung bzw. dieser ideologische
Fixpunkt bestimmte damals das Verhalten
der „Heruth“ zur arabischen Bevölkerung Isra-
els.

Die Wahlniederlage der Vereinigten Israeli-
schen Arbeiterpartei im Jahre 1977 brachte
den von Menachem Begin geführten Likud-
Block in die Regierungsverantwortung. Im
Gegensatz zu Begins kompromißbereiter Hal-
tung gegenüber Ägypten nahm er als Pre-
mierminister eine besonders unnachgiebige
Position in der Westbankfrage ein. Begin und
seine Anhänger proklamierten die politische
Unteilbarkeit des Gebietes zwischen Mittel-
meerküste und Jordan und betrieben eine Po-
litik, die sich die Vermehrung jüdischer An-
siedlung und die jüdische Hegemonie in Ju-
däa und Samaria zum Ziel gesetzt hatte4). Ne-
ben den wiederholten Erklärungen, dieses
Territorium aus sicherheitspolitischen Erwä-
gungen behalten zu müssen, wurden biblisch-
historische Rechte auf dieses Gebiet geltend
gemacht Dies war die Grundlage einer neuen
Siedlungspolitik der Regierungen Menachem
Begins und danach Yitzhak Shamirs. Im Ver-
gleich zur Siedlungspolitik der Arbeiterpartei,
die ausschließlich sicherheitspolitisch moti-
viert war (Sicherung des Jordantales) und den
Grundsatz beachtete, eine Provokation der
arabischen Bevölkerung nach Möglichkeit zu
vermeiden, begann seit 1977 eine rege Sied-
lungsaktivität, die in der Westbank einen in-
tegralen Bestandteil des Staates Israel sah.
Daß die Siedlungspolitik Reaktionen der ara-
bischen Staaten herausfordern könnte, wurde
dabei völlig ignoriert. Ein klassisches Beispiel
für die neue Form der Ansiedlung waren die
jüdischen Niederlassungen in und um die
Stadt Hebron. Im Unterschied zu den Siedlun-
gen, die zur Zeit der Regierung der Arbeiter-
partei entstanden waren, sind die weitaus
zahlreicheren Siedlungsprojekte des Likud-
Blocks entsprechend der ideologischen
Grundhaltung ein Produkt der Kombination
sicherheitspolitischer, religiöser und histori-



scher Überlegungen5). Im Wahlprogramm des
Likud aus dem Jahre 1981 heißt es: „Der Staat
Israel hat das Recht auf Souveränität über Ju-
däa, Samaria und den Gaza-Streifen. Nach Be-
endigung der Übergangszeit, die im Camp-
David-Abkommen festgelegt wurde, wird Is-
rael seine Forderung formulieren und sich
einsetzen, um dieses Recht durchzusetzen."6)
Jeder territoriale Kompromiß zwischen Jor-
danien und Israel würde vom Likud als die
Aufgabe des Anspruchs auf das Land bewer-
tet, der den Weg zur Errichtung eines zusätz-
lichen palästinensischen Staates neben Jorda-
nien ebnen könnte7).
Für den Likud stellten die Vereinbarungen
von Camp David deshalb eine Art Garantie
dar, daß es auf dem „westlichen Teil des Staa-
tes“ unter keinen Umständen zu Zugeständ-
nissen in Form einer territorialen Teilung und
zur Bildung eines palästinensischen Staates
kommen könnte8).
Einen „ausgeprägten Stolz“ entwickelte die
Partei hinsichtlich des Friedensvertrages mit
Ägypten. Sowohl im Wahlprogramm 1981 als
auch im letzten Manifest wurde ausdrücklich
erwähnt, daß das Abkommen ein Werk der
Likud-Regierung ist. Zugleich betonte die
Partei ihren Willen zur Fortsetzung des
Camp-David-Prozesses oder — präziser aus-
gedrückt — die Bereitschaft, die Verhandlun-
gen über den Autonomieplan wieder aufzu-
nehmen. Dabei läßt sie keinen Zweifel daran
aufkommen, was nach ihrer Auffassung unter
Autonomie zu verstehen ist: die Bildung ei-
nes souveränen Staates wird explizit ausge-
schlossen. Die Formel der Wahlprogramme
von 1981 und 1984 lautet: „Das arabische Volk
hat die Selbstbestimmung mit der Existenz
von 21 selbständigen arabischen Staaten er-
reicht.“9)
Zwischen 1977 und 1984 hat die Likud-Regie-
rung die Errichtung von über 100 neuen Sied-
lungen auf der Westbank und im Gaza-Strei-
fen gebilligt und finanziell gefördert. Für den
seit 1981 mitregierenden Koalitionspartner,
der äußerst rechts und extrem nationalistisch
orientierten Tehija-Partei, war die Siedlungs-

tätigkeit nicht nur eine Sicherheitsfrage, son-
dern in erster Linie eine ideologische Grund-
voraussetzung, die der Likud durch die Schaf-
fung der äußeren Bedingungen unterstützte.
Die forcierte Siedlungsaktivität war Ausdruck
des Rechts, sich in jedem Teil des Landes nie-
derzulassen ).10

Eine unnachgiebige Haltung nahm der Likud-
Block auchjn der Frage der Golan-Höhen ein.
Bereits in ihrem Wahlprogramm von 1981
hatte die Partei deutlich gemacht, daß sie bei
Gesprächen mit Syrien weder bereit sei, die
Golan-Höhen aufzugeben, noch die Absicht
habe, auf eine bereits errichtete Siedlung zu
verzichten. Gleichzeitig verkündete die Par-
tei, daß sie zu gegebener Zeit sowohl das
israelische Recht als auch die staatliche Ad-
ministration auf diesem Gebiet zu vollziehen
beabsichtige. Im Wahlmanifest des Jahres
1984 konnte die Partei mit Genugtuung fest-
stellen, daß entsprechend dieser Planung die
israelische Souveränität auf dem Golan voll-
zogen worden sei”).
Für die amtierende Likud-Regierung schloß
die Annexion der Golan-Höhen keineswegs
die Möglichkeit aus, zu einem Dialog mit der
syrischen Seite zu gelangen. Jerusalem appel-
liert auch weiterhin an Syrien, den Weg des
Krieges zu verlassen und das direkte Ge-
spräch, gemeinsam mit den anderen arabi-
schen Staaten, zu suchen ).12

Im Wahlprogramm aus dem Jahre 1981 gab
der Likud-Block bekannt, daß es entgegen al-
len „Prophezeiungen der Maarach“ unter sei-
ner Führung zu keinem Krieg gekommen
sei ). Ein Jahr später erwies sich diese Aus13 -
sage als vorschnell. Der Krieg im Libanon hat
bis zym August 1984 das Leben von fast 600
israelischen Soldaten gekostet, eine tiefge-
hende Spaltung der israelischen Gesellschaft
heraufbeschworen und das Selbstverständnis
der israelischen Armee nachhaltig zerrüt-10



tet 14). Die politische Marschroute des Jahres
1984 läuft dennoch ohne Zögern in die Rich-
tung einer Rechtfertigung des Libanon-Krie-
ges. Nach Ansicht des Likud hat Israel zwar
keine territorialen Ansprüche im Libanon,
aber die Räumung der israelischen Stellungen
in diesem Lande sei erst dann möglich, wenn
der Frieden an Israels Nordgrenze von Dauer
ist Ein Ausweg aus dem drohenden Versin-
ken der jetzigen Regierung im „libanesischen
Sumpf"15) ist nicht absehbar. Ausreichende
Garantien für die Schaffung eines friedlichen
Zustandes an Israels Nordgrenze scheinen
nur mühsam und schrittweise erreichbar. Die
israelische Armee wird auf unabsehbare Zeit
auch weiterhin in einen Krieg involviert sein,
der täglich neue Menschenleben fordert.

1)5 Die Bezeichnung stammt aus dem Wahlmani-
fest von „Shinui“.
16) Siehe Rede von Oppositionsführer Peres am
18. 10. 1982 vor der Knesset: Der Kampf um den
Staat Israel als jüdischer Staat. Informationsmate-
rial der Arbeiterpartei. 17) Vgl. Eldar, in: Haaretz vom 14. 8. 1984.

Die Festigung der syrischen Position inner-
halb der arabischen Welt im Zuge des Liba-
non-Krieges und die „Tatsachen-Politik“ der
amtierenden Regierung in der Frage der Go-
lan-Höhen machen einen Dialog zwischen
den Kontrahenten in absehbarer Zeit relativ
unwahrscheinlich.
Als Folge der Weigerung, territoriale Kom-
promisse über das Westufer des Jordans zu
schließen, blockierte der Likud Annäherungs-

versuche aus Amman zu einer gemeinsamen
Lösung. Das Erreichen eines gesicherten Frie-
dens an der östlichen Grenze des Staates Is-
rael scheint ohne ein Signal der Verhand-
lungsbereitschaft — Kalkül eines territorialen
Kompromisses — und unter Berücksichti-
gung der wachsenden Unzufriedenheit in der
arabischen Bevölkerung mit der israelischen
Besatzungspolitik auf der Westbank gegen-
wärtig fast illusorisch ) .16

Obwohl die Ausgangsbasis der bilateralen Be-
ziehungen zwischen Israel und Ägypten
durch das Abkommen von Camp David eine
herausragende Stellung einnimmt, wäre die
Hoffnung auf eine Intensivierung der Bezie-
hungen gegenwärtig wenig realistisch. Die
ägyptische Haltung, bezogen auf die israeli-
schen Aktivitäten im Libanon, die unüber-
brückbar formulierten Gegensätze in der Be-
handlung der Autonomiefrage und die gleich-
zeitigen Anstrengungen Ägyptens, erneut
eine führende Stellung in der arabischen
Welt einzunehmen, erschweren mögliche An-
sätze, einen fruchtbaren politischen Dialog
beider Staaten zur Konstante im nahöstlichen
Umfeld zu machen.

II. Die Arbeiterparteien — die mögliche Wende?

Unmittelbar nach der Bekanntgabe des letz-
ten Wahlergebnisses wurde in der israeli-
schen Gesellschaft der Ruf nach Bildung ei-
ner Koalition auf breiter Grundlage unüber-
hörbar. In dem politischen Wirrwarr der klei-
nen Parteien und vor dem Hintergrund der
Unfähigkeit der großen Parteien, einen ent-
scheidenden Sieg zu erreichen, sahen viele
Bürger des Staates in einem gemeinsamen
Vorgehen der beiden Hauptlager die einzige
Alternative. In diesem Zusammenhang mach-
ten einige Beobachter darauf aufmerksam,
daß der politische Gegensatz in der Behand-
lung des israelisch-arabischen Konfliktes
nicht unüberwindbar sei. Wenn die Chance,
zu einer Übereinstimmung zu gelangen, nicht
genutzt werde, sei zumindest eine Vereinba-

rung über das vorläufige „Einfrieren“ der um-
strittenen Themen denkbar17). Zuspruch fan-
den diese Überlegungen vor allem deshalb,
weil der Lösung der fatalen wirtschaftlichen
Situation Priorität eingeräumt wurde und zur
Durchsetzung wirksamer ökonomischer Maß-
nahmen eine breite Verankerung der Regie-
rung erforderlich sein würde.
Eine gründlichere Betrachtung der prokla-
mierten politischen Linie der tonangebenden
israelischen Parteien zeigt jedoch deutliche
Unterschiede in den Auffassungen im Hin-
blick auf das israelische Engagement in den
Kernfragen der Nahostproblematik. Durch
die Benutzung einer unmißverständlichen
Sprache grenzt das letzte Wahlprogramm des
Likud-Blocks Interpretationsversuche ein; in
der Zielsetzung des israelischen Rückzuges
aus dem Libanon demonstrierten die Parteien
Einigkeit — zumindest in den Grundlinien.
Beide politischen Lager stimmten überein,
den Abzug der israelischen Truppen von ei-
ner Schutzgarantie für die Anwohner der



Nordgrenze vor terroristischen Übergriffen
aus dem libanesischen Staatsgebiet abhängig
zu machen ) .18

Im Unterschied zum Likud-Block besitzt die
Arbeiterpartei eine weit flexiblere Perspek-
tive für einen gesicherten Frieden in Nahost.
So erklärte die Arbeiterpartei auf der Grund-
lage der Sicherheitsratsresolutionen 242 und
338 ihre ausdrückliche Bereitschaft, ohne jeg-
liche Vorbedingungen einen Friedensdialog
mit den arabischen Nachbarstaaten zu eröff-
nen19). Wie schon in ihrem Wahlprogramm
von 1981 proklamierte sie ihre Bereitschaft zu
einem Friedensabkommen mit Jordanien und
Syrien auf der Basis eines territorialen Kom-
promisses 20).

22) Ebd.
23) Vgl. Dan Margalit, in: Haaretz vom 2. 8. 1984.

Deutliche Differenzen hinsichtlich der Moti-
vation und der Lösungsvorschläge zwischen
beiden Parteien sind auch bei der Konzeption
einer Regelung für die besetzten Gebiete er-
kennbar. Im Unterschied zum Likud, der sich
aus ideologischen und sicherheitspolitischen
Erwägungen gegen jeden territorialen Ver-
zicht stellt, nimmt die Arbeiterpartei einen
moderaten Standort ein. Demographische
Kriterien begründeten die Bereitschaft der

Arbeiterpartei zu Konzessionen auf territoria-
ler Basis. In der Übernahme von 1,3 Millionen
Arabern sieht der Block der Arbeiterparteien
eine Gefahr für die weitere Existenz Israels
als jüdischer Staat. Eine Entscheidung zugun-
sten einer Annexion der besetzten Gebiete
wurde eine Situation zur Folge haben, in der
eine „Minderheit“der arabischen Welt sich in
einem ständigen Machtkampf mit einer Min-
derheit des jüdischen Volkes befindet, um
eine „absolute Mehrheit“ zu erreichen21).
Denn dann befänden sich die Grundregeln
des jüdischen und demokratischen Staates in
der Gefahr, außer Kraft gesetzt zu werden.
Israel könnte zu einem zweiten Libanon wer-
den ).22

Nach Ansicht der Arbeiterpartei kann und
soll das palästinensische Problem deshalb im
Rahmen des „jordanisch-palästinensischen
Staates" gelöst werden. Die Konföderation ei-
nes jordanisch-palästinensischen Staates
könnte sich nach Auffassung der Arbeiterpar-
tei auf das heutige Jordanien, bestimmte Teile
von Judäa und Samaria und den Gaza-Strei-
fen erstrecken. Voraussetzung wäre der
gleichzeitige Abschluß eines Friedensver-
trages zwischen beiden Staaten.

III. Fazit

Die dargestellten Unterschiede und die Mit-
wirkung der Arbeiterpartei in der Regierung
lassen Hoffnungen im Hinblick auf eine flexi-
blere Außenpolitik zu. Zweifellos standen im
Vordergrund des israelischen Wahlverhal-
tens weniger die Lösung des palästinensi-
schen Problems als vielmehr die immensen
wirtschaftlichen Schwierigkeiten des Lan-
des23). Der Zusammenhang von Wirtschaft
und Politik gilt für die politische Szene des
Nahen Ostens nicht minder als für solche
Staaten, deren Existenz unangefochten ist.
Die Verknüpfung der ökonomischen und poli-
tischen Bereiche wird voraussichtlich schon

bald zu einer provisorischen Einstellung der
Siedlungstätigkeit in den besetzten Gebieten
führen. Bereits der frühere Finanzminister
Orgad bezeichnete das „Einfrieren" der Sied-
lungsprojekte als einen notwendigen Beitrag
im Rahmen der Anstrengungen zur Gesun-
dung der israelischen Wirtschaft. Nicht zu
trennen sind ökonomische und sicherheitspo-
litische Wechselwirkungen, wie dies schon
für die Siedlungspolitik angemerkt wurde.
Die hohen Aufwendungen, die mit der Prä-
senz der israelischen Streitkräfte im Libanon
verbunden sind (ca. eine Million US$ pro Tag)
könnten im Falle eines Rückzuges auch eine
Entspannung der desolaten wirtschaftlichen
Situation Israels bewirken.
In der Tat erwies sich die Frage der künftigen
Libanon-Politik als ein Bereich, in dem eine
Übereinstimmung zwischen den beiden gro-
ßen Lagern relativ einfach herzustellen war.
Die Feststellung von Yitzhak Shamir, daß zwi-
schen den beiden großen Parteien des israeli-
schen Parlaments keine gravierenden Mei-
nungsunterschiede in der Libanon-Frage be-
stünden, gilt nach wie vor. Der Unterschied,
falls überhaupt vorhanden, ist eher semanti-
schen Ursprungs. Abweichungen waren in



den Formulierungen feststellbar, nicht aber in
der grundsätzlichen Konzeption24).
Die Tatsache, daß es beiden Parteien gelun-
gen ist, bei ihren Koalitionsgesprächen in re-
lativ kurzer Zeit doch noch eine Einigung in
dieser Frage zu erzielen, unterstreicht diese
Aussage. Kern dieser Übereinstimmung war
der geplante Rückzug der israelischen Streit-
kräfte in einer kurzen und festgelegten Frist
bei gleichzeitiger Sicherung der israelischen
Nordgrenze ).25

Als weit komplizierter erwies sich bislang die
Behandlung des Palästinenserproblems und
die damit verknüpfte Frage der Gestaltung
der Beziehungen zum östlichen Nachbarstaat
Hier liegen territoriale Kompromißbereit-
schaft und darauf abgestimmte Vorstellungen
zur Siedlungspolitik der Arbeiterpartei mit
den Maximalkonzepten des Likud-Blocks im
Streit. Eine Annäherung konnte schließlich
mit dem Konzept einer zukünftigen Beteili-
gung arabischer Palästinenser an Friedens-
verhandlungen erzielt werden. Beide politi-
schen Lager vereinbarten, daß die arabischen
Bewohner der Westbank und des Gaza-Strei-
fens an den Friedensgesprächen beteiligt
werden sollten26).

Eine Koalition unter der Leitung des
„Maarach“ macht eine Annäherung an die
Vorstellungen Jordaniens wahrscheinlicher,
als das in der Regierungszeit des Likud der
Fall war. Allerdings hatte es auch nach dem
Sechs-Tage-Krieg von 1967, als ebenfalls eine
Regierung auf „breiter Basis“ bestand, mit Be-
gins Wissen inoffizielle Kontakte zwischen
dem jordanischen Herrscher und israelischen
Politikern gegeben27). Auch die Annahme,
daß eine Regierung der „nationalen Einheit"
die Verwirklichung eines Autonomieplans
unter Mitwirkung des Likud-Blocks voran-
treiben könne, muß in die Variationen der
gegenwärtigen Überlegungen miteinbezogen
werden.
Um dem Friedensprozeß zwischen Ägypten
und Israel einen neuen Anstoß zu geben,
wäre ein israelischer Impuls, der — über den
Gesprächspartner Ägypten hinausgehend —
in der arabischen Welt eine veränderte Hal-
tung Israels dokumentieren würde, für die
ägyptischen Verhandlungspartner die ent-
scheidende Voraussetzung, den Dialog mit Is-
rael wieder aufzunehmen. Dies könnte sich
zum Beispiel in einer gezielten Geste in der
Libanon-Politik oder in einer glaubwürdige-
ren Kompromißbereitschaft in der palästinen-
sischen Frage ausdrücken28).



Michael Wolffsohn

Deutsch-israelische Beziehungen
im Spiegel der öffentlichen Meinung

In diesem Aufsatz soll der Versuch unternom-
men werden, die zweiseitigen Beziehungen
zwischen Bonn und Jerusalem anhand von
Meinungsumfragen nachzuzeichnen, die in
beiden Staaten durchgeführt wurden. Bedau-
erlicherweise sind diese Erhebungen nicht
„spiegelbildlich", d. h. sie wurden unabhängig
voneinander und oft auch zu verschiedenen
Zeitpunkten organisiert. Mehr als bundes-
deutsche werden hier israelische Daten vor-
gestellt; dies aus folgenden Gründen: Erstens
würde die Darstellung und Besprechung der
Umfragen aus beiden Staaten den räumlichen
Rahmen dieser Arbeit sprengen; zweitens
sind die Zahlen aus der Bundesrepublik vor

allem in den verschiedenen Bänden des .Al-
lensbacher Jahrbuches" leicht zugänglich;
drittens wurden die israelischen Daten bis-
lang noch nie in ihrer Gesamtheit veröffent-
licht1). sind also nicht nur historisch-politik-
wissenschaftlich, sondern auch politisch auf-
schlußreich.

1) Durch ein Forschungsstipendium der Konrad-
Adenauer-Stiftung war es mir möglich, die israeli-
schen Daten vom PORI-Institut (Public Opinion Re-
search of Israel) zu erhalten.

Wegen des unterschiedlichen Gewichts und
der damit verbundenen Notwendigkeit einer
sachgerechten Einordnung werden die bun-
desdeutschen Daten, anders als die israeli-
schen, auch nicht politisch-soziologisch aufge-
schlüsselt. Lediglich die Entwicklung der
Sympathiekurve sei hier erörtert.

I. Umfragen in der Bundesrepublik Deutschland

1. Sympathien im arabisch-israelischen
Konflikt

So undifferenziert die in Schwarz-weiß-Tönen
gefärbte Fragestellung in bezug auf die Sym-
pathien in diesem Konflikt auch ist, so auf-
schlußreich bleibt sie als eine Art politischer
Gewinn- und Verlustrechnung.
Die wichtigste Aussage, die aus Tabelle her1 -
vorgeht, lautet: Zwischen 1965 und 1983 gab
es nur zwei Zeitpunkte, in denen die Sympa-
thie der Westdeutschen mehr „den" Arabern
als „den" Israelis gehörte. Einmal wurde die
Umkehrung des allgemeinen Musters im Mai
1981 registriert, sodann konnte sie auch im
Oktober 1982 festgestellt werden. Die jewei-
lige Erklärung läßt sich leicht finden: Im Mai
1981 hatte Israels damaliger Ministerpräsi-
dent Begin den früheren Bundeskanzler
Schmidt sowie „das“ Deutsche Volk wegen ih-
rer nationalsozialistischen Vergangenheit
pauschal verurteilt. Die Bundesbürger rea-
gierten empört. Erschüttert waren sie im Ok-
tober 1982 über das Mitte September an Palä-
stinensern in Beirut verübte Massaker, das
zwar christliche Milizen zu verantworten hat-
ten, jedoch mit israelischer Duldung. Bei der
Nach-Frage im Februar 1983 waren zwar die
Gemüter weniger erhitzt, und die Sympathie
für Israel war erneut stärker als die für die
arabische Seite, aber erstens hatte sich der
Abstand im Vergleich zu früheren Daten er-
heblich verringert, zweitens scheint sich die

Zuneigung zu den Arabern auf einem Niveau
stabilisert zu haben, das deutlich über dem
früheren (bis 1978) lag, und drittens dürfte die
Zunahme der „Weder-noch"-Antworten be-
sonders bedeutsam sein. Keine der beiden
Konfliktparteien genießt große Sympathien in
der Bundesrepublik Deutschland.
Die Ergebnisse vom November 1956 wird man
nur als aufschlußreichen indirekten Vergleich
verstehen dürfen, da nicht nach der Position
im ägyptisch(arabisch)-israelischen Konflikt
gefragt wurde. Vielmehr sollten westdeutsche
Bürger erklären, ob sie im Suez-Konflikt auf
der Seite Ägyptens, Englands oder Frank-
reichs standen. Weil aber die am 29. Oktober
1956 begonnene Invasion Ägyptens durch
Engländer, Franzosen und Israelis gemeinsam
geplant und unternommen wurde, enthält die
Allensbacher Frage nicht nur einen grundle-
genden Fehler, sondern auch eine Verzerrung
zugunsten Israels. Insofern wäre es gewiß
nicht unangebracht, die für England und
Frankreich ermittelten Sympathiewerte auf
Israel zu übertragen. Um auf diese Vorge-
hensweise aufmerksam zu machen, wurden
die Zahlen für 1956 in Klammern gesetzt. Un-
problematisch ist diese Übertragung nicht,
denn 52 % der Bundesrepublikaner meinten,
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daß Israel zu dieser Aktion von England und
Frankreich lediglich „angestiftet" worden
sei3). Genau so viele, also 52 %, hielten Eng-
land für den Haupt,schuldigen" der Auseinan-
dersetzung, und nur 17% meinten, Israel sei
„am meisten schuldig4 ). Der für Ägypten so
erfreuliche Wert von 56 % zeigt, daß „die" ara-
bische Seite durchaus mit Wohlwollen in der
Bundsrepublik rechnen konnte. Sobald aber
der arabisch-israelische Konflikt direkt ange-
sprochen war, verringerte sich dieses Wohl-
wollen erheblich.
Drei Phasen erkennt man bei der Entwick-
lung der Sympathiekurve: Erstens die Zeit
vor dem Sechstagekrieg. Zweitens den Ab-
schnitt vom Juni 1967 bis zum Ende der sieb-
ziger Jahre. Drittens die Periode seit 1981, ge-
nauer: 1983. Vor dem Krieg des Jahres 1967
und im Februar 1983 wurden in der Tendenz
ähnliche Daten ermittelt. Zwar bekundeten
die Befragten eine stärkere Zuneigung für die
israelische Seite, aber der Abstand zur arabi-
schen Partei war vergleichsweise gering, wäh-
rend der Anteil der „Weder-noch'-Antworten
sowie der Unentschiedenen rund zwei Drittel
erreichte. Mit anderen Worten: Nur ein Drit-
tel bekannte sich überhaupt zur einen oder
anderen Seite.



weisen. Dafür spricht aber erstens die Tatsa-
che, daß trotz der Abkühlung auch noch An-
fang 1983 die Sympathie für Israel weiter ab-
nahm, zweitens keine dramatischen Ereig-
nisse stattfanden, die eine grundsätzliche Um-
kehrung des Trends hervorgerufen haben
könnten, und drittens die Umfragedaten aus

II. Umfragen in Israel

Bei Erhebungen, die in Israel zum Thema der
beidseitigen Beziehungen durchgeführt wur-
den, scheint es angebracht, zwischen Grund-
satzfragen einerseits und Problemen des poli-
tischen Alltags andererseits zu unterschei-
den. Es ist sinnvoll, dieser Einteilung noch
eine Zwischenstufe mit der Bezeichnung .All-
tagsprobleme mit grundsätzlichem Charakter"
hinzuzufügen.
Bedauerlicherweise liegen zum Thema der is-
raelisch-deutschen Beziehungen erst seit
1970 Erhebungen vor, in denen zudem selten
dieselben Fragen gestellt werden, die die
Bundesdeutschen zu beantworten hatten.
Ähnlich wie in der Bundsrepublik Deutsch-
land hat auch in Israel nur ein einziges Insti-
tut Feldforschung auf diesem Gebiet betrie-
ben, nämlich das Public Opinion Research of
Israel (PORI).
Nicht chronologisch, sondern nach der Inten-
sität der Grundsätzlichkeit seien die in Israel
durchgeführten Umfragen vorgestellt; keines-
wegs ist allerdings dabei auszuschließen, daß
der eine oder andere Leser den Grad des
Grundsätzlichen anders einschätzt als der
Autor.
Nach der Darstellung und Auswertung der
Antworten aus der Gesamtbevölkerung wer-
den die soziologischen und parteipolitischen
Unterschiede der Befragten berücksichtigt
und erörtert.
1. Grundsatzfragen

„Sind alle heute noch lebenden Deutschen
Schuld am Holocaust an den Juden?" fragte
PORI im März 1982 einen repräsentativen
Querschnitt der jüdischen Bevölkerung des
Landes. Die überwältigende Mehrheit von
40, % antwortete mit Nein, nur 8,5 % mit
Ja
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zahlreichen westeuropäischen Staaten-schon
seit Jahren ein ähnliches Muster aufweisen:
Die meisten Befragten sind dem Weder-noch-
Lager zuzurechnen; bei denjenigen aber, die
sich für eine der beiden Seiten entschieden,
verfügt Israel über einen entscheidenden
Vorsprung6)

Daß aber die „vor 1928 geborenen", noch le-
benden Deutschen Schuld am Holocaust trü-
gen, meinten 42,8 %8). Man könnte von einer
abgestuften Kollektivschuld-These sprechen,
die von der Mehrheit der jüdischen Israelis
danach vertreten wurde. Unterschieden
wurde zwischen den Generationen der Deut-
schen, doch nicht innerhalb der Generatio-
nen.
Die zweite Grundsatzfrage wurde sowohl im
Juli 1972 als auch im Juni 1981 gestellt: „Gibt
es in Deutschland Chancen für ein Wieder-
aufleben des Nazismus oder etwas Ähnli-
chem?"
In der Frühphase der sozialliberalen Koali-
tion glaubten rund 39 % an diese Möglichkeit,
fast genau so viele glaubten es nicht; 21 %
hatten dazu keine Meinung9).
Gegen Ende der sozialliberalen Koalition, im
Juni 1981, glaubten jedoch 55% an die
Chance eines Wiederauflebens des Nazismus,
29% sahen diese Gefahr nicht; 10% sagten
„Vielleicht“ und 10 % enthielten sich einer
Stellungnahme. Doch sollten keine allzu
grundsätzlichen Folgerungen aus diesen Ant-
worten gezogen werden! Die Umfrage wurde
einen Monat nach Begins Angriffen auf Hel-
mut Schmidt und „das" Deutsche Volk durch-
geführt. Die Grundsatzfrage war vom Alltags-
ärger verzerrt worden. Es wäre verwunder-
lich, wenn dieser kurzfristige Ärger, der ja auf
der deutschen Seite zu grundlegenden Verän-
derungen im öffentlichen Meinungsbild führ-
te, nicht auch in Israel Konsequenzen gehabt
hätte. Völlig unberührt von dieser Feststel-
lung bleibt die Beurteilung der „Schuld"frage.
Wie sehr im Juni 1981 die Stimmung „ange-
heizt", auf jeden Fall erregt und nicht nur ge-
gen Schmidt gerichtet war, sondern auch ge-
gen die Bundesrepublik generell, beweist eine
andere Frage, die den politischen Alltag be-
traf, genauer: Begins Attacken gegen Kanzler
und Volk. PORI zufolge rechtfertigten genau
50 % der jüdischen Israelis diese Benotung ih-



res Ministerpräsidenten, 32 % lehnten sie ab
und 14% hatten keine Meinung10).
Den nur bedingten und eher zyklischen Aus-
sagewert der Antworten vom Juni 1981, die
auf die zweite Grundsatzfrage gegeben wur-
den, belegen die Einstellungen zur dritten
Grundsatzfrage:
„Ist die heutige Bundesrepublik Deutschland
ein anderes Deutschland als das Nazi-
Deutschland?“ wollte PORI im Juni 1981 und
im März 1982 von den jüdischen Israelis wis-
sen11). An das „andere Deutschland" glaubten
im Juni 1981 immerhin noch 43 %, aber im
März 1982 64 %. Daß es das „andere Deutsch-
land" nicht gäbe, behaupteten im Juni 1981
28% und im März 1982 nur 13%. Nicht ent-
scheiden konnten sich im Juni 1981 rund
29 %, im März 1982 nur noch 22 %.
Selbst das Ergebnis vom Juni 1981 ist keines-
wegs dramatisch zu nennen, denn in der ge-
fühlsbetonten Stimmung jenes Monats wurde
von 72 % nicht bestritten, daß sich Deutsch-
land gewandelt habe. Das Zusammenzählen
der Ja-Stimmen und der Unentschiedenen ist
deswegen berechtigt, weil die Stimmung
Deutschland gegenüber damals aufgewühlt
war, und unentschiedene Antworten sind
stets ein Hinweis auf kühlere Köpfe, die sich
nicht von der Anti-Stimmung mitreißen las-
sen.
Die vierte Grundsatzfrage wurde im Oktober
1979 gestellt: „Meinen Sie, daß die Wiedergut-
machungszahlungen fünfunddreißig Jahre
nach dem Ende des Zweiten Weltkrieges ein-
gestellt oder entstehende Ansprüche immer
noch wie bisher behandelt werden sollten?" )
Die überwältigende Mehrheit von 71 %
sprach sich dafür aus, „entstehende", also neue
Ansprüche wie bisher zu behandeln, 17 % plä
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dierten für ein Ende, und 12 % mochten sich
nicht entscheiden. Mit anderen Worten: An
der Wiedergutmachung solle nicht gerüttelt
werden. Wer wollte schon freiwillig auf pri-
vate Vergünstigungen wie die an Einzelperso-
nen fließenden Gelder aus Deutschland ver-
zichten? Wer so denkt, irrt? Denn der Anteil

derjenigen, die von den deutschen Transfer-
zahlungen „etwas haben", müßte bei der Ant-
wort deutlich höher sein als bei den Israelis,
die hiervon nicht betroffen sind. Genauer: Is-
raelis euro-amerikanischer Herkunft müßten
viel häufiger die Einstellung der Ansprüche
ablehnen als ihre Landsleute afro-asiatischer
Herkunft. Tatsächlich jedoch wollten 72 % der
euro-amerikanischen und 69 % der afro-asiati-
sehen Juden die bis dahin übliche Handha-
bung fortgesetzt wissen13). Die Differenz zwi-
schen beiden Bevölkerungsgruppen ist aber
hier so gering, daß man kaum ernsthaft die
Standpunkte mit der Betroffenheit oder gar
dem eigenen Vorteil der Befragten erklären
kann.
Diese Interpretation wird auch durch den fol-
genden Sachverhalt belegt: Zabarim (die im
Lande Geborenen) und Israelis, die bis ein-
schließlich 1947 ins Land gekommen waren,
plädierten fast genau so oft für die übliche
Praxis, d. h. die Früheinwanderer, die unmit-
telbar hiervon eher persönlich profitieren, zu
70 %, und die Zabarim, die wohl kaum Vor-
teile aus dieser Regelung zogen, zu 69 %.
Auch die. Altersunterschiede führen nur zu
bedingt veränderten Einstellungen: Die Jüng-
sten (18 bis 29 Jahre) traten zu 70 %, die Älte-
sten (60 Jahre und mehr) zu knapp 73 % für
die traditionelle Regelung ein.
Für mehr als vier Fünftel der Israelis (84 %)
war die Wiedergutmachung „eine moralische
Verpflichtung der Bundesrepublik an die Op-
fer des Nazi-Regimes"14). Nur 6% hielten die
Reparationen nicht für eine „moralische Ver-
pflichtung", 10 Prozent blieben unentschieden.
Zugleich glaubten 71 % auch einen instru-
menteilen Charakter der Wiedergutmachung
erkennen zu können. Die Reparationen hät-
ten, so meinten sie, Deutschland überhaupt
erst wieder dazu verhülfen, „Partner der Welt-
politik und -Wirtschaft“ zu werden. Nur 12 %
hielten dem entgegen, daß diese finanziellen
Leistungen für die „Wiederzulassung"15)
Deutschlands als Partner der Weltpolitik und
-Wirtschaft „nicht wichtig" gewesen seien, und
16 % enthielten sich einer Stellungnahme.
Daß deutsches Militär oder gar deutsche Uni-
formen in Israel Gefühlsaufwallungen auslö-
sen würden, darf man fast als gesichert an-



nehmen. Im September 1974 fragte PORI: „Is-
rael und Westdeutschland planen, Militärat-
tach6s für ihre Botschaften in Bonn und Tel-
Aviv zu benennen. Würde es Sie stören, wenn
ein Offizier in deutscher Uniform in Tel-Aviv
stationiert wäre?"16) Doch überraschender-
weise ergab sich das folgende Bild: 57 % mein-
ten, es würde sie „nicht stören“, 31 % nahmen
daran Anstoß, 4 % gaben an, es würde sie „et-
was stören“, und rund 9 % legten sich nicht
fest. Selbst die in der Frageformulierung er-
wähnte deutsche Uniform schreckte die
Mehrheit der Israelis im Herbst 1974 nicht
mehr ab; ein ebenso erstaunliches wie auf
Entkrampfung deutendes Zeichen. Die Juden,
die zum ersten Mal in der Gegenwarts-
geschichte ihres Volkes eigene Truppen be-
sitzen, sind ganz offenkundig bereit zur Diffe-
renzierung. Auch wenn es sich um eine Frage
der Präsenz von Soldaten in deutscher Uni-
form handelt, stehen diese offenbar nicht für
das Klischee des (brutalen) Deutschen
schlechthin.

2. Alltagsfragen mit grundsätzlichem
Charakter

„Sind Sie für oder gegen Beziehungen zu
Deutschland?" Diese Frage stellte PORI im
Mai 1972, also noch vor dem an israelischen
Sportlern verübten Massaker während der
Olympischen Spiele in München. Dennoch
gab es auf beiden Seiten schon zu diesem
Zeitpunkt auf der Regierungsebene unüber-
hörbare Verstimmungen. Die Bundesregie-
rung wandte sich vernehmbar gegen die fort-
dauernde Besetzung der 1967 von Israel er-
oberten Gebiete und schloß sich im Mai 1971
einer zwar nicht veröffentlichten, doch an die
Presse gedrungenen Erklärung der EG-Au-
ßenminister an. Darin wurde Jerusalem u. a.
aufgefordert, die besetzten Territorien zu-
rückzugeben; Jerusalem sollte überdies inter-
nationalisiert werden, und mehr oder weniger
verklausuliert traten die Minister für das
Selbstbestimmungsrecht der Palästinenser
ein ) .17

Offenbar hiervon unbeeindruckt befürworte-
ten im Mai 1972 rund 56% der befragten
Israelis Beziehungen zu Deutschland, 18%
sprachen sich dagegen aus, ebenfalls rund
18% wollten „nur notwendige Beziehungen“
(wobei eher unvermeidliche als notwendige,
Englisch: „necessary", gemeint gewesen sein
dürften), und 8% gaben keine Meinung an18).

Fast genau ein Jahr später (Ende Mai 1973)
und wenige Tage vor dem Israel-Besuch Willy
Brandts, der als erster amtierender Bundes-
kanzler nach Israel reiste19), traten demge-
genüber genau zwei Drittel (66,6 %) nicht nur
für „Beziehungen", sondern sogar für „gute Be-
ziehungen" mit der Bundesrepublik ein20). Ob-
gleich geringfügig, nämlich um rund zwei Pro-
zent, stieg der Anteil der Verneiner von 18%
auf 20%, während nur noch 3% „bedingt" ge-
gen diese Beziehungen eingestellt waren. Elf
Prozent wollten sich nicht festlegen.
Insgesamt zeigt auch diese Umfrage zweifel-
los eine zunehmende Offenheit Deutschland
gegenüber, denn bei der zweiten Erhebung
stieg nicht nur die Zahl der Ja-Sager, sondern
eben auch der Anteil der Befürworter guter
Beziehungen. Diesen kleinen Zusatz kann
man nicht stark genug hervorheben.
— „Wovor haben Sie in der BRD21) die meiste
Angst?" wollte PORI im März 1982 wissen )
Bei weitem die meiste Angst hegten die Israe-
lis vor dem Antisemitismus" (32%). Erst mit
deutlichem Abstand wurden die übrigen Äng-
ste registriert: „Gleichgültigkeit gegenüber
dem Staat Israel" (13%); „Sympathien für Ara-
ber, z. B. PLO" (12%). Erst nach der „Weiß-
nicht"-Antwort (11 %) folgten die übrigen Äng-
ste: „Rückkehr zum Faschismus wegen Wirt-
schaftskrise und Arbeitslosigkeit" (7%), „Frem-
denhaß" (6%), „Waffenlieferungen an Araber,
z. B. Leopard-Panzer“ (5,6%), „Nationalismus"
(4%), „Linksextremismus" (3%), „Pazifismus"
(3%), „Rechtsextremismus“ (3%), „alle übrigen"
(2%) und „Militarismus" (1%). Deutlich über-
wiegen die auf den politischen Alltag bezoge-
nen Sorgen, wobei das Thema .Antisemitis-
mus“ als geschichtlich bedingte Alltagsangst
zu verstehen ist. „Gleichgültigkeit Israel ge-
genüber" und „Sympathien für Araber“ sind
eindeutige Alltagsbefürchtungen. Die auf die
deutsch-jüdische Geschichte zielenden Äng-
ste („Rückkehr zum Faschismus" u. a.) findet
man erst auf den hinteren Rängen. Die Sor-
gen der Gegenwart haben die Last der Ge-
schichte verdrängt, zumindest in den Hinter-
grund gedrängt.
Zum Anschluß an die Beantwortung der
Grundsatzfragen sei noch auf eine kulturpoli-
tische Fragestellung von 1981 hingewiesen:
„Sind Sie dafür oder dagegen, wenn Richard-
Wagner-Musik vom Israelischen Philharmo-
nischen Orchester gespielt werden sollte?“
Nach jahrelangen Demonstrationen dafür und



dagegen wollte PORI den repräsentativen
Querschnitt ermitteln und nicht nur die de-
monstrierenden Aktivisten der einen oder an-
deren Seite23). Genau die Hälfte war gegen
öffentliche Wagner-Konzerte, nur 18% hätten
sie gerne gehört, 2% waren „bedingt dafür",
und 30% verweigerten eine Stellungnahme.
Erstaunlicherweise reizte der tote Komponist
die Israelis der Gegenwart offenkundig stär-
ker als ein uniformierter deutscher Offizier in
Tel-Aviv. Der Schluß kann nur lauten: Zum
neuen Deutschland wollte man normale Kon-
takte knüpfen; mit dem alten wollte man
nichts zu tun haben.

25) Wie berechtigt diese Haltung ist, kann und soll
hier nicht überprüft werden. Zur Einstellung selbst
vgl. M. Wolffsohn, Politik in Israel, Kap. 18, sowie
M. Wolffsohn, Israel. Politik, Gesellschaft, Wirt-
schaft. Opladen 1983, S. 19 ff.
26) PORI-Umfrage vom 22.5. 1970.
27) PORI-Umfrage vom 20.—24. 11. 1972.

Entpuppten sich dabei etwa die Bevölke-
rungsgruppen mit der schlechtesten Schulbil-
dung als die entschiedensten Anti-Wagneria-
ner? Keineswegs. Deutlich über dem Durch-
schnitt lagen die ablehnenden Antworten bei
Universitätsabsolventen (53%). Die bis 1947
aus Europa und Amerika eingewanderten
Bürger sowie diejenigen, die älter als 50 Jahre
alt waren, also die am unmittelbarsten mit der
Welt des Komponisten in Berührung gekom-
menen Juden lehnten eine musikalische Wie-
derbegegnung mit Wagner ab. Sie empfanden
eine Wagneraufführung als politisches Ereig-
nis und darüber hinaus als Rehabilitierung für
einen Mann, der den Juden stets ablehnend
gegenübergestanden hatte. Das wiederum er-
hebt diese scheinbar zweitrangige Frage letzt-
lich doch noch zu einer grundsätzlichen, weil
sie zugleich das Verhältnis zum alten
Deutschland auspricht

3. Fragen zum politischen Alltag

Nicht alle mit diesem Bezug vorzustellenden
Fragen lassen sich als „alltäglich" bezeichnen,
da auch hier nicht selten der vordergründige
Alltag historische, also grundsätzliche Dimen-
sionen aufweist. Das Grundsätzliche im Hin-
tergrund schimmert bis zum Vordergründi-
gen durch.
— «Welches der genannten Völker würden
Sie als Israels Freunde bezeichnen — das
deutsche, US-amerikanische, britische oder
französische?" Diese Frage, bei der auch mehr
äls eine Antwort gegeben werden konnte,
stellte PORI im März 197024). Erinnern sollten
wir uns in diesem Zusammenhang daran, daß
im Winter 1969/70 der israelische Botschafter
in der Bundesrepublik Deutschland, Ascher
Ben-Nathan, bei Vortragsveranstaltungen an
Universitäten von zumeist linken Studenten-

2) PORI-Umfrage vom 1.—6. 12. 1981. Ohne die so-
zio-demographische Aufschlüsselung veröffentlicht
in: Index to International Public Opinion, Vol. IV,
S.446.
') Keine genaueren Daten genannt.

gruppen am Reden gehindert worden war. Im
Februar 1970 aber hatte Abba Eban als erster
amtierender israelischer Außenminister die
Bundesrepublik besucht.
Wie zu erwarten, wurden die US-Amerikaner
mit 43% am häufigsten erwähnt. Auf die Ant-
wort „Weiß-nicht" entfielen 15% — eine
durchaus realistische Einschätzung und nicht
unbedingt ein Zeichen mangelnder Informa-
tion. Zudem entspricht diese Einstellung ei-
ner im Lande verbreiteten Grundüberzeu-
gung, die besagt, daß die „ganze Welt gegen
Israel" eingestellt sei25).
Das deutsche Volk wurde mit 1,7% an neun-
ter Stelle genannt, die Deutschen und Briten
zusammen mit 1,3% an elfter sowie die Deut-
schen und Franzosen mit 1,1% an zwölfter
Stelle. Eine Überraschung enthielt die Bewer-
tung der Regierungen als „Freunde Israels"
zwei Monate später, im Mai 197026). Bei die-
ser Interpretation ist auch der Umstand zu
berücksichtigen, daß die sozialliberale Koali-
tion in Bonn erst seit wenigen Monaten am-
tierte. Denn auf das US-amerikanische „Volk"
und dessen Regierung (mit 51% unangefoch-
ten auf dem ersten Rang) folgten die deutsche
und die US-Regierung (18%); die „Weiß-nicht"-
Antworten ergaben wieder genau 15%. Mit
2,3% auf sie allein bezogen, ohne die US-
Administration also, kam die Bundesregie-
rung immerhin auf den fünften Platz.
Einen gewissen zyklischen Einbruch konnte
man im November 1972 feststellen. Das
Münchner Massaker und die Haltung der
Bundesregierung den Terroristen gegenüber,
ihre Freilassung nach der Entführung der
Lufthansa-Maschine, führten zur Distanz,
nicht jedoch zu aufgewühlten Reaktionen, die
mit der Atmosphäre des Frühjahres 1981 ver-
glichen werden könnten.
„Halten Sie Westdeutschland nach den letz-
ten Ereignissen (der Tragödie während der
Olympischen Spiele in München) für einen
Freund Israels?" wurde von PORI im Novem-
ber 1972 gefragt27).
„Weder-noch" war die häufigste Antwort von
47% der Befragten. Noch immer schätzen 35%
Westdeutschland (also weder „Volk" noch Re-
gierung, wie in den eingangs erwähnten Fra-
gen) als „Freund", während 9% von einem
„Feind" sprachen und weitere 9% keine Stel-
lung bezogen.



Auch die israelische Regierung hatte bis zum
Zeitpunkt dieser Umfrage, bis zum November
1972, „arabische Terroristen" gegen entführte
Israelis ausgetauscht. Bestand in den Augen
der Bürger des Jüdischen Staates zwischen
diesen Austauschaktionen der eigenen Regie-
rung und der Freilassung der „arabischen Ter-
roristen" durch Bonn ein Unterschied28). 61 %
der Befragten fanden, es bestünde ein Unter-
schied, 22% erkannten keinen, und 17% ver-
mochten nicht, sich zu entscheiden.
Worin bestand eigentlich der Unterschied?
„Deutschland hat Mörder freigelassen", mein-
ten 36%, und 29% bekräftigten, daß es „einen
Unterschied gibt", konnten „aber nicht sagen“,
worin dieser konkret zu finden sei. Mit ande-
ren Worten: Das Unbehagen war emotional,
nicht rational, die eigene Seite wollte man in
milderem Licht sehen; also sah man sie in
milderem Licht29).
Begrüßten die jüdischen Israelis den Besuch
des ersten amtierenden Bundeskanzlers in ih-
rem Staat? PORI versuchte, dies zu drei ver-
schiedenen Terminen vor der Visite Willy
Brandts zu ermitteln: im März 1972, im No-
vember desselben Jahres, nach dem Münch-
ner Massaker und der Freilassung der Terro-
risten, sowie Ende Mai 1973, wenige Tage vor
dem Eintreffen des bundesdeutschen Regie-
rungschefs.
Die Einladung selbst begrüßten im März 1972
zwei Drittel der Israelis (66%). Nur 9% lehn-
ten sie ab, 18% gaben sich „neutral", und nur
8% äußerten sich nicht konkret30).
Ende November 1972 sprachen sich 75% ge-
gen eine Rücknahme der Einladung aus —
eine geradezu sensationelle Zahl, wenn man
das registrierte Unbehagen der öffentlichen
und der veröffentlichen Meinung Israels nach
den Schreckensereignissen bedenkt. Ledig-
lich 15% wollten, daß Brandt wieder ausgela-
den würde: weitere 10 Prozent legten sich
nicht fest31)-
Erwarteten die Israelis eine Verbesserung,
Verschlechterung der zweiseitigen Beziehun-
gen oder glaubten sie an keine Veränderung?
Die Möglichkeit einer Verbesserung erkann-
ten 44%, an gleichbleibende Beziehungen

glaubten 41%, 14% konnten sich nicht ent-
scheiden und nur 1 % rechnete mit einer Ver-
schlechterung 32).
Daraus ergibt sich: Die Israelis sahen Brandts
Besuch mit großer Nüchternheit entgegen;
von Aufgeregtheit keine Spur.
Viel politischen Staub wirbelte die Kontro-
verse zwischen Helmut Schmidt und Mena-
chem Begin auf. Wenige Tage nach dem ver-
balen Angriff des israelischen Ministerpräsi-
denten fragte das Meinungsforschungsinsti-
tut Gallup die Bürger Israels, ob der „Streit
zwischen Begin und Schmidt den israe-
lisch-deutschen Beziehungen schaden wird".
Einundfünfzig Prozent sollten sich, wie die
deutschen Umfragen unzweideutig belegen,
gründlich täuschen: Sie erwarteten keine
Verschlechterung der Beziehungen. Mit ei-
nem realistischen „Ja" antworteten 40%, 9%
blieben unentschieden33). Daß die Mehrheit
der Israelis in dieser Kontroverse ihren Mini-
sterpräsidenten grundsätzlich unterstützte,
wurde bereits erwähnt. Inhaltlich stimmten
ihm darüber hinaus 70% zu34).
Nach den zahlreichen Aufgeregtheiten der
vorangegangenen Monate und noch vor der
öffentlichen Erklärung von Bundeskanzler
Schmidt, seine Regierung werde an Saudi-
Arabien keine Leopard 2-Panzer liefern, also
vor dem 25. Mai 1982, wollte der Bayrische
Rundfunk (Fernsehen) das Verhältnis der Is-
raelis zur Bundesrepublik ermitteln35). 38%
gaben keine Antwort, 31% beurteilten das
Verhältnis „positiv", 30% „negativ".
Zwei Möglichkeiten einer Interpretation bie-
ten sich hier an: Die eine besagt, daß trotz der
historischen und seit 1981 geschürten Span-
nungen im politischen Alltagsbereich immer-
hin zwei Drittel der Israelis das Verhältnis als
„gut oder „weder-noch“ bezeichnen; dies ist
nach den Gefühlsaufwallungen auf beiden po-
litischen Ebenen gewiß kein schlechtes Zei-
chen. Die andere Interpretation schlägt die
Weder-noch-Antworten auf die Seite des ne-
gativen Ansatzes. Die erste Interpretation
scheint plausibler aufgrund des so stark emo-
tionalisierten Charakters der beiderseitigen
Beziehungen. Ein „Weder-Noch" kann hier



eher für ein Zeichen der Distanz gehalten
werden. Bestimmt kann man aber sagen, daß
die Aufteilung der Israelis in drei Meinungs-
blöcke, statt zwei, wo es nur schwarz oder
weiß gäbe, für ein differenziertes Meinungs-
bild spricht. Umgekehrt gilt dies freilich auch
für die öffentliche Meinung in der Bundesre-
publik, wo bekanntlich das Weder-noch-Lager
im Hinblick auf den israelisch-arabischen
Konflikt heute vorherrscht.

4. Politisch-soziologische Aufschlüsselung

Unsere besondere Aufmerksamkeit gilt in
diesem Abschnitt den politischen Generatio-
nen, also den verschiedenen Alters- und Er-
lebnisgruppen sowie dem Ausbildungs- und
Herkunftsfaktor. Da Einkommen und Berufs-
kreis (ebenso wie auch die Ausbildung) mit
der Herkunft der Befragten in der Regel eng
Zusammenhängen, können wir auf diese bei-
den Merkmale kürzer eingehen.

a) Politische Generationen
Altersgruppen
Wir unterscheiden der Einfachheit und der
überwältigenden Bedeutung des Ereignisses
wegen zwischen der Holocaust-Generation
einerseits und der Nach-Holocaust-Genera-
tion andererseits. Die letztere hat in ihrer po-
litisch prägenden Phase, im Alter von unge-
fähr 17 bis 25 Jahren, vom Holocaust nur ge-
hört, während die ältere Generation ihn mit-
erlebt, zum Teil auch durchlebt und durchlit-
ten hat
Bei den vorgestellten Grundsatzfragen fällt
auf, daß die Nach-Holocaust-Generation
Deutschland gegenüber wesentlich versöhnli-
cher eingestellt ist als die Generation der „Ka-
tastrophe", wie die nationalsozialistische Ju-
denvernichtung auf Hebräisch genannt
wird36).
Das Muster: „Je jünger, desto wohlwollender“
gilt in bezug auf sämtliche Grundsatzfragen.
Feine, nicht unbedeutende Unterscheidungen
verdienen dabei Beachtung: Daß die Bundes-
republik Deutschland ein anderer Staat ist als
das Deutschland während des Zweiten Welt-
krieges, glaubte die Nach-Holocaust-Genera-
tion häufiger als die frühere Altersgruppe.
Doch sollte nicht übersehen werden, daß in-
nerhalb der zusammengefaßten Altersstufen
der Holocaust-Generation die Ältesten aller

Befragten, also die Israelis, die mehr als sech-
zig Jahre zählten, mit 41,4% dem Deutschland
nach dem Kriege fast ebenso positiv gegen-
überstanden wie die 30- bis 39jährigen (40,8%).
Nur die Jüngsten (18 bis 29 Jahre) übertrafen
mit 51,2% diese Werte.
Zwar fürchteten auch die Ältesten den „Anti-
semitismus" in Westdeutschland mehr als
jede andere Gefahr, doch wieder wurden hier
mit 29% Werte ermittelt, die unter dem Lan-
desdurchschnitt von 32% rangierten. Unter-
durchschnittlich ausgeprägt waren „Weiß-
nicht"-Antworten, ihre Angst vor „Gleichgül-
tigkeit gegenüber dem Staat Israel" oder gar
„Sympathien für Araber, z. B. die PLO". In All-
tags- und Grundsatzfragen dokumentiert sich
hier jedoch größere Gelassenheit Das war
auch im Hinblick auf die geringe Beunruhi-
gung im Zusammenhang mit dem Problem
der „Waffenlieferungen an Araber, z. B. Leo-
pard-Panzer", zu beobachten. Mehr als die
Jüngeren waren sie über den „Rechtsextre-
mismus" besorgt. Aber auch der „Nationalis-
mus“ und der „Pazifismus" beunruhigte sie
mehr als die Jüngeren.
Weniger einheitlich ist das Bild, das durch die
Antworten zu Alltagsfragen entsteht.
Das „deutsche Volk" hielten die älteren Israe-
lis eher als die jüngeren für einen „Freund".
Die amerikanische Regierung gemeinsam mit
der bundesdeutschen schätzte die ältere Ge-
neration ebenfalls öfter als „Freund" ein. War
nur nach der westdeutschen Regierung ge-
fragt, notierte man bei den Älteren Durch-
schnittswerte, ansonsten entstand kein alters-
bezogenes Muster.
Auch nach dem Münchner Massaker und der
erpreßten Freilassung der Terroristen wür-
digten die jüngsten und ältesten Israelis
„Deutschland" als „Freund“. Bei den Ältesten
fanden sich aber auch die meisten „Weder-
noch-Antworten" sowie die Einstufung
„Deutschlands" als „Feind".
Die Einladung an Willy Brandt, Israel zu be-
suchen, begrüßten die Jüngeren stärker als
die Älteren, die im November 1972 auch ener-
gischer für eine Absage der Brandt-Visite ein-
traten. Nach dem Aufenthalt des damaligen
Regierungschefs in Israel fiel lediglich die
größere Unsicherheit über die zweiseitigen
Beziehungen bei den Älteren auf.
Je jünger die Israelis, desto eher „rechtfertig-
ten" sie die Angriffe Begins auf „das" deutsche
Volk sowie den Bundeskanzler. Die Jüngeren
„identifizierten“ sich mit dem Inhalt der Aus-
sage Begins ebenfalls häufiger. Man kann dies
nicht zuletzt dadurch erklären, daß die jünge-
ren Israelis im allgemeinen stärker als die



älteren Begins Likud gewählt haben, sowohl
1977 als auch 1981, wenige Wochen nach dem
Angriff Begins auf die Deutschen. Da Begins
Attacke zudem ein Teil seines damaligen
Wahlkampfes war, dürfte die Parteiidentifi-
zierung die jüngeren Israelis eher zu diesem
Urteil motiviert haben als eine anti-deutsche
Einstellung, die im übrigen auch gerade bei
ihnen zuvor seltener anzutreffen war. Die Äl-
teren glaubten auch häufiger als die Jünge-
ren, daß den deutsch-israelischen Beziehun-
gen durch die Angriffe Begins geschadet wer-
den könnte. Aber das Plädoyer des Bundes-
kanzlers zugunsten des Selbstbestimmungs-
rechtes der Palästinenser fand bei ihnen
ebenso wenig Anklang wie bei den übrigen
Altersgruppen. „Positiv" bewerteten im Früh-
jahr 1982 die Beziehungen zwischen beiden
Staaten die Altersgruppen von 30 bis 39 sowie
die mehr als Sechzigjährigen überdurch-
schnittlich oft.

Einwanderergruppen
Im folgenden soll der Frage nachgegangen
werden, ob sich die Einstellungen der ver-
schiedenen Einwanderungswellen grundsätz-
lich voneinander abheben. Wir unterscheiden
zwischen denjenigen Einwanderergruppen,
die bis 1947 ins Land kamen, denen, die zwi-
schen 1948 und 1952 (während der Phase der
Masseneinwanderung) eintrafen und denen,
die erst seit 1953 oder seit noch kürzerer Zeit
Israelis sind; die „Zabarim", also die im Lande
Geborenen, müssen gesondert betrachtet
werden.
Bei den Grundsatzfragen erwiesen sich die
Zabarim als die größten Optimisten und is-
raelisch-deutschen Fragen gegenüber am
meisten aufgeschlossen. Die Alteingesesse-
nen (bis 1947 eingewandert) zeigten sich hin-
gegen besonders distanziert. Auf die entschie-
denste Skepsis stieß man bei den bis 1947 Ein-
gewanderten. Trotzdem fand man unter allen
Einwanderern bei den Veteranen, den Altein-
gesessenen, mit 68% den größten Anteil an
Befürwortern „guter Beziehungen" zu West-
deutschland. Nur die Zabarim befürworteten
sie mit 71 % noch entschlossener.
Im Bereich der Alltagsprobleme war das Bild
vergleichsweise bunter. Hier schätzten ge-
rade die Alteingesessenen, die schon vor der
Staatsgründung im Lande lebten, „das“ deut-
sche Volk, die Bundesregierung, auch „West-
deutschland" nach den Ereignissen vom Som-
mer und Herbst 1972 überdurchschnittlich oft
als „Freund" ein. Ihre Einstellung entsprach
dabei am ehesten der der Zabarim. Ähnliche
Feststellungen lassen sich in bezug auf Einla-

dung und Ablehnung des Brandt-Besuches
treffen.
Die Generation der Gründungsväter, die Ve-
teranen, verurteilten die Angriffe des Mini-
sterpräsidenten auf die Deutschen und ihren
Kanzler am heftigsten. Der größten Zustim.
mung konnte sich Begin bei den aus Nord-
afrika und Westasien stammenden Einwande-
rern erfreuen, die zwischen 1948 und 1952 in
den gerade unabhängig gewordenen Staat ge-
kommen waren. Wie bei den Zabarim muß
allerdings berücksichtigt werden, daß 1977
und noch deutlicher 1981 die Israelis afro-
asiatischer Herkunft zu den glühendsten An-
hängern und Wählern von Begins Likud ge-
hörten. Zwei Drittel dieser orientalischen Is-
raelis der ersten Generation wählten den Li-
kud; in der zweiten Generation der im Lande
geborenen orientalischen Juden waren es so-
gar drei Viertel37).

Wunschdenken einerseits sowie eine grund-
sätzliche Distanz zu Begin und eine realisti-
sche Einschätzung der politischen Lage ande-
rerseits führten wohl deshalb auch dazu, daß
die israelisch-deutschen Beziehungen im
März 1982 von den Alteingesessenen in den
dunkelsten, von den Einwanderern der Jahre
1948 bis 1952 sowie den Zabarim in den hell-
sten Tönen wahrgenommen wurden. Die ei-
gene Parteilichkeit bestimmte weitgehend die
Wahrnehmung, wobei die Veteranen mit ih-
rem stärker ausgeprägten Pessimismus nicht
nur subjektiv, sondern auch objektiv Recht
behalten sollten.

Herkunft
Daß die unterschiedliche Herkunft (des Va-
ters) die Einstellungen der Befragten auch in
bezug auf einige Themen der israelisch-deut-
schen Beziehungen mitbestimmte, konnten
wir bereits teilweise im vorangegangenen Ab-
schnitt erkennen. Im Zusammenhang mit der
Betroffenheit in Wiedergutmachungsfragen
haben wir diesen Faktor bereits ebenso ge-
streift wie bei der Frage: „Wagner — ja oder
nein?"
Bei den Grundsatzfragen erwiesen sich die
Israelis euro-amerikanischer Herkunft im all-
gemeinen distanzierter als ihre Landsleute
afro-asiatischer Herkunft. Drei Ausnahmen
wären zu nennen: Für „gute Beziehungen zu
Westdeutschland" traten im Mai 1973 69%
der „Aschkenasim" ein, doch nur 62% der
orientalischen Juden. Zwar hätte im Septem-



ber 1974 ein uniformierter Offizier aus der
Bundesrepublik in Tel-Aviv mehr Aschkena-
sim als „Orientalen" gestört, aber mit 57%
nahmen hieran weniger Israelis euro-ameri-
kanischer Herkunft Anstoß als die aus Afrika
und Asien (55 %) stammenden Israelis.
Ganz deutlich hoben sich die Deutschland-
Bilder der beiden Herkunftsgruppen im März
1982 voneinander ab. An ein „anderes"
Deutschland glaubten 68% der Euro-Ameri-
kaner und 61 % der „Orientalen".
Der Zeitablauf dürfte diese Veränderungen
kaum ausgelöst haben, denn die erwähnten
Abweichungen vom allgemeinen Muster
konnten in den frühen siebziger Jahren
ebenso wie zu Beginn der achtziger Jahre
wahrgenommen werden.
Auch die von beiden Herkunftsgruppen
Deutschland gegenüber gehegten Ängste
sind grundsätzlich verschieden. Die Aschke-
nasim befürchten eher Rückfälle der Deut-
schen in rechtsextremistische, faschistische
sowie militaristische Neigungen, über den
Antisemitismus" in Deutschland machen sie
sich weniger Sorgen als ihre orientalischen
Mitbürger, die im übrigen eher gegenwartsbe-
zogene Befürchtungen äußerten: „Gleichgül-
tigkeit gegenüber dem Staat Israel“ oder
Sympathien für Araber (zum Beispiel PLO)".

Ganz allgemein legen die Daten den Schluß
nahe, daß die orientalischen Israelis in All-
tagsfragen zu Deutschland mehr Abstand hal-
ten als die Aschkenasim.
Wieder sind einige Einzelheiten aufschluß-
reich, die nicht ins allgemeine Schema pas-
sen: Die Aschkenasim vertraten im Novem-
ber 1972 häufiger die Ansicht, daß die Freilas-
sung der Terroristen durch die Bundesregie-
rung „anders" zu bewerten sei als der von der
israelischen Regierung vollzogene Austausch.
Mit „anders" war eine Abwertung des bundes-
deutschen Vorgehens gemeint. Zum selben
Zeitpunkt zählten die Aschkenasim West-
deutschland mit 37% eher zu den „Freunden“
Israels als die Orientalen (29%); zugleich neig-
ten immerhin 11 % der Aschkenasim und nur
8% der Orientalen dazu, Westdeutschland zu 
den „Feinden" des eigenen Staates zu rech-
nen.

Die letzte Abweichung: Vom Brandt-Besuch
erwarteten im Mai 1973 48% der Orientalen
und nur 42% der Aschkenasim eine Verbesse-
rung des bilateralen Verhältnisses, während
46% der Aschkenasim und 33% der Orienta-
en keine Veränderung vorhersahen; sie

meinten, die Beziehungen würden „gleich"
bleiben.

Ausbildung
Wenn man die unterschiedliche Ausbildung
der Befragten berücksichtigt, so fällt die ver-
gleichsweise stark ausgeprägte Skepsis von
Universitätsabsolventen auf. Sie neigten in
den Grundsatzfragen in der Regel zu rigide-
ren Urteilen.
Freilich bestätigen Ausnahmen erneut die
Regel: Die Kollektivschuld-These, derzufolge
„alle heute noch lebenden Deutschen Schuld
am Holocaust an den Juden" tragen, lehnten
Akademiker mit 43% öfter ab als Volksschul-
absolventen (30%); an der Spitze der Ableh-
nung lagen jedoch die gymnasial Ausgebilde-
ten mit 44%. Die Beantwortung einer nur
scheinbar differenzierenden Zusatzfrage er-
brachte dann aber, daß die Volksschüler als
die entschiedensten Gegner der Kollektiv-
schuld-These gelten können. Daß (wohlge-
merkt alle) „vor 1928 geborenen" Deutschen
schuldig wären, behaupteten nämlich im
März1982 46% der Akademiker, 42% der Be-
fragten mit Abitur, doch nur 39% der ehemali-
gen Volksschüler.
Gegen zyklische Schwankungen erwiesen
sich Akademiker außerdem wenig immun. Im 
Juni 1981, als die Begin-Schmidt-Kontroverse
noch in den Ohren hallte, glaubten weniger
Akademiker (41%) an das „andere" Deutsch-
land als Volksschulabsolventen (42%) und Is-
raelis mit Abitur (45%). Im März 1982, nach-
dem sich die Wogen etwas geglättet hatten,
sahen plötzlich Akademiker (70%) eher als
Bürger mit Abitur (66%) oder einstige Volks-
schüler (53 %) dieses „andere" Deutschland.
Weitgehend einheitlich ist das Bild der Aka-
demiker dagegen im Alltagsbereich. Hier gilt
die Feststellung, daß Akademiker mehr als
Nicht-Akademiker Offenheit und Wohlwol-
len sowie Interesse an guten Beziehungen be-
kundeten.
In einem Alltagsproblem bewerteten sie aller-
dings das Verhalten der Bundesregierung ne-
gativer als andere: bei der erpreßten Freilas-
sung der Terroristen im Herbst 1972.
Es würde hier nicht nur zu weit führen, son-
dern auch wenig Zusatzinformationen brin-
gen, wollte inan noch die Einstellungeri der
verschiedenen Berufskreise oder Einkom-
mensgruppen beleuchten. Diese beiden Fak-
toren hängen so eng mit der Herkunft und
Ausbildung zusammen, daß kaum grundle-
gend neue Erkenntnisse gewonnen würden.



III. Ausblick

Es wäre wenig sinnvoll, die so unterschiedli-
chen und vielfältigen Einzelheiten der Ein-
stellungsmuster in beiden Staaten in verallge-
meinernde Aussagen zu pressen. Dennoch
wird man ohne ungebührliche Vereinfachung
festhalten können, daß weder israelische Ge-
genwart, noch der Alltagsärger oder die
Wertschätzung des Partners Bundesrepublik
die Vergangenheit völlig verdrängte; aller-
dings ist diese stark in den Hintergrund ge-
treten.

Alltag und Grundsätzliches, Vergangenheit
und Gegenwart werden immer wieder auf
beiden Seiten vermengt, aber das Mischver-
hältnis entwickelte sich zugunsten der Ge-
genwart sowie der Sorgen von morgen. Es
führt zu nichts, wenn man darüber nachdenkt,
ob dieser Vorgang als „Normalisierung" des
beidseitigen Verhältnisses bezeichnet werden
kann. Von substantiellerer Qualität scheint
statt dessen die Frage zu sein, ob in einer der-
artigen Entwicklung, in welcher die Gegen-
wart die Vergangenheit überlagert, Ge-
schichte nicht zum politischen Argument ver-
kümmert.



Christiane Busch-Lüty

Der israelische Kibbutz heute — Vom Siedlungspionier
zum Schrittmacher sozialer Innovationen*)

I. Geschichtliche Entwicklung und ideologische Grundlagen

Seit 1909, dem Gründungsjahr des ersten Kib-
butz „Degania" am Südende des See Geneza-
reth, haben die auf rigorose sozialistische
Prinzipien gegründeten landwirtschaftlichen
Kollektivsiedlungen nicht nur die Geographie
Israels mitgeprägt, sondern vor allem Ideolo-
gie und Politik des Zionismus sowie die sich
entwickelnden institutionellen und sozialen
Strukturen der jüdischen Gemeinschaft in Pa-
lästina und später in Israel wesentlich beein-
flußt.
Obgleich der Kibbutz eines der bestunter-
suchten Gesellschaftssysteme ist, sind seine
Erfahrungen nach drei Generationen in der
deutschsprachigen sozialwissenschaftlichen
Literatur wenig zur Kenntnis genommen wor-
den; erst neuerdings wird ihm hierzulande bei
der Suche nach alternativen Lebens- und
Wirtschaftsformen wieder stärkere Beach-
tung geschenkt, so z. B. als „bislang erfolg-
reichstes Projekt alternativer Ökonomie“ 1).

1. Advantgarde zionistischer Siedlungsarbeit
Schon ein Blick auf die räumliche Verteilung
der heute 275 Kibbutzim in Israel gibt Auf-
schluß über deren Funktion als Wehrdörfer
und militärische Stützpunkte bei der Grenzsi-
cherung wie auch bei der Besiedlung und

) Dieser Artikel ist die stark gekürzte Fassung
einer Arbeit, die in vollständiger Form noch an
anderer Stelle erscheinen soll.



landwirtschaftlichen Erschließung des Lan-
des.
Von den etwa 50 Neugründungen seit dem
Sechs-Tage-Krieg liegen 19 in den besetzten
Gebieten; im Unterschied zu den raumgrei-
fenden „amtlichen" Siedlungsaktivitäten nach
1977 konzentrieren sie sich aber — weiterhin
dem Prinzip der Grenzsicherung folgend —
auf die Jordansenke (6x) und die Golanhöhen
(10x); außerdem wurden 3 (religiöse) Kibbut-
zim im Raum südlich von Jerusalem errich-
tet1’). Als weiterer räumlicher Schwerpunkt
neuer Kibbutzgründungen auf israelischem
Gebiet ist neben Zentralgaliläa der Negev im
Süden erkennbar (8x), wo die Erschließung
und Kultivierung der Wüste wie auch die mi-
litärische Sicherung vorrangige nationale
Siedlungsmotive bilden, zumal nach der
Rückgabe des Sinai an Ägypten 1982.
Historisch ist die Kibbutzbewegung untrenn-
bar verbunden mit der nationalen Bewegung
zur Errichtung einer Heimstätte des jüdi-
schen Volkes in Palästina/Israel: eine Ge-
schichte der jüdischen Staatswerdung in Palä-
stina ohne Berücksichtigung der kolonisatori-
schen Leistung der Kibbutzim ist schlechter-
dings unmöglich. Es ist umgekehrt aber auch
zu Recht darauf hingewiesen worden, daß
„ohne die Unterstützung der .kommunisti-
schen Experimente' durch die organisatori-
sche und finanzielle Kraft der zionistischen
Bewegung die Kibbutzim aller Wahrschein-
lichkeit nach ein weitaus periphereres Phäno-
men geblieben (wären) als die kommunitären
Siedlungen in den USA des 17.—19. Jahrhun-
derts.“2)
Die Aufgabe einer Advantgarde zionistischer
Siedlungsarbeit erfüllten die Kibbutzim ins-
besondere während der Zeit der englischen
Mandatsverwaltung (1920—1948): sie verkör-
perten den Widerstand gegen die Beschrän-
kungen, die die englische Regierung in jener
Zeit der zionistischen Bewegung bei Boden-
kauf und Einwanderung auferlegte und erran-
gen damit besonders hohes Ansehen in der

jüdischen Bevölkerung sowie Respekt auch in
den arabischen Nachbardörfern. Im Gefolge
der Staatsgründung 1948 verloren die Kibbut-
zim an Gewicht und Einfluß: nicht nur weil
ein Teil ihrer Aufgaben nun von staatlichen
Institutionen übernommen wurde — z. B. im
militärischen, kulturellen und erzieherischen
Bereich —, sondern auch aus ideologischen
Gründen3). Während die Mehrzahl der jüdi-
schen Einwanderer vor 1948 aus ideologi-
schen Motiven ins Land gekommen waren,
fehlte den in den Jahren danach vorwiegend
aus afrikanischen und asiatischen Ländern
einwandernden Juden eine solche Orientie-
rung fast völlig; sie favorisierten andere Sied-
lungsformen, — wie etwa die im herkömmli-
chen Sinne genossenschaftlich strukturierten
„Moshavim“. Dadurch verloren die Kibbutzim
ihre dominierende Position in der ländlichen
Siedlungsbewegung Israels. Die Entwicklung
der relativen Bevölkerungszahlen in den Kib-
butzim ist tendenziell stagnierend: repräsen-
tierten bei der Staatsgründung die Kibbutzim
noch 7,8 % der jüdischen Bevölkerung, so
sank dieser Anteil ab Mitte der sechziger
Jahre unter 4%4). Heute leben in den etwa
275 Kibbutz-Siedlungen des Landes ca.
126 000 Menschen, das sind knapp 3,7% der
heutigen jüdischen Bevölkerung Israels-, wo-
mit immerhin nach ca. ,3% in den siebziger
Jahren sich

3

in letzter Zeit eine Umkehrung
des negativen Trends andeuten könnte. Da
sich die jüdische Bevölkerung Israels aber
seit der Staatsgründung mehr als verfünffacht
hat, war und bleibt die Kibbutz-Bewegung in
Israel immer ein Minderheitenphänomen.
2. Ideologische Grundlagen:

Vision einer neuen Gesellschaft
Konstitutiv für den Kibbutz ist ein Wertsy-
stem, das durch drei Dimensionen gekenn-
zeichnet wird: es verbindet Zielsetzungen der
nationalen Wiedergeburt (Zionismus) und ei-
ner totalen sozialen Reform (Sozialismus) mit
der Orientierung an der repressionsfreien
Selbstverwirklichung des Individuums (indivi-
duelle Emanzipation)^). Die Integration dieser
Zieldimensionen in einem Wertsystem ist so-
zialhistorisch als kollektive Reaktion auf die
Existenz des Judentums in der Diaspora ge-
deutet worden: die Gründergeneration der
Kibbutzim wanderte nach Palästina ein, um
eine neue, auf Selbstarbeit gegründete Gesell-
schaft zu errichten; die „Rückkehr zum Boden"



sollte die ökonomische Grundlage einer na-
tionalen jüdischen Existenz in Palästina
schaffen, die kollektiven Eigentums- und Or-
ganisationsformen die soziale Grundlage ei-
ner ausbeutungsfreien und egalitären Gesell-
schaft Die Rolle der Arbeit als zentraler Wert
und Medium der nationalen Befreiung und
Selbstfindung des jüdischen Volkes umfaßte
für die jüdischen Siedlungspioniere in den
Kibbutzim zugleich ein ganzheitliches Ar-
beitsideal und eine strikte Betonung der
Gleichberechtigung6). Dabei wurde gerade
die manuelle Arbeit nicht etwa als notwendi-
ges Übel angesehen, sondern als „ethischer
Wert an sich", als „Mittel zur Heilung des jüdi-
schen Volkes von seinen sozialen und natio-
nalen Leiden"7).

1 Zit. nach G. Heinsohn (Hrsg.), a.a.O., S. 157.
12) Vgl. H. Barkai, Der Kibbutz — ein mikrosoziali-
stisches Experiment in: G. Heinsohn (Hrsg.), a.a.O.,
S. 23.

.Haluziut“, das Bild des landwirtschaftlichen
Pioniers, gilt nicht umsonst bis heute als
Norm des politischen Systems und als Erzie-
hungsideal in Israel8); historisch und ideolo-
gisch wird es aufs engste mit der Kibbutz-
Bewegung assoziiert, wenn nicht sogar identi-
fiziert.
Die Kibbutz-Ideologie wurde stark geprägt
von humanistischen und sozialistischen Wer-
ten, wie der Gleichwertigkeit der Arbeit, dem
Ideal einer möglichst vielseitigen menschli-
chen Persönlichkeit, der Ablehnung enger
Professionalisierung und Spezialisierung. Die
gleichrangige Bewertung jeglicher Art von
Arbeit folgte dem Grundsatz: ... „it is not
what a man does which is important, but how
he does it, the effort he invests, his dedication
to his work.. .). Eine umfassende Ausbildung
und Entwicklung aller menschlichen Poten

9

-
tiale wiederum setzt ein entsprechendes Er-
ziehungssystem voraus, dem daher von Anbe-
ginn in den Kibbutzim besondere Bedeutung
zugemessen wurde.

3. Kibbutz-Prinzipien: Freiwilligkeit als Basis
.Der Kibbutz stellt eine Kommune auf der
Grundlage freiwilliger und kündbarer Mit-
gliedschaft dar“ ). Diese Kennzeichnung des
Kibbutz — etwa gerade im Gegensatz zur so-
wjetischen Kolchose oder zur chinesischen
Kommune — sollte vorweg ganz besonders
herausgestellt werden. Im § 3 der in den sieb-
ziger Jahren entstandenen Statuten der Ver-
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einigten Kibbutzbewegungen wird im übrigen
das prinzipielle Selbstverständnis der Kibbut-
zim auf den folgenden gemeinsamen Nenner
gebracht: „Der Kibbutz ist eine freie Vereini-
gung von Personen zum Zwecke der Errich-
tung, Integration und Bewirtschaftung einer
kollektiven Siedlung, die nach den Prinzipien
von gemeinschaftlichem Eigentum am Grund-
besitz, eigener Arbeit, Gleichheit und Zusam-
menarbeit in den Bereichen der Produktion,
des Konsums und der Erziehung organisiert
ist Der Kibbutz ist eine eigenständige Sied-
lung. Der Kibbutz versteht sich als integraler
Teil der Arbeiterbewegung in Israel, als Pio-
nier des nationalen Neubeginns, und sein Ziel
ist die Errichtung einer sozialistischen Gesell-
schaft in Israel, die auf wirtschaftlicher und
sozialer Gleichheit basiert.. .).11

Es ist bemerkenswert, in welchem Maße die
Kibbutzim ihren ursprünglichen prinzipiellen
Orientierungen treu geblieben sind; diese las-
sen sich wie folgt zusammenfassen ) :12

a) Das gesamte Kibbutz-Eigentum gehört der
Gemeinschaft als Kollektiveigentum; dies be-
trifft nicht nur alle Produktionsmittel, son-
dern auch viele Konsumgüter, soweit sie sich
in gemeinschaftlicher Verfügung befinden
(z. B. Autos, Freizeitgüter u. ä.). Teile der Kon-
sumgüter des persönlichen Bedarfs werden
aber auf die Mitglieder verteilt (vom Teekes-
sel vor 20 Jahren bis zum Farbfernseher heu-
te). Es herrscht das Prinzip der „Gemeinschaft-
lichen Produktion, Konsumtion und Erzie-
hung“.
b) Der Kibbutz stellt mit seinen Mitgliedern
einen geschlossenen Arbeitsmarkt dar: er be-
ruht auf dem Prinzip der „Selbstarbeit“ seiner
Mitglieder; Beschäftigung von Arbeitskräften
von außerhalb gegen Lohn ist damit prinzi-
piell nicht vereinbar.
c) Die Arbeitskräfte des Kibbutz stehen der
Gemeinschaft zur Verfügung. Diese bestimmt
durch ihre gewählten Organe die Zeiteintei-
lung zwischen Arbeit, Ausbildung, Studium
und Freizeit sowie über die Verteilung auf die
verschiedenen Beschäftigungen in den Pro-
duktions- und Dienstleistungs-Branchen des
Kibbutz; dabei werden individuelle Wünsche
und Neigungen aber nach Möglichkeit be-
rücksichtigt Der vollen Arbeitstätigkeit der
Frau entspricht im Kibbutz ihre Befreiung
von den Pflichten des privaten Haushalts und
von der Pflege und Erziehung der Kinder.
Alle Haushalts- und ErziehungsfunktionenS.



werden grundsätzlich von kollektiven Institu-
tionen erfüllt, gehören also zum Dienstlei-
stungsbereich.

d) Der Kibbutz praktiziert das Prinzip der
Gleichheit der realen Pro-Kopf-Einkommen;
das bedeutet die konsequente Aufhebung des
Zusammenhangs zwischen individueller Ar-
beitsleistung, persönlichem Beitrag zur Pro-
duktion und realer Einkommenssituation des
einzelnen. Es herrscht also — ohne jedes ma-
terielle Anreizsystem — das Prinzip: nieder
nach seinen Fähigkeiten, jedem nach seinen
Bedürfnissen“ — im Rahmen der Möglichkei-
ten der Gemeinschaft

e) Der Kibbutz ist als selbstverwaltetes Kol-
lektiv nach basisdemokratischen Ordnungs-
prinzipien verfaßt; diese Selbstverwaltung
wird getragen von zeitweiligen Amtsträgern
ohne jede materielle Vergünstigung, die nach
einem im ganzen eingehaltenen Rotationssy-

stem nach zwei bis drei Jahren ausgetauscht
werden.
Das besonders Bemerkenswerte ist, daß die
Kibbutzim, auch ohne jedes materielle An-
reizsystem für ihre Arbeitskräfte, von den
Anfängen an zu den besonders effizienten
Produktionseinheiten in Israel gehört haben,
Dies ermöglichte der Kibbutzbevölkerung
eine überdurchschnittliche Steigerung ihres
Lebensstandards als Gemeinschaft; jährliche
Wachstumsraten von 4—5% des rechneri-
schen Pro-Kopf-Einkommens in den fünfziger
und sechziger Jahren kennzeichnen die Dy-
namik dieses Prozesses13). Heute liegt das
Durchschnittseinkommen der Kibbutzim im
oberen Sechstel der israelischen Einkorn-
menspyramide14), und es gilt das geflügelte
Wort von den „Pflanzeraristokraten" ) .15



II. Wandel und Kontinuität der Kibbutzim heute —
im Zeichen „sanfter" Industrialisierung

Israel hat in den ersten 30 Jahren seiner
staatlichen Existenz eine auch im internatio-
nalen Vergleich beispiellos steile und stürmi-
sche sozial-ökonomische Entwicklung absol-
viert: wahrhaftig ein „Wirtschaftswunder",
nicht nur im atemberaubenden absoluten
Wachstumstempo (Verneunfachung des rea-
len Bruttosozialprodukts von 1950—1973),
sondern insbesondere auch im Strukturwan-
del von Wirtschaft, Gesellschaft und Tech-
nik ).16 So kann es nicht verwundern, daß auch
die Kibbutzim in dieser Periode einen „drama-
tischen Wandel" ) erfahren haben; seine zen17 -
trale Herausforderung stellte die Industriali-
sierung dar, die daher besonders im Blickfeld
der weiteren Betrachtungen stehen wird.
Vorweg ist jedenfalls auf Grund der bereits
genannten Daten zu konstatieren, daß die
Kibbutzim diesen Wandlungsprozeß überlebt
und dabei eine bemerkenswerte Flexibilität
nicht nur in der Anpassung, sondern auch der
aktiven Gestaltung der Verhältnisse bewie-
sen haben.
Da der Trend zur Industrialisierung zwar der
Gesamttendenz der Entwicklung in Israel
entsprach und als solcher auch durch die Re-
gierung politisch gezielt gefördert wurde,
aber dennoch ausschließlich von der Initia-
tive der einzelnen Kibbutzim ausging, sollen
zunächst die Bestimmungsgründe und An-
triebskräfte dieser Initiativen dargestellt wer-
den, bevor die Fakten der Entwicklung selbst
und die aus der Industrialisierung folgenden
Konsequenzen und Probleme beleuchtet wer-
den können.

1. Die „industrielle Revolution“ im Kibbutz:
Ursachen

Hier ist zu differenzieren zwischen verursa-
chenden Faktoren aus höchst unterschiedli-
chen Sachzusammenhängen, die nichtsdesto-
trotz gemeinsam den Industrialisierungstrend
in den Kibbutzim begründet und forciert ha-
ben18). An erster Stelle zu nennen ist eine
besondere Konstellation geopolitischer und
ökologischer Faktoren:

20) E. Heide, Kibbutz-Bewegung wurde Schrittma-
cher von Israels Industrie, in: Kölner Rundschau
vom 28. 1. 1983, S. 5.
21) Vgl. A. Meir, a.a.O., S. 274 ff.

Da bei der Errichtung der Kibbutzim im Zuge
der Besiedlung von Palästina/Israel geopoliti-
sche Gesichtspunkte stark dominierten, war
die Ausstattung der Siedlungen mit natürli-
chen Ressourcen, v. a. Wasser und Land, häu-
fig sehr unterschiedlich bemessen und erwies
sich bei fortschreitender Entwicklung für eine
dauerhafte wirtschaftliche Existenz oft als
nicht ausreichend; in dieser Beziehung „be-
nachteiligte" Kibbutzim, etwa in den Bergen
von Galiläa oder in den Wüstengebieten des
Negev, waren daher von vornherein auf zu-
sätzliche Einkommensquellen angewiesen.
Diese Begrenztheit in der natürlichen Res-
sourcen-Ausstattung war um so problemati-
scher, als ja — sehr im Unterschied zu den
meisten Entwicklungsländern — die Israelis
bis in die sechziger Jahre hinein der rapiden
Entfaltung ihrer Landwirtschaft Priorität ein-
räumten und die Kibbutzim wesentliche Trä-
ger und Schrittmacher dieser Politik waren.
Auch heute noch bildet eine modern geführte
gemischte Landwirtschaft das Rückgrat der
meisten Kibbutz-Wirtschaften, auch wenn
insgesamt kaum noch die Hälfte der gesam-
ten Kibbutzeinkommen in diesem Bereich er-
wirtschaftet wird. Aber sie bearbeiten noch
immer ein Drittel der landwirtschaftlichen
Fläche, nutzen 40% der zur Verfügung ste-
henden Wassermengen und erstellen 40% der
gesamten landwirtschaftlichen Produktion
und Ausfuhr Israels19). Absolut dominierend
sind sie bei den Feldkulturen: 1981 entfielen
über 50% der Weizenernte, 60% der Zucker-
rübenernte und gar 85% der Baumwollpro-
duktion Israels auf die Kibbutzim20).
Die aus der Rationalisierung und Mechanisie-
rung folgende allgemeine Tendenz zur Ab-
nahme landwirtschaftlicher Arbeitsplätze traf
in den Kibbutzim zusammen mit einer genau
gegenläufigen Tendenz soziologisch-demo-
graphischer Faktoren 21): die Kibbutzbevölke-
rung hat im Laufe der Jahre absolut erheblich
zugenommen (in den 30 Jahren nach der
Staatsgründung um etwa 100%) — auch wenn
ihr Anteil an der israelischen Gesamtbevölke-
rung eher abgenommen oder stagniert hat
(s. o.). Diese Entwicklung kam zustande zum
einen durch die ständig steigende Zahl der
Siedlungen, aber auch durch internes Größen-



Wachstum der Kibbutzim: während in den
dreißiger Jahren noch ca. 75% aller Kibbutzim
weniger als 300 Menschen umfaßten, waren
es Anfang der siebziger Jahre nur noch 20%
(meist Neugründungen); mehr als zwei Drittel
der Kibbutzim waren inzwischen in Größen-
ordnungen zwischen 300 und 700 Personen
hineingewachsen (in den dreißiger Jahren
hatte erst 18% der Siedlungen diese Größe). 
Der Anteil der großen und sehr großen Kib-
butzim ist jedoch relativ konstant geblieben;
es gibt auch heute nur sechs Kibbutzim mit
mehr als 1 000 Personen22).
Erst das Zusammentreffen der bisher genann-
ten Faktoren potenzierte die Gefahr latenter
Arbeitslosigkeit in den Kibbutzim und zwang
sie zur Schaffung neuer produktiven Arbeits-
plätze. Dieser Effekt wurde verstärkt durch
den natürlichen Alterungsprozeß in den Kib-
butzim, je nach Gründungsalter der Siedlun-
gen etwa von den fünfziger Jahren an; al-
ternde Kibbutzniks hielten zunehmend Aus-
schau nach leichteren Tätigkeiten als denen
in der Landwirtschaft. Da es zu den unver-
rückbaren Prinzipien des Kibbutz gehört, sei-
nen Mitgliedern eine angemessene Arbeit be-
reitzustellen solange sie nur arbeiten können,
waren auch unter diesem Aspekt industrielle
Beschäftigungsmöglichkeiten gefragt
Dieser demographisch bedingte Wandel der
Arbeitsbedürfnisse differenzierte sich auch
qualitativ weiter mit dem Aufwachsen einer
zweiten und dritten Generation in den Kib-
butzim: ihren ausbildungs- und neigungsbe-
dingten Präferenzen für qualifiziertere Beru-
fe, insbesondere „technically sophisticated
jobs", mußte entsprochen werden, wenn ihre
Zufriedenheit und damit ihr dauerhafter Ver-
bleib in den Kollektivsiedlungen gesichert
werden sollte.
Ähnliches galt im Hinblick auf die Arbeitsbe-
dürfnisse der Frauen: nachdem die hochtech-
nisierte Landwirtschaft immer weniger geeig-
nete Betätigungsfelder für sie bot, wurde ein
Ausgleich in einem anderen Produktions-
zweig um so dringlicher, als auch im Kibbutz
die „typisch weiblichen“ Tätigkeitsfelder in al-
len Service-Bereichen als weniger angesehen
gelten23).

Nicht zuletzt gab es auch handfeste ökonomi-
sche Gründe für die Industrialisierung der
Kibbutzim: Die Landwirtschaft ist auch in Is-
rael ein durchschnittlich weit weniger profi-
tables Geschäft als die Industrie, — nicht zu-
letzt auf Grund einer entsprechenden Politik
der Regierungen; die berühmte „Einkom-
mens-Schere“ zwischen Landwirtschaft und
Industrie existiert auch in Israel24). Das öko-
nomische Überlebensinteresse der Kibbutzim
im Wettbewerb mit ihrer wirtschaftlichen
und gesellschaftlichen Umwelt ließ ihnen in-
sofern kaum eine andere Wahl, als auch
selbst den Weg der Industrialisierung zu be-
schreiten.

2. Die Jndustrielle Revolution“ im Kibbutz:
Fakten

Das rasante Tempo, in dem sich die Kibbutz-
Industrialisierung in den letzten Jahren
entwickelt hat, ist zu Recht als bester Indika
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-
tor unternehmerischer Tatkraft und Innova-
tionsbereitschaft wie auch interner Mobilität
aller Produktionsfaktoren in den Kibbutzim
interpretiert worden. So wuchs z. B. die indu-
strielle Produktion in der ersten Hälfte der
siebziger Jahre jährlich um durchschnittlich
20% in den Kibbutzim, gegenüber ca. 8% in
Israel insgesamt25). Sicher ist schon allein die
Tatsache höchst bemerkenswert, daß es den
Kibbutzim gelungen ist, durch kollektive Ka-
pitalbildung aus dem Agrarsektor heraus eine
ländliche Industrie aufzubauen. Vor allem
aber konnte eine derart massive interne Ver-
lagerung der Arbeitskräfte wohl nur gelingen,
weil im Kibbutz die Verkettung zwischen Be-
schäftigung und Lebensstandard aufgelöst ist
und daher soziale Friktionen nicht wie üblich
den Strukturwandel behindern können.
Schon in den Anfangsjahren der Besiedlung
waren Werkstätten für Reparaturen landwirt-
schaftlicher Geräte und die traditionellen Be-
rufe jüdischer Arbeiter — wie Schneiderei,
Tischlerei, Schlosserei — in den meisten Kib-
butzim vorhanden. Der zweite Weltkrieg, in
dem das damalige Palästina eine große Basis
für die englischen Armeen war, führte zur Er-
richtung eigener Fabriken in den Kibbutzim,
die gewöhnlich landwirtschaftliche Produkte
verarbeiteten. Erst ab Ende der fünfziger
Jahre begann aber in den Kibbutzim die ei-
gentliche Industrieära. Bis 1982 entstanden
über 360 Betriebe, dazu 31 im gastronomi-
schen Bereich26), und nur etwa 15% aller Kib-



butzim leben heute noch ausschließlich von
der Landwirtschaft27). Die Zahl der in der In-
dustrie Beschäftigten liegt bei etwa 17 500,
von denen allerdings nahezu 20% Lohnarbei-
ter sind (s. u.). Die Betriebsgrößen bewegen
sich zwischen zehn und 400 Beschäftigten,
aber ganz überwiegend handelt es sich um
Klein- und Mittelbetriebe mit bis zu 50 Mitar-
beitern. Sie sind im allgemeinen mit modern-
ster Technik ausgerüstet und stehen in dem
Ruf, eine höchst aggressive Verkaufs- und Ex-
portpolitik zu betreiben. Die Voraussetzun-
gen dazu wie generell für die Anwendung
moderner industrieller Planungsmethoden
wurden seit 1963 systematisch geschaffen und
gefördert durch die Etablierung der zentralen
„Kibbutz Industry Association“ als Dachver-
band.
Das Bild der Branchenstruktur der Kibbutz-
Industrien stellte sich 1982 folgendermaßen
dar28): Metallverarbeitende Unternehmen: 83;
Plastik- und Gummiproduktion: 74; Elektro-
technik und Elektronik: ; Textil- und Leder31 -
verarbeitung: 18; Nahrungsmittelindustrie:
18; Möbelfabriken: 18; Druckereien: 10; Optik:
12; Chemie und Biotechnik: 14; Kunstgewer-
be: 21.
Besonders aufschlußreich sind die Verschie-
bungen dieses Strukturbildes im Laufe der
letzten Jahre29): von den in der frühen Indu-
strialisierungsphase dominierenden arbeitsin-
tensiven Fertigungszweigen (in der Textil-,
Holz- und Metallverarbeitung) verlagern sich
neuerdings die Schwerpunkte sehr viel stär-
ker auf die sogenannten „knowledge-intensi-
ve-industries" (Elektronik und Instrumenten-
bau, Plastik- und Gummiprodukte, Optik,
Chemie, Computerdienste). Neben dem be-
reits oben kurz gekennzeichneten Wandel
der Arbeitsbedürfnisse zeigt sich darin die of-
fenkundige Fähigkeit der Kibbutzim, Wachs-
tumssektoren ausfindig zu machen und ihr
Produktionspotential auf erfolgsverspre-
chende Produkte zu lenken. Wie erfolgreich
sie darin waren, kommt in den durchschnittli-
chen jährlichen Produktivitätszuwächsen von
45% der beiden letzten Jahrzehnte zum
Ausdruck wie auch in der Tatsache, daß die
Kibbutz-Industrien 1982 mit 1,15 Milliarden
US- 7% zur gesamten israelischen Industrie-
produktion und — bei einer Exportquote von
26% — 6,2% zum israelischen Export beitru-
gen.

3. Die industrielle Revolution im Kibbutz:
Folgen

Die historische Erfahrung mit den Wirkungen
von Industrialisierungsprozessen auf sozial-
ökonomische und kulturelle Systeme in aller
Welt legt es nahe, auch die ideologische,
räumliche und soziale Identität des Kibbutz
durch seine fortschreitende Umstellung auf
industrielle Produktionsstrukturen und -prin-
zipien hochgradig gefährdet zu sehen. Es ist
daher interessant und über den unmittelba-
ren Erfahrungsbereich Israels hinaus lehr-
reich, die wechselseitigen Anpassungsvor-
gänge von Kibbutz- und Industriesystem und
-Prinzipien im Zuge dieses Prozesses zu ver-
merken, die ja darauf bedacht und geeignet
sein mußten, den Erfordernissen beider Sy-
steme gerecht zu werden.
Ein wesentliches Problem lag und liegt nach
wie vor in der Schwierigkeit, das industrielle
Produktionsvolumen mit dem „geschlossenen
Arbeitsmarkt" des Kibbutz, also seiner eige-
nen personellen Kapazität, abgestimmt zu
halten, da ein allein von der Dynamik des
Marktes bestimmtes Kapazitäts-Wachstum
zwangsläufig die grundlegende Kibbutz-Ideo- 
logie der selbstbestimmten Arbeit in Frage
stellen würde. Konkret heißt dies ja, daß Kib-
butz-Arbeitskräfte nur aus Mitgliedern und
Kandidaten zur Mitgliedschaft bestehen soll-
ten30). Die Beschränkung der tatsächlichen
Größe der Arbeitsbevölkerung des Kibbutz
kann aber nur so lange wirksam sein, wie die
ideologische Barriere gegen die Beschäfti-
gung von Lohnarbeitern von außerhalb nicht
durchbrochen wird. Die „Bresche im ideologi-
schen Zaun, der den Kibbutz vom allgemei-
nen Arbeitsmarkt trennt“31), wurde mit Be-
ginn der .industriellen Revolution' in den
fünfziger und frühen sechziger Jahren zu-
nächst unvermeidlich und wuchs sich bis auf
8—9% der Kibbutz-Beschäftigten aus. Die
Kibbutz-Unternehmen der verarbeitenden In-
dustrie mit einem Lohnarbeiteranteil von
über 50% trugen dazu den Löwenanteil bei.
Angesichts dieser drohenden Aufweichung
eines der grundlegenden Kibbutz-Prinzipien
wurden aber in der Folge starke Gegenkräfte
zu deren Abwehr mobilisiert; sie führten ins-
gesamt dazu, daß dieser Trend im Zaum ge-
halten werden konnte. Heute wird der Lohn-
arbeiteranteil in den Kibbutz-Industrien mit
20% angegeben32).



Dieses „Nicht-Versagen an der Beschäfti-
gungsfront“ — wie es die Kibbutzniks selbst
gern nennen, wenn sie vom Ergebnis ihrer
Bemühungen sprechen, die drohende Durch-
löcherung des Prinzips der Selbstarbeit aufzu-
halten33), wurde auf verschiedenen Wegen er-
reicht: dazu gehören z. B. von den Kibbutzver-
bänden verhängte .Abgaben" auf jeden Lohn-
arbeiter als direktes Druckmittel ebenso wie
der Verkauf einzelner industrieller „Wasser-
köpfe" von Kibbutzim an Außenstehende. Vor
allem aber wurde die zügige Einführung von
arbeitssparenden Techniken im Produktions-
wie auch im Dienstleistungssektor (teilweise
Umstellung der Eßsäle auf Selbstbedienungs-
systeme) gefördert, sowie insgesamt der oben
bereits gekennzeichnete Trend zum Umstei-
gen von arbeitsintensiven Branchen auf
,High-Technology-Industrien34). Als Ergebnis
dieser Entwicklung ist in der Tat eine beacht-
liche Reduzierung der Betriebsgrößen in den
Kibbutz-Industrien zu vermerken: der Anteil
von Kleinbetrieben (unter 30 Beschäftigten)
hat erheblich zugenommen, von 47% 1969 auf
60% 1975, während gerade die relativ größten
Kibbutzbetriebe über 100 Beschäftigten wei-
ter von 11 auf 7% zurückgingen35).

Eine weitere problematische Folge der Indu-
strialisierung für die Kibbutzim ergibt sich
aus der Vereinbarung der Funktionsprinzi-
pien industriellen Managements und indu-
strieller Fertigung mit den traditionellen Kib-
butz-Werten, — wie soziale Gleichheit,
Selbstbestimmung, Nicht-Spezialisierung, be-
rufliche Mobilität, Vermeidung materieller

Leistungsanreize. Denn herkömmliche indu-
strielle Arbeit beruht immer ihrem Wesen
nach auf der Trennung von Hand- und Kopf-
arbeit, dispositiven und Routinetätigkeiten,
erfordert größere Spezialisierung und stren-
gere Koordination, als es die in der Landwirt-
schaft gewohnten formlosen Funktionsweisen
den Kibbutzniks gestatteten. Die industriellen
„Sachzwänge" in Richtung größerer vertikaler
Mobilität und damit beruflicher Differenzie-
rung und Qualifizierung haben die Kibbutzim
insgesamt mit einer Ausbildungsrevolution"
zu kontern und in ihrem Sinne ins Positive zu
wenden versucht: eine exemplarisches Mu-
ster einer .Sozialinnovation ä la Kibbutz’, von
dem noch die Rede sein wird (s. u. III).
Sicher gibt es für die Kibbutzim kein Zurück
auf dem Weg der Industrialisierung: im Wett-
bewerb mit und in der israelischen Gesell-
schaft können und werden sie als soziales Sy-
stem nur überleben, soweit und weil sie sich
so effizient wie nur möglich zu organisieren
verstehen: diese Erkenntnis scheint als eines
der „Geheimnisse“ des Kibbutz-Erfolges fest-
zustehen36).
Es dürfte sich aber auch bereits abzeichnen,
daß das Industriesystem im Zuge seiner „Ein-
verleibung" in das Kibbutzsystem erheblich
umfunktioniert worden ist: in Richtung auf
das, was man heute auch als Konzept einer
„sanften" Industrialisierung 1) bezeichnet, ge37 -
kennzeichnet als menschengemäß — arbeits-
orientiert — bedarfsgerecht — sozialverträg-
lich — umweltschonend — ressourcenspa-
rend — dezentral.

III. Exemplarische Innovationsmuster
und Elemente alternativer Lebensqualität im Kibbutz

Sozialer Wandel im Mikrokosmos des Kib-
butz stellt sich keineswegs nur als passive
und reaktive Anpassung dar, sondern ist of-
fensichtlich in hohem Maß aktiv gestaltete
Veränderung der Verhältnisse. Die besondere
innovatorische Qualität dieses Sozialsystems
kann im Rahmen dieser Arbeit allenfalls
exemplarisch verdeutlicht werden. Dies ge-
lingt am ehesten in einem Bereich, der wie
kein anderer konstitutiv für den Kibbutz ist:
der menschlichen Arbeit. Hier soll die konse-
quente Weiterentwicklung der Produktions-
verhältnisse des Kibbutz nach Maßgabe der
gewandelten Arbeitsbedürfnisse seiner Mit-

glieder gezeigt werden. Die „Lösungsmuster,
die kurz skizziert werden, sind auch insofern
besonders „kibbutz-typisch“, als sie sich um
den zugleich organischen und dynamischen
Zusammenhalt der Generationen im Kibbutz
bemühen. Es geht dabei zunächst um die Jun-
gen, dann um die Alten.



1. Entwicklung der Produktionsverhält-
nisse nach Maßgabe des .Faktors Arbeit'

Exempel 1: die „Higher-Educational-Revolu-
j tion“38) der siebziger Jahre — Zukunfts-Inve-

stitionen in junge Kibbutzniks
j Obgleich die „Erziehung zur Arbeit“ — u. a.
J auch dank Verknüpfung von Arbeit und Ler-

nen schon in der Schule — im Kibbutz im
ganzen als dessen „wichtigster pädagogischer

| Erfolg" registriert wird39), hat sich doch in den
| letzten 20 Jahren die junge Generation der

Kibbutzniks in ihren beruflichen Wünschen
sehr stark vom landwirtschaftlich geprägten
Arbeitsideal ihrer Eltern entfernt 1969 arbei-
teten zwar nur 7% aus der Generation der
Töchter und Söhne im Kibbutz in Berufen, die
eine akademische Vorbildung erforderten, —
aber 56% von ihnen wünschten sich eine sol-
che Ausbildung!40) Bei den Söhnen zielten
diese Wünsche hauptsächlich auf den techno-
logischen und wissenschaftlichen Arbeitsbe-
reich, bei den Mädchen auf Arbeiten im Be-
reich von Kunst, Erziehung und Sozialarbeit,
— ein Ergebnis nicht nur einer entsprechen-
den Erziehung in den Kibbutz-Schulen, son-
dern auch der Lebensform des Kibbutz insge-
samt, der mit der gemeinsamen, inzwischen
durchaus hinreichenden Sicherung der primä-
ren Bedürfnisse seiner Mitglieder zugleich
das Niveau ihrer individuellen Wünsche nach
Befriedigung höherer Bedürfnisse erhöht:
nach Entwicklung ihrer schöpferischen Bega-
bungen etwa und nach Selbstverwirkli-
chung ) . Entgegen41 einer in der Kibbutz-Pu-
blizistik verbreiteten Meinung haben alle em-
pirischen Untersuchungen aber keine Be-
funde erbringen können, die den Wunsch der
Töchter und Söhne nach „Selbstverwirkli-
chung“ individualistisch, auf der Basis von
Konkurrenz und Sieg des Stärkeren, Begabte-
ren und Besseren zu deuten erlaubte; viel-
mehr wird Selbstverwirklichung bewußt er-
strebt „auf der Basis einer qualitativen Gleich-
heit, die auf die Bedürfnisse des einzelnen im
Rahmen einer kollektiven Wirtschaft und Ge-
sellschaft Rücksicht nimmt.“42).
Das Erstaunliche ist nun, daß diese Wünsche
nach .higher education' sich in den 70er Jah-
ren geradezu von heute auf morgen durchge-
setzt haben: die Zahl studierender Kibbutz-

niks hat sich in weniger als zehn Jahren bis
1975 mehr als vervierfacht; 1980 hatten be-
reits 25% der erwachsenen Kibbutzniks eine
Ausbildung im tertiären Bereich absolviert,
gegenüber 7% 15 Jahre zuvor; und für 1982
wird das „Investitionsvolumen“ in junge Kib-
butzniks mit ca. 3000 Studienjahren angege-
ben, d. h. 6% aller Kibbutz-Mitglieder studie-
ren laufend — auch im Bereich der Fortbil-
dung; und dieser Trend setzt sich offensicht-
lich in die absehbare Zukunft fort43).
Diese „Bildungswelle“ in den Kibbutzim wäre
nun im internationalen Vergleich kaum be-
sonders bemerkenswert, wenn sie nicht paral-
lel liefe mit einer entsprechend forcierten
Veränderung der beruflichen Arbeitsmöglich-
keiten im Kibbutz, also dank einer — oben
bereits geschilderten — flexiblen Weiterent-
wicklung seines Beschäftigungssystems. Des-
sen vorrangige Ausrichtung auf die Berufs-
und Arbeitswünsche seiner Mitglieder
kommt besonders gut in einem Statement der
Hakibbutz-Haartzi-Bewegung von 1980 zu
den Zielsetzungen der Kibbutz-Industrien
zum Ausdruck44):
"(a) The factory is part of the kibbutz home in

which the member has a framework for
the expression of his Creative abilities,
the satisfaction of his natural needs for
work and occupation ..
und:

“(b) Occupational diversification: the factory
will be planned so that in the long run
highly skilled Professional and ad-
minstrative jobs will be provided in ac-
cordance with the training, abilities and
desires of the kibbutz members. Highly
skilled occupations will be integrated
into the general labor network of the kib-
butz and the factory."

Änderungen der Berufsstrukturen im Kibbutz
sind aber nicht nur theoretisch gefordert, son-
dern auch praktisch realisiert worden. Trotz
des relativ kurzen Zeitraums läßt sich zwi-
schen 1976 und 1980 ein deutlich verstärkter
Trend zum Ausbau „wissensintensiver" Indu-
striebetriebe in den Kibbutzim verzeichnen,
die in dieser Zeit um 21% mehr in der Zahl
der Betriebe und 31 % in der Zahl der Arbeits-
plätze wuchsen als der Industriebereich, der
als „nicht-wissens-aber-arbeits-intensiv“ ge-
kennzeichnet wird45).
Die Bildungsrevolution im Kibbutz ist nicht
zuletzt deswegen ein so gutes Exempel für
die Innovationskraft dieses Sozialsystems,



weil sie aus individuellen menschlichen Be-
dürfnissen in Gang gekommen ist: „The devel-
opment in higher education in the kibbutzim
where mostly by individual aspirations rather
than initiated by structural changes in the so-
ciety related to technology, market demands,
and the like.“46) Und diese „aspirations" wur-
den nicht etwa durch Pressure-groups der
Jungen umgesetzt: 88% und damit die über-
wiegende Mehrheit aller Kibbutzniks hatten
1973 die Frage positiv beantwortet, ob sie eine
Erweiterung der akademischen Ausbildungs-
möglichkeiten und -Zeiten im Rahmen der
Kibbutzbewegungen wünschten: der „existen-
ziell engagierte Zusammenhalt zwischen den
Generationen" funktioniert offenkundig 47).

Exempel 2: Altersgerechter„Arbeitsstand“ für
Kibbutz-Senioren
Mit Altenproblemen sind die Kibbutzim erst
in den letzten 20 Jahren konfrontiert worden,
— als nämlich sehr plötzlich in den „Veteran-
Kibbutzim" die Gründergeneration — alle auf
einmal! — 55 bis 60 Jahre alt wurde. Die spe-
zielle Altersstruktur der Kibbutzim ergibt
sich aus deren Gründung durch mehr oder
weniger altersgleiche Jugendgruppen, in den
Pionierzeiten wie auch bei jüngeren Neuan-
siedlungen; sie ist heute bei den Veteran-Kib-
butzim gekennzeichnet durch einen Anteil
von 25 bis zu 40% Mitgliedern über 65 Jahren,
getrennt durch ein „demographisches Tal“ von
der Generation der unter 40jährigen „Kinder"
mit deren Familien. Daneben gibt es gleich-
wohl auch heute noch „junge" Kibbutzim, in
denen das älteste Mitglied nicht über
35 Jahre alt ist, ähnlich der Situation der Ve-
teran-Kibbutzim vor dem Zweiten Weltkrieg.
Die Altersschichtung in den Kibbutzim ist
also sehr extrem und unterscheidet sich stark
von der der israelischen Gesellschaft insge-
samt (mit knapp 10% über 65jährigen in deren
jüdischem Bevölkerungsteil und nur 3% bei
den Nichtjuden)48).
Die Probleme, vor die sich viele Kibbutzim
durch das Phänomen des „sudden aging“ ge-
stellt sahen, haben zum einen dazu geführt,
daß Kibbutz-Verbände wie auch Kibbutz-For-
schungsinstitute sich besonders intensiv die-
ser Frage angenommen haben; zum anderen
haben sich in den Kibbutzim bei der Suche
nach „altengerechten“ Formen in allen Le-
bensbereichen eine Fülle praktischer Rege-
lungen, Einrichtungen und Verfahrensweisen

herausgebildet, die in vieler Hinsicht mit
dazu beigetragen haben mögen, daß in Israel
heute vielfach die Kibbutzim geradezu als
„Altenparadies" gelten49).
Soweit sich dieses Urteil überhaupt empirisch
überprüfen läßt, spricht vieles für seine Rich-
tigkeit:
— Die Lebenserwartung von Kibbutz-Mit-
gliedern (Männern wie Frauen) ist eine der
höchsten in der Welt und überstieg 1977 die
allgemeine Lebenserwartung der jüdischen
Bevölkerung in Israel um 3,5 Jahre: eine an-
gesichts der harten Lebensbedingungen ge-
rade der Siedler-Veteranen immerhin bemer-
kenswerter Tatbestand50). Die Ergebnisse al-
ler Untersuchungen weisen darauf hin, daß
der „environmental factor“ im weitesten Sinne
wesentlich zur hohen Lebenserwartung und
-qualität im Kibbutz beiträgt: abrupte Ände-
rungen in den verschiedenen Lebensrollen —
Arbeit, Familie, soziales Umfeld, Lebensraum
— bleiben dem älterwerdenden Kibbutznik
erspart, die sichere Einbindung in die Ge-
meinschaft sozial und ökonomisch, setzt sich
fort mit allen Rechten und Pflichten; dank
Gleichheitsprinzip gibt es im Kibbutz keine
Minderung des Lebensstandards im Alter (im
Gegenteil, z. B. neue und bessere Wohnungen
werden üblicherweise nach Anciennität zuge-
teilt); der am Ort konzentrierte Familienzu-
sammenhalt ist die Regel, und damit die in
den Kibbutzim ganz auffällige großfamiliäre
Einbindung der Alten — (mit höchst lebendi-
gen Großeltern-Rollen!). Hinzu kommt eine
erstklassige medizinische Vorsorge und Ver-
sorgung wie auch viele aus dem ländlichen
Leben resultierende Vorzüge, Abwesenheit
von Streß, Wettbewerb etc.
— Es gibt einige neuere empirische Untersu-
chungen dazu, was die älteren Kibbutzniks
selbst für die gewichtigsten Komponenten ih-
rer Lebensqualität halten und womit sie mehr
oder weniger zufrieden sind51). Das höchst be-
achtliche einhellige Ergebnis: die Arbeit
nimmt bei den älteren und alten Kibbutzniks
eine noch zentralere Rolle ein als bei den
Jungen, und sie trägt gerade bei den Älteren
am meisten zur allgemeinen Lebenszufrie-
denheit bei, vor anderen Domänen wie Fami-
lie, sozialen Aktivitäten, Freizeitbeschäfti-
gung. Es ist also wieder einmal die Arbeit, die
auch für die Rolle der Alten im Kibbutz prä-
gend und kennzeichnend ist, — und die um-



gekehrt den Kibbutz vor die Herausforderung
gestellt hat, „altengerechte“ Arbeitsformen
und -platze zu entwickeln. Zumal im Kontrast
zu den hierzulande gängigen Vor-Ruhe-
standsregelungen und Früh-Pensionierungs-
Tendenzen wirkt dieser kibbutztypische Weg

I eines altersgerechten .^rbeitsstandes“ für Se-
I nioren sicher fast absurd oder jedenfalls ver-
I blüffend und verdient nähere Betrachtung:
In der Tat ist der Kibbutz eine der ganz weni-
gen Produktionsgemeinschaften, in denen es

| keinerlei Altersgrenzen für die Arbeit gibt;
lediglich in einigen Kibbutzim gibt es ab 70

I eine Option für Nicht-Arbeit, die aber erfah-
rungsgemäß so gut wie nie gewählt wird.
Vielmehr gilt in den Kibbutzim allgemein
eine altersabhängige schrittweise Reduzie-
rung der Arbeitszeit, die bei Frauen mit 45
und bei Männern mit 50 Jahren alle 5 Jahre
eine Arbeitsstunde pro Tag ausmacht, bis her-
unter zu einem 4-Stunden-Tag, der bei Frauen

| also ab 65, bei Männern ab 70 Jahren erreicht
wird. Eine Untersuchung hat aber ergeben,
daß die über 65jährigen Kibbutzniks 56%
mehr Arbeitsstunden leisten als es diesen for-

lmalen Normen entsprechen würde52), wie-
derum ein Indiz für die zentrale Bedeutung
der Arbeit im Leben der Kibbutz-Seniorenl
Angesichts dieser eindeutigen Bedürfnis-
situation der älteren Menschen im Kibbutz ist
es um so wichtiger, „passende" Arbeitsplätze
für sie bereitzustellen, — und hier ist man
sicher erst auf dem Weg zu optimalen Lösun-
gen, wie selbstkritisch auch von Kibbutz-For-
schern verlautet53). Daß das Motiv der Schaf-
fung altersgerechter Arbeitsplätze den Auf-
bau von Industriebetrieben generell sehr ge-
fördert hat, wurde bereits vermerkt. Häufig
wurde sogar bei der Wahl der Branche oder
Fertigungstechnik diesem Gesichtspunkt
Priorität vor solchen des wirtschaftlichen
Kalküls eingeräumt (man spricht in diesen
Fällen von Mifal Beit oder auch der „zweiten
Industrie"). 62% der älteren Kibbutzniks arbei-
ten momentan in der Industrie und im Dienst-
leistungsbereich der Kibbutzim (ohne Erzie-
hung), in denen sie aber nur zu 38% schon in
ihren jungen Jahren tätig waren.
Der Wechsel an einen altersgerechteren Ar-
beitsplatz bringt für den Kibbutznik auch des-
halb kaum neue Probleme, weil dank Rota-
tionsprinzip und Förderung beruflicher Mobi-
lität das Kibbutz-System seine Mitglieder oh-
nehin zu häufigerem Wechsel ermuntert und
veranlaßt, so daß ein 65jähriger meist in sei-
nem Arbeitsleben bereits drei bis fünf ver-

schiedene Berufe ausgeübt und noch sehr viel
mehr Funktionen innegehabt hat Die alten-
gerechten Arbeitsplätze in der Industrie sind
meist durch besonders günstige physische
Umweltbedingungen (Klimatisierung, Lärm-
schutz, Komfort am Arbeitsplatz), insbeson-
dere aber durch gute soziale Verhältnisse (ho-
mogene Kleingruppen) und für die individu-
elle Disposition flexible Ausgestaltung (dispo-
nible Arbeitszeiten — z. B. auch nachts) ge-
kennzeichnet.

2. Der Kibbutz als .ökologisches Gemein-
wesen’: Elemente alternativer Lebens-
qualität

Da für den Kibbutz als kollektive Gemein-
schaft die allseitige Verflechtung sämtlicher
Lebensbereiche konstitutiv ist, lassen sich
einzelne Elemente der Lebensqualität nur
sehr schwer aus diesem Geflecht heraus iso-
lieren. In der kritischen Sozialwissenschaft
steht neuerdings hierfür der Begriff des „öko-
logischen Gemeinwesens“ zur Verfügung, de-
finiert als „die Gesamtheit der in der mensch-
lichen, gesellschaftlichen und natürlichen
Umwelt heute und in Zukunft miteinander
vernetzten Teilsysteme“54). In der Tat kann
man den Kibbutz als spezifisch „ökologisch“
orientiert bezeichnen: im Sinne eines erwei-
terten ökologischen Ansatzes, nicht im enge-
ren. „biologischen" Sinn, sondern als „Vernet-
zung von menschlich-sozialer und natürlicher
Mitwelt, Umwelt und Nachwelt.“55) Daher ist
es auch kein Zufall, daß die aus der Kritik des
modernen Industrialismus entstandenen al-
ternativen Denkansätze und Konzepte für ei-
nen „Ökosozialismus" in so vielen Punkten die
Lebens- und Wirtschaftsform des Kibbutz ge-
radezu herausfordern, jedenfalls zu bestätigen
scheinen: „Ökosozialismus" als Etikett einer
„begrifflichen Bündelung der verschiedenen
Aspekte des Konzepts einer humanen und
ökologisch vernünftigen Gesellschaftsord-
nung."56)
Im Sinne dieses Ansatzes wird also im folgen-
den versucht, aus den im .ökologischen Ge-
meinwesen' Kibbutz vernetzten menschli-
chen, sozialen und natürlichen Teilsystemen
schlaglichtartig einige Elemente alternativer



Lebensqualität aufzuzeigen. Die zentrale
Rolle und Wertung der Arbeit im Leben der
Kibbutzniks legt es nahe, ihr auch hier beson-
deres Augenmerk zuzuwenden:

a. Qualität des Arbeitslebens im Kibbutz:
Sinnvolle Tätigkeit
für den ganzen Menschen

Die .Arbeit" im Kibbutz entspricht schon in
der Abgrenzung nicht der von der Vermark-
tungsfähigkeit her definierten (Lohn-)Ar-
beit57). Sie ist insofern — in der Marxschen
Unterscheidung und Terminologie — viel
eher Tätigkeit = „menschliches Tun im Reich
der Freiheit"; denn Arbeit ist danach „mensch-
liches Tun im Bereich der Notwendigkeit",
unter dem Zwang der Existenzsicherung; der
direkte „Lebensunterhalt“ ist aber im Kibbutz
ja gerade von der .Arbeit“ abgekoppelt.
Dem Wesen der Kibbutz-Arbeit wird am be-
sten ein ökologisch orientiertes Arbeitsver-
ständnis gerecht: „... Arbeit ist Lebenssiche-
rung und Selbstverwirklichung des Menschen
durch gestaltendes Handeln im Dienste des
ökologischen Gemeinwesens, — ... das Reich
der Notwendigkeit und das Reich der Freiheit
gehören zusammen ... ihre Aufteilung wider-
spricht der Ganzheitlichkeit des Menschen
und ist auf Dauer inhuman .. .).58

Welche menschlichen Tätigkeiten „im
Dienste“ des Kibbutz als .Arbeit" gelten, ist
schon verschiedentlich angesprochen wor-
den.
Die Grenze zwischen Arbeitsleben und Pri-
vatleben des einzelnen ist demnach fließend.
Man kommt daher auch nicht auf die Idee,
derartige „Tätigkeiten“ aus dem Leben der
Menschen verbannen zu wollen: Arbeit wird
im Kibbutz nicht als notwendiges „Übel” ange-
sehen und daher weder gemieden noch auf
das „unvermeidliche Maß“ reduziert. Das er-
klärt auch das zeitliche Gewicht der Arbeit
im Leben des Kibbutzniks, gewissermaßen
das Maß seiner „Selbstausbeutung": denn der
Kibbutznik arbeitet mehr als andere!
— 60% der Kibbutz-Bevölkerung „arbeiten",
gegenüber 35% der Gesamtbevölkerung in Is-
rael ).59

— Der normale Arbeitstag eines Kibbutzniks
ist acht Stunden lang, in einer Sechs-Tage-

Woche, mit verschiedenen zusätzlichen Ge-
meinschaftspflichten 1t. Dienstplan60).
— Das Gewicht der Arbeit im Leben des Kib-
butzniks wird am deutlichsten aus seiner Le-
bensarbeitszeit, die besonders stark kontra-
stiert zu dem in der industriellen Arbeitsge-
sellschaft allgemein üblichen Teilungsschema
in vier „Lebenskästchen“61): den Ausbildungs-
kasten am einen, den Ruhestandskasten am
anderen Ende der Lebenszeit und in der
Mitte die Arbeits- und die Freizeit. Alle drei
„Nicht-Arbeits-Kästen“ zeigen nicht nur die
Tendenz, sich enorm auszuweiten, sondern
auch losgelöst vom Bezug zur Arbeitswelt ein
starkes Eigengewicht im menschlichen Leben
zu gewinnen: Inbegriff eines auch in dieser
Hinsicht „zerteilten“ Menschenschicksals im
Industrialismus! Das ganzheitliche Men-
schenbild des Kibbutz hat auch dem wider-
standen: Zeit-„Kästchen" gibt es im Leben des
Kibbutzniks nicht, .Arbeitszeit-Verkürzung“
in ihren verschiedenen Dimensionen kann in
den Kibbutzim kein Thema sein!
Die „Befreiung der Arbeit“, nicht die „Befrei-
ung von Arbeit“, das war und ist das zentrale
Anliegen der Kibbutz-Bewegung und steht
nach wie vor im Mittelpunkt aller Bemühun-
gen in der Arbeitswelt des Kibbutz; diese sind
mit der Industrialisierung noch stärker akzen-
tuiert und sytematisiert worden62). Im weite-
sten Sinne geht es dabei um die Schaffung
von Arbeitsbedingungen, in denen die Men-
schen ihre Persönlichkeit und schöpferischen
Anlagen möglichst entfalten können. Insofern
zielt die Kibbutz-Version einer „Humanisie-
rung der Arbeit" wesentlich weiter und brei-
ter als deren Programmatik hierzulande.

Qualität des Gemeinschaftslebens im Kib-
butz: funktionierende Basisdemokratie.
Die direkte Kibbutz-Demokratie hat sich im
Ganzen als lebens- und entscheidungsfähig
erwiesen und bisher den unleugbaren Gefah-
ren einer Degeneration — besonders ange-
sichts fortschreitender struktureller Differen-
zierung des Kibbutz — widerstehen kön-
nen63). Das demokratische Selbstvertrauen
der Kibbutz-Mitglieder und ihre Bereitschaft



zu verantwortlicher und solidarischer Mitent-
scheidung scheint ausreichend und tragfähig;
dies ist nicht zuletzt ein Sieg für die Theorie
der „Laien-Kompetenz" gegenüber dem tech-
nokratischen „Experten-Anspruch" in der Po-
litik64), aber auch ein Beweis der Praktikabili-
tät direkter Bürger-Partizipation und -Selbst-
bestimmung, die allerdings erwiesenermaßen
in politischen Entscheidungen besser funktio-
niert als bei wirtschaftlichen Angelegenhei-
ten, besonders im industriellen Bereich. Hier
werden gelegentlich „Tendenzen zu exzessi-
ver Autonomie" der Betriebe gegenüber der
Kibbutz-Gemeinschaft und ihren Organen
vermerkt65).

68) M. Rosner/A. Ovnath, a.a.O. S. 25 f.
67) M. Rosner, Ist direkte Demokratie..., a.a.O.,
S. 98 f.
70) Vgl. J. Strasser/K. Traube, a.a.O., S. 241 ff.

Die direkte Demokratie des Kibbutz hat sich
angesichts der höchst komplexen Zielstruktu-
ren dieses Kollektivs nicht nur als hinrei-
chend entscheidungsfähig erwiesen, sondern
auch noch (nach kibbutz-externen Maßstäben
einer „profitablen Produktion“) höchst effektiv
gezeigt Die kibbutz-interne Effizienz hängt
allerdings ab von der optimalen Abstimmung
aller Kibbutzziele aufeinander; die Kibbutz-
Gemeinschaft scheint aber in der Lage zu
sein, die Bewältigung der sich daraus erge-
benden Zielkonflikte demokratisch und mit
relativ geringen Reibungsverlusten zu organi-
sieren: sie widerlegt damit immerhin die Auf-
lassung, daß Demokratisierung stets auf Ko-
sten der Rationalität von Entscheidungen und
der Effektivität ihrer Durchsetzung gehen
muß66)! Vielmehr könnte die Kibbutzerfah-
rung nahelegen, daß Demokratisierung sogar
eher eine vernünftigere und effektivere, d. h.
Tielgerechtere Organisation der Gesellschaft
zu schaffen vermag!
Am Rande sei hier noch auf eine bestimmmte
Schwachstelle im politischen System des Kib-
butz hingewiesen, die besonders kennzeich-
nend für die Vernetzung in diesem Gemein-
wesen ist: die Ämterscheu, d. h. die vielfach
lestzustellende mangelnde Motivation zur
Übernahme von Gemeinschaftsämtern im
Kibbutz, soweit sie leitende Funktionen be-
treffen67). Dieser relative Mangel an Politi-
ken Ambitionen scheint nach entsprechen-
den Untersuchungen vor allem auf eine „ne-
gative-reward balance" zurückzuführen zu
sein: die „Gewinne" — in Gestalt von sozialem
Status, Einfluß, Selbstverwirklichung — aus
solchen Ämtern wiegen die „Verluste" (zusätz-

3 Rosner, Der qualitative Gehalt.., a.a.O.

% Vgl. J. Strasser/K. Traube, a.a.O., S. 241.
1 M. Rosner/A Ovnath, Seven Years Later: chan-

865 in perceptions and attitudes of kibbutz-born
adults and their causes, Haifa 1980, S. 25; M. Rosner,
St direkte Demokratie..., a.a.O., S. 101.

liehe Arbeit: Belastung, Ärger) nicht auf68)!
Dies wird erst verständlich, wenn man die
Rangfolge des Sozialprestiges der verschie-
denen Rollen im Kibbutz kennt: höchstes An-
sehen und Sympathie im Kibbutz genießen
nämlich der „hervorragende Arbeiter" und
„das loyale Mitglied"; „leitende Amtsträger“
hingegen rangieren in der Wertschätzung
eher im Mittelfeld und sind in der Beliebtheit
die „Vorletzten" (von insgesamt sieben Posi-
tionen)69): Wiederum ein Indiz für die überra-
gende Bedeutung der Arbeit im gesamten so-
zialen Wertsystem des Kibbutz, aber zugleich
auch für den sehr geringen „Machtgehalt" von
Führungspositionen im Kibbutz.
Wenn als letztes nach Elementen der Lebens-
qualität im natürlichen Lebensraum des Kib-
butz gefragt werden soll, muß sozusagen als
Prinzip des ökologischen Gemeinwesens
noch dessen Größe, bzw. gerade Kleinheit
herausgestellt werden. Die Rehabilitation der
„kleinen Einheit" — „small is beautiful" — als
politisch hoch aktuelle Forderung nach De-
zentralisierung und größerer Überschaubar-
keit der Zusammenhänge in allen Lebensbe-
reichen ist ja entstanden vor dem äußerst ne-
gativen Erfahrungshintergrund mit überkon-
zentrierten und -zentralisierten, weiträumig
vernetzten Strukturen der modernen Indu-
striegesellschaft ).70

Qualität des natürlichen Lebensraums Kib-
butz: das „urbane“ Dorf.
Dank seines festgefügten Wertsystems ist der
Kibbutz kein Opfer der immanenten Wachs-
tumsdynamik von Industrialisierung und Mo-
dernisierung geworden: sein „geschlossener
Arbeitsmarkt" hat hier offensichtlich verhin-
dert, was weltweit als Agglomerations- und
Urbanisierungstendenzen die Industrialisie-
rung begleitet und nicht zuletzt die Ökologie
aus dem Gleichgewicht bringt. Die gemischte
agro-industrielle Struktur, wie sie sich in den
Kibbutzim herausgebildet hat, vereinigt öko-
nomische mit ökologischen Vorzügen — auch
wenn im hochtechnisierten Agrarbereich
stellenweise die natürliche Umwelt doch
hochgradig „strapaziert“ wird —, aber eben
immer in relativ kleinem Maßstab.
Da die Erfahrungen zeigen, daß die „stadtna-
hen" Kibbutzim sich in der Regel nicht haben
halten können, scheint die räumliche Distanz
zu städtischen Siedlungszentren, d. h. also
ländliche Abgeschiedenheit im Sinne relati-



ver räumlicher Abgeschlossenheit gegenüber
der Außenwelt, eine Überlebensbedingung
des Kibbutz zu sein71). Der Kibbutz als Sied-
lungsform ist ja in seiner internen Struktur
auf Nähe aller zu allen und zu allm gebaut:
nur etwa 30% seiner Beschäftigten haben im
Durchschnitt ihren Arbeitsplatz außerhalb
des unmittelbaren Siedlungskomplexes, also
z. B. in etwas entfernter gelegenen Plantagen
oder auch Betrieben und Schulen. Dadurch ist
eine gegenseitige Nähe vom Produktions-
und Konsum-Sektor, von Arbeitswelt und
Freizeitbereich gegeben, wie sie sonst nur in
vorindustriellen Produktionsverhältnissen die

Regel war. Der im Zentrum der Siedlung gele-
gene Speisesaal wird als das „sinnfälligste
Symbol der kollektiven Ökologie des Kib-
butz“72) bezeichnet, zumal er gleichzeitig Mit-
telpunkt seines politischen und kulturellen
Lebens ist; für dessen Qualität hier nur als
Quintessenz einer Untersuchung der Freizeit-
kultur in den Kibbutzim gesagt werden kann:
.... In einer ländlichen Umgebung hat der
Kibbutz eine kulturelle Vielfalt und Rahmen-
bedingungen für künstlerische und kulturelle
Kreativität geschaffen, die mit denen in der
Stadt vergleichbar sind und sie auf manchen
Gebieten sogar übertreffen .. .)73

IV. Lehren aus der Kibbutz-Erfahrung

Das „nicht gescheiterte Experiment“ Kib-
butz74) entzieht sich einer abschließenden
Würdigung. Überlegungen zur Relevanz sei-
ner Erfahrungen in sieben Jahrzehnten für
die Außenwelt anzustellen kann nicht heißen,
die daraus zu gewinnenden Lehren im einzel-
nen aufzulisten und zu evaluieren. Ohnehin
entspräche es nicht Geist und Selbstverständ-
nis der Kibbutz-Bewegung insgesamt, würde
man ihr unterstellen, daß sie sich und ihre
Lebensformen der Außenwelt schlicht „zur
Nachahmung" empfehlen wollte: dazu ist den
Kibbutzniks Selbstzufriedenheit zu fremd und
ihre Neigung viel zu notorisch, ihre Leistun-
gen eher an ihren eigenen hohen Gründungs-
idealen zu messen als an den mäßigen Erfol-
gen anderer Gesellschaften. „Zukunftswei-
send" für die Suche nach neuen menschlichen
Lebens- und Wirtschaftsformen in der Indu-
striegesellschaft kennen insofern wohl immer
nur einzelne innovative Elemente des Kib-
butz-Systems sein, — z. B. sein „Alten"-Modell;
oder seine Praxis der Ämter-Rotation, des
„job-enrichment"; oder auch sein „ganzheitli-
ches" Verständnis der Arbeit. Der Kibbutz ist
jedoch viel zu einzigartig in seinen histori-
schen und ideologischen Konstellationen, als
daß er als Gesamtmodell einer alternativen
Lebens- und Wirtschaftsform schlechthin gel-
ten könnte; das zeigen auch die im ganzen
erfolglosen Versuche seiner Kopierung in an-
deren Ländern (z. B. Japan, USA)75).

Dennoch darf nicht übersehen werden, daß
für die' Kibbutz-Ideologie ein starkes missio-
narisches Element konstitutiv ist, das sich
aber durch und durch zionistisch versteht,
d. h. auf die nationalen Belange des jüdischen
Volkes im Staate Israel gerichtet ist Der Kib-
butz will „Lehren" erteilen76); er soll deshalb
in dieser Rolle in der israelischen Gesell-
schaft noch abschließend kurz gewürdigt wer-
den.

1. .Ständige Herausforderung“ als Prinzip:
der Kibbutz in der israelischen Gesell-
schaft.

In Wandel und Kontinuität des Kibbutz über
die Jahrzehnte ist seine Auseinandersetzung
mit den ständigen Herausforderungen seines
gesellschaftlichen Umfeldes sichtbar gewor-
den; die Kibbutzim haben sich in diesem Pro-
zeß zu behaupten und konsolidieren ver-
mocht dank der Bewahrung ihrer ideologi-
schen und generativen Identität.
Im Unterschied zu anderen utopischen Ge-
meinschaften versteht sich der Kibbutz aber
auch seinerseits als vitale Herausforderung
an die israelische und jüdische Gesellschaft,
und zwar in mehrfacher Beziehung77) als
— „Leader" — d. h. als Pionier den Weg zu
weisen für soziale und nationale Ziele und
deren Realisierung;
— „Modell" — als Vorbild für ‘alle Israelis in
den verschiedensten Lebensbereichen, wenn
auch nicht als ganzheitliche Lebensform;
— „Center of attraction" — zur Anziehung
derjenigen Menschen aus der israelischen



Gesellschaft, die bereit sind, sich mit dem
„Kibbutz way of live" zu identifzieren.
Der relative Verlust an politischer Führer-
schaft der Kibbutzim in Staat und Gesell-
schaft ist bereits deutlich geworden; ihre Mo-
dell-Wirkung ist nur schwer zu konkretisie-
ren und angesichts des Prozesses rapide fort-
schreitender sozialer und ethnischer Diffe-
renzierung und Polarisierung der israelischen
Gesellschaft eher ebenfalls rückläufig zu se-
hen. Damit verbleibt als greifbarste Heraus-
forderung die .^Attraktivität“ der Kibbutzim
für die Israelis selbst, ablesbar an deren Be-
kundungen von Sympathie, Interesse oder
Hochachtung für die Kibbutzim, bis hin zur
Abstimmung mit den Füßen“, also den Mit-
glieder-Bewegungen, vor allem denen in die
Kibbutzim hinein; deren absolute Freizügig-
keit macht sie zu einem echten Gradmesser
dieser Attraktivität In der Freiwilligkeit des
Ein- und Austritts ist die Freiheit der indivi-
duellen Identifizierung mit dem Kibbutz und
seinem Wertsystem gewissermaßen institu-
tionalisiert: es bleiben und kommen nur dieje-
nigen als Mitglieder, die mit ihm einverstan-
den sind, — ein ganz entscheidender Faktor
für die Geschlossenheit und Stabilität des
Kibbutz-Systems!
Die durchschnittliche Abwanderungsquote
von 40—45 % v. a. junger Kibbutzniks in den
letzten Jahren ist natürlich auch ein Grad-
messer für die hohe Spannung und die wach-
sende Kluft zwischen „innen“ und „außen“.
Aber immerhin über die Hälfte der im Kib-
butz Geborenen bleibt und identifiziert sich
mit seiner Lebensform, d. h. sie findet sie bes-
ser als die konventionellen Lebens- und Or-
ganisationsformen „draußen". Der durch-
schnittliche jährliche Zuzug von Mitgliedern
von außerhalb — neuerdings verstärkt „Stadt-
flüchter“ und junge Familien — wird dagegen
mit ca. 1 000 angegeben ) . Diese sehr mode78 -
rate Zahl kontrastiert aber auffallend mit der
Zahl derjenigen Israelis, die sich bei regelmä-
ßig wiederholten Befragungen als „prinzipiell
interessiert" am Kibbutzleben bekennen: sie
rechnet sich hoch auf ein Potential von im-
merhin 60 000 Menschen, wobei als Hauptmo-
tiv die „besondere Lebensqualität" im Kibbutz
wesentlich vor dessen besonderer ideologi-
scher Ausrichtung rangiert.
Diese Diskrepanz der Zahlen ist für die Kib-
butzim in doppelter Hinsicht erfreulich und
alarmierend zugleich: sie zeigt einerseits das
hohe Maß an Sympathie und Interesse, auf
das sie in der israelischen Gesellschaft bauen
können (selbst eine Mehrheit von 56% der

Likud-Wähler „unterstützte“ bei einer Befra-
gung 1978 den Kibbutz-Gedanken, und uner-
wartet hoch ist auch das festgestellte starke
Interesse am Kibbutzleben im sephardischen
Teil der Bevölkerung). Diese positive Grund-
einstellung in der israelischen Gesellschaft
wird aber nur wenig in entsprechendes Han-
deln (z. B. Eintritte) umgesetzt. Dabei spielt si-
cher der ebenfalls zutagegetretene Mangel an
direktem Kontakt eine Rolle: fast die Hälfte
der Befragten gaben an, noch nie in einem
Kibbutz gewesen zu sein. Die hohe Einschät-
zung ihrer Lebensqualität ist einerseits für
die Kibbutzim zwar schmeichelhaft, zeigt aber
zugleich die Notwendigkeit, ihre ideologische
Basis auch nach außen deutlicher zu machen,
um nicht etwa die „falschen“ Sympathisanten
anzuziehen. Hier gibt es in den allerletzten
Jahren Anzeichen, daß die Kibbutzniks offen-
siv in die sozialen Konfliktfelder der heutigen
israelischen Gesellschaft einsteigen79): so lei-
sten sie etwa freiwillige Gemeinschaftsarbeit
in Entwicklungsstädten und sozialen Pro-
blemgebieten, oder sie nehmen Gruppen so-
zial unterprivilegierter Stadtjugendlicher in
Kibbutz-Schulen auf (1979: nahezu 5000).

2. Die Kibbutz-Lektion zum Innovations-
Potential der Industriegesellschaft
in West und Ost

Nichts hat so sehr die „Bewährung" des Expe-
riments Kibbutz in den Augen außerisraeli-
scher Kommentatoren zu bestätigen ver-
mocht wie sein ganz unbestreitbarer wirt-
schaftlicher Erfolg, — wenngleich wahrlich
die Ökonomie im Kibbutz immer nur Mittel
zum Zweck war und ist. Aber natürlich ver-
führt die Greifbarkeit und Vergleichbarkeit
der Meßlatte des wirtschaftlichen Ergebnis-
ses zur Bevorzugung dieses Erfolgskriteriums;
und außerdem provozieren die gängigen, auf
Erfahrung beruhenden Erwartungen und
ideologischen Vorurteile80) es geradezu, die-
sen Teil der Kibbutz-Lehren besonders her-
auszustellen.
In der Tat hat sich ja die innovative Ökono-
mie des Kibbutz den Leistungen kapitalisti-
schen Wirtschaftens nicht nur gewachsen,
sondern in mancher Hinsicht sogar überlegen
gezeigt, — von einem Vergleich mit Ergebnis-
sen im Staatssozialismus ganz zu schweigen.
Will man also im Kibbutz einen lebendigen



Beweis für oder gegen sozialökonomische
Doktrinen im west-östlichen Denkschema se-
hen, so könnte er allerdings den Vertretern
des wissenschaftlichen Sozialismus recht ge-
ben, die sich nach Aufhebung der privaten
Verfügung über die Produktionsmittel und
Abschaffung der Lohnarbeit eine „Entfesse-
lung der Produktivkräfte" und die Entstehung
einer ökonomisch überlegenen Produktions-
form erwarten. Aber gerade im Hinblick dar-
auf, daß das Kibbutz-Experiment ja eine
ebenso lange Geschichte hat wie das erste
sozialistische Experiment auf nationalstaatli-
cher Grundlage — die Sowjetunion —, ist
festzustellen, daß der Kibbutz die sozialisti-
schen Prinzipien sehr viel konsequenter in
die Praxis umgesetzt hat, als es in irgend
einer der Gesellschaften des realen Sozialis-
mus bis auf den heutigen Tag je geschehen
ist: nicht nur Produktion und Produktionsmit-
tel wurden vergesellschaftet, sondern auch
völlige ökonomische und soziale Gleichheit
und Gleichberechtigung eingeführt, womit in
der Konsequenz v. a. für die Rolle der Frau
auch die Sozialisierung der Dienstleistungen
und von Teilen des Konsums verbunden ist:
insofern praktiziert der Kibbutz wirklich
Kommunismus „in Reinkultur". Aber: Konsti-
tutives Element und Lebenselexier des Kib-
butz ist eben auch und zugleich das Prinzip
der Freiheit und Freiwilligkeit und die Orien-
tierung an einem ganzheitlichen humanisti-
schen Menschenbild! Wenn der Kibbutz et-
was „beweisen“ kann, dann dies: daß Sozialis-
mus und Freiheit als Ordnungselemente in
der Praxis doch vereinbar sind; und daß de-
mokratische Entscheidungsprozesse die Ver-
bindung der beiden Elemente zuwege zu brin-
gen vermögen, — wenn und soweit die Frei-
heit der individuellen Identifizierung mit dem
verbindlichen Wertsystem gewährleistet ist.
Die Kibbutz-Erfahrung zeigt aber auch, daß
das west-östliche Denk- und Unterschei-
dungsschema: Kapitalismus — Kollektivis-
mus keineswegs die wichtigste Dimension im
Innovationsbedarf der heutigen Industriege-

sellschaft anzeigt; vielmehr ist es die Suche
nach alternativen Lebens- und Wirtschaftsfor-
men für den modernen Industrialismus
schlechthin, der das Kibbutz-Modell so beson-
ders aktuell macht. Allerdings sollte sogleich
angemerkt werden, in welcher Hinsicht der
Kibbutz nicht .alternativ' im Sinne gleichbe-
nannter Konzepte, Kommunen und politi-
scher Gruppierungen heute ist: Basieren
diese im Ganzen auf einer Protest- oder sogar
Verweigerungshaltung gegenüber der indu-
striellen Leistungsgesellschaft, so ist der Kib-
butz eher gekennzeichnet durch Produktivis-
mus und Innovationsfreudigkeit, auch und ge-
rade im technisch-wirtschaftlichen Bereich.
Gleichwohl ist die Relevanz der Kibbutz-Er-
fahrung gerade für die Suche nach ökologisch
und sozial .verträglicheren' Formen des Ar-
beitens, Produzierens, Konsumierens, Indu-
strialisierens, Siedelns offenkundig. Insofern
stellt die hier skizzierte Entwicklung und
Wandlung der Kibbutzim in den letzten Jahr-
zehnten auch ein Stück Anschauungsunter-
richt zum überfälligen Bedarf wie auch zum
Potential an sozialen Innovationen im Indu-
strialismus dar: von einer .Humanisierung der
Arbeitswelt',' die diesen Namen wirklich ver-
dient, d. h. den .ganzen' Menschen zum Maß
der Produktionsverhältnisse macht, bis hin zu
einem .qualitativen Wachstum', das Ökono-
mie und Technik im Einklang mit der natürli-
chen und sozialen Umwelt entwickelt — be-
dürfnisgerecht und aus hautnaher Verantwor-
tung für die nachwachsende Generation zu-
kunftsorientiert. In diesem Sinne ist der Kib-
butz wohl doch sogar „spezifisch jüdisch": eine
Verkörperung der Mischung aus visionärer
Begabung, intellektueller Brillanz und prakti-
schem Lebensgespür, die dieses Volk 2000
Jahre Diaspora hat überdauern lassen. Auch
wenn der Kibbutz etwas höchst „Säkulares" ist
— vielleicht ist er doch so etwas wie eine
„Botschaft zum Anfassen" —, daß nämlich ein
humaner und ökologischer Fortschritt in der
industriellen Gesellschaft heute „machbar" ist
jedenfalls im Kleinen.



Jochanan Hans Roman: Neue Entwicklungen in Israels Parteienlandschaft
Aus Politik und Zeitgeschichte, B 46-47/84, S. 3—13

Mit einem entscheidendem Wahlsieg beendete 1977 der „Likud-Block" unter Führung von
Menachem Begin die 29 Jahre alte Herrschaft der im „Maarach" vereinten Arbeiterpartei-
en. In den Wahlen 1981 konnte der Maarach mit dem Likud wieder gleichziehen, aber
dessen Bundesgenossenschaft mit den religiösen Parteien (mehr als 10% in der 120 Man-
date zählenden Knesset) ermöglichte es dem Likud, wiederum eine Regierungskoalition
zu bilden.
Die folgenden drei Jahre sahen schwere Erschütterungen des Vertrauens in die Außen-
und Innenpolitik der Regierung. Der Libanonkrieg, der nur der Absicherung des nördli-
chen Galiläas gegen Raketenbeschuß der im Südlibanon verschanzten Terroristen dienen
sollte, wurde gegen den Willen des größeren Teils des Jischuw weit über dieses Kriegsziel
hinaus ausgeweitet, und die bereits 1980 inaugurierte populistische Wirtschaftspolitik, die
dem Likud die Wahlen von 1981 retten konnte, hatte inzwischen zu einer Inflation von
schwindelnder Höhe und zu einem beängstigenden Schwund der Devisenreserven ge-
führt Ein im März 1984 eingebrachtes Mißtrauensvotum führte daher zum Sturz der
Regierung und zu Neuwahlen.
Zu den für Juli 1984 angesetzten Wahlen reichten nicht weniger als 26 Parteien ihre
Listen ein; 15 davon gelangten in die Knesset. Für die Mehrzahl der Parteien lag der
Schwerpunkt in der Konfrontierung mit der arabischen Welt — und hier reichen die Pro-
gramme von absoluter Unnachgiebigkeit gegenüber territorialen Forderungen bis zu
ebenso exzessiver, an Selbstaufgabe grenzender Konzessionsbereitschaft. Zu einem Ver-
ständnis der Parteienlandschaft gehört jedoch auch die Einsicht in die divergierenden
Standorte der Parteien in sozio-ökonomischen Fragen, in die Auseinandersetzungen zwi-
schen den religiösen und den säkularen Teilen des Jischuw und nicht zuletzt den zuneh-
menden Einfluß der „Sepharden“ und „Orientalen" auf alle politischen Entscheidungen.
Die Wahlen vom Juli 1984 ergaben ein absolutes „Unentschieden" zwischen Maarach und
Likud. Es kam daher zu einer „Regierung der nationalen Einheit“, der als vordringlichste
Aufgabe die Überwindung der Wirtschaftskrise gesetzt ist

Amnon Neustadt: Israelische Nahost-Politik nach den Wahlen 1984. Perspek-
tiven einer politischen Wende
Aus Politik und Zeitgeschichte, B 46-47/84, S. 14—18

Im Sommer 1984 war der israelische Staatsbürger erneut aufgerufen worden, seinen
Stimmzettel abzugeben. Zwei Hauptprobleme standen im Zentrum der Wahlentschei-
dung: erstens die besorgniserregende wirtschaftliche Lage des Landes und zweitens die
sicherheitspolitische Situation an der nördlichen Grenze des Staates. Der hohe finanzielle
Aufwand, den der Verbleib der israelischen Streitkräfte im Libanon erfordert, verdeutlicht
den engen Zusammenhang zwischen den genannten Sachthemen.
Eine zusätzliche Problematik, die eines der Zentralthemen während des letzten Wahl-
kampfes bildete, war die Auseinandersetzung um die Zukunft der Westbank und mit ihr
verknüpft die Frage der möglichen Annäherung an Jordanien. Im Vergleich zu der grund-
sätzlichen Übereinstimmung bei der Behandlung der sicherheitspolitischen Problematik
an Israels Nordgrenze offenbarten die dominierenden politischen Kräfte im Lande (Ma-
rach- und Heruth-Block) einen tiefen und gravierenden Dissens bei der geplanten Annä-
herung an Israels östlichen Nachbarstaat. Das Wahlergebnis und die daraus entstandene
neue politische Konstellation in Israel erschwert jede klare Aussage über die weitere offi-
zielle israelische Nahostlinie. Die Übereinstimmung über die Notwendigkeit einer Zu-
rückziehung der israelischen Streitkräfte aus dem Libanon läßt Hoffnungen zu, was eine
Lösung in diesem Gebiet betrifft. Demgegenüber wird die kontroverse Haltung in der
Behandlung der Westbank-Angelegenheit wahrscheinlich auch weiterhin die beiden gro-
ßen politischen Lager des Landes trennen und damit unter Umständen sogar zum Schei-
tern der eingegangenen „Zweckehe" führen. Ob und welche politische Kraft letztlich die
größere Durchsetzungsfähigkeit in dieser brisanten Frage haben wird, bleibt vorläufig
ungelöst. Andererseits wäre auch die völlige Einfrierung der Problematik aufgrund der
unsicheren politischen Konstellation nicht unrealistisch.



Michael Wolffsohn: Deutsch-israelische Beziehungen im Spiegel der öffent-
lichen Meinung
Aus Politik und Zeitgeschichte, B 46-47/84, S. 19—30

Der vorliegende Aufsatz versucht, die Beziehungen zwischen der Bundesrepublik
Deutschland und Israel anhand von Meinungsumfragen nachzuzeichnen; allerdings sind
die Erhebungen nicht „spiegelbildlich", d. h. sie wurden unabhängig voneinander durchge-
führt. In der Bundesrepublik gab es zwischen 1965 und 1983 nur zwei Zeitpunkte, zu
denen die Sympathie der Westdeutschen mehr „den” Arabern als „den” Israelis gehörte: Im
Mai 1981 (nach Begins Angriffen auf Bundeskanzler Schmidt und „das" deutsche Volk)
sowie nach dem Massaker von Beirut im Oktober 1982. Zwar genießt Israel inzwischen
wieder einen Sympathievorsprung, doch ist er im Vergleich zu früher wesentlich ge-
schrumpft. Die meisten Bundesbürger gehen zu beiden Seiten, Israel und „den“ Arabern,
auf Distanz.
Bei den israelischen Erhebungen wird zwischen Grundsatzfragen, Alltagsfragen mit
grundsätzlichem Charakter sowie Fragen zum politischen Alltag unterschieden. Im
Grundsätzlichen sind Vorbehalte Deutschland gegenüber erkennbar, doch räumt die
Mehrheit der Israelis ein, daß die Bundesrepublik ein „anderes", „besseres" und „neues"
Deutschland sei. Bei den Alltagsfragen mit grundsätzlichem Charakter zeigt es sich, daß
die Sorgen der Gegenwart die Last der beiderseitigen Geschichte in den Hintergrund
drängt. Im Alltagsbereich registriert man mehr oder weniger dramatischen Alltagsärger,
auch Zufriedenheit Die Aufschlüsselung der Daten zeigt vor allem eine größere Aufge-
schlossenheit der jüngeren Israelis gegenüber der Bundesrepublik; die Älteren sind
distanzierter. Israelis euro-amerikanischer Herkunft sowie die besser Ausgebildeten ge-
hen in Grundsatzfragen eher auf Abstand als Juden orientalischer Herkunft; letztere neh-
men in Alltagsfragen gegenüber der Bundesrepublik härtere Positionen ein.

Christiane Busch-Lüty: Der israelische Kibbutz heute. Vom Siedlungspionier
zum Schrittmacher sozialer Innovationen
Aus Politik und Zeitgeschichte, B 46-47/84, S. 31—46

Der israelische Kibbutz als .mikrosozialistisches' Experiment hat eine ebenso lange Ge-
schichte wie das erste sozialistische Experiment auf nationalstaatlicher Grundlage, die
Sowjetunion; in aller Welt gilt es als Markenzeichen für Pioniergeist und Lebensqualität
des jungen israelischen Gemeinwesens in dessen Aufbauphase. Mit heute 3,7% der
Gesamtbevölkerung des Landes ist der Kibbutz in Israel immer ein Minderheitenphäno-
men geblieben, auch wenn die heute 275 Kibbutz-Siedlungen sich als dauerhafte alterna-
tive Lebens- und Wirtschaftsform in der kapitalistischen Industriegesellschaft nicht nur
behauptet haben, sondern sich als Schrittmacher sozialer Innovationen in einer neuen
Pionierrolle bewähren. Herausgefordert durch den stürmischen Wandel ihrer politischen,
sozialen und ökonomischen Rahmenbedingungen seit der Staatsgründung haben sie in
den vergangenen Jahrzehnten einen Prozeß .sanfter' Industrialisierung und Modernisie-
rung absolviert, ohne dabei ihre ideologische Identität auf der Basis von Kollektiveigen-
tum, gemeinschaftlicher Produktion und Konsum, konsequenter sozialer Gleichheit und
Gleichberechtigung aller Mitglieder und ihrer Selbstverwaltung in einer basisdemokrati-
schen Ordnung preiszugeben.
Vor dem Hintergrund der Suche nach alternativen Lebens- und Wirtschaftsformen in der
heutigen Industriegesellschaft liegt es nahe, daß die besonders innovativen Lösungsmu-
ster im Sozialsystem des Kibbutz neuerdings wieder verstärktes Interesse auf sich ziehen.
Dank der zentralen Rolle der Arbeit' in Ideologie und Praxis des Kibbutz sind die Produk-
tionsverhältnisse in den Kibbutzim konsequent nach den sich in der Generationenfolge
wandelnden Arbeits-Bedürfnissen der Kibbutzniks weiterentwickelt worden.
In seiner ganzheitlichen, integrierten Struktur und Lebensorientierung auf der Basis frei-
williger Identifizierung mit einem verbindlichen Normensystem kommt der Kibbutz als
.ökologisches Gemeinwesen' den Vorstellungen sehr nahe, die der heutige „Okosozialis-
mus“ in seinen wesentlichen theoretischen Ansätzen vorträgt. Dies gilt insbesondere für
den Prozeß der .sanften' Industrialisierung der Kibbutzim, der gerade wegen seiner auch
ökonomischen Erfolge bemerkenswert ist und im Leistungsvergleich mit dem kapitalisti-
schen Umfeld der Kollektivwirtschaft der Kibbutzim deren Konkurrenzfähigkeit oder
vielfach sogar Überlegenheit unter Beweis gestellt hat.
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